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Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Ich danke Ihnen für die Möglichkeit, zur Vernehmlassung des Bundesgesetzes zur 
Invalidenversicherung eine Stellungnahme einreichen zu dürfen.  
(https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1) 
In meiner Funktion als Grossrätin und alt Standespräsidentin des Kantons Graubünden habe 
ich mich schon seit Jahren mit dem Thema ASS auseinaner gesetzt und mich bei diesem 
Thema politisch in unserem Kanton engagiert. Ich nehme Stellung aus Sicht vieler bertroffener 
Angehörigen von ASS Personen, welche mich kontaktiert haben. 
Einige Kinder dürfen in Grabünden von IFI profitieren, welche von aaa autismus approach 
angeboten wird. Diese Stiftung wird jedoch über Stiftungsgelder und Eigenleistung der Eltern 
finanziert und leider kann ein Elternbeitrag nicht von allen Familien getragen werden. 
Mir ist es ein grossen Anliegen mit der Stellungnahme darauf hinzuweisen, dass allen Kindern 
mit ASS die Möglichkeit geboten werden sollte, IFI zu erhalten und davon zu profitieren.  
Mit der neuen Gesetzesvorlage werden weiterhin einige Betroffenen von der Finanzierung 
ausgeschlossen.  
 
Art 13a 2 
Eine Finanzierung in Form der Subjektfinanzierung ist wesentlich sinnvoller als die 
Finanzierung mittels Fallpauschalen für eine Institution. Eine Subjektfinanzierung garantiert 
den Zugang zu IFI für ALLE Kinder.   
Die Gesetzesvorlage geht in die Richtung, dass nach wie vor viele Betroffene langfristig keine 
Unterstützung haben werden, wenn die Finanzierung nicht anderweitig geklärt werden kann.  
 
Art 13a 1a und 3c 
Es ist zurzeit gesamtschweizerisch sehr schwierig, Fachpersonal, das sich mit ASS auskennt, 
zu finden. Es gibt zu wenig Personal, das dem kantonalen Recht entspricht, das sich mit ASS 
auskennt. Es gibt viel zu wenig medizinisches Personal, das sich mit ASS auskennt. Wir sind 
der Ansicht, dass auch nicht-medizinisches und nicht-kantonal anerkanntes Personal unter 
der Aufsicht vor Ort und Aufsicht von qualifiziertem, spezialisiertem Personal bei Menschen 
mit ASS eingesetzt werden kann (im Sinne von spezifisch angelerntem Personal).  
Viele Familien wohnen sehr dezentral, und man findet nur sehr wenig Fachpersonen, die bereit 
sind, weite Wege auf sich zu nehmen und diese Familien zu unterstützen. Besteht man auf 
den Einsatz von medizinischem und kantonal anerkanntem Personal, werden viele Betroffene 
keinen Zugang zu Unterstützung erhalten. Um der dezentralen Lage der Klienten gerecht zu 
werden, arbeitet beispielsweise der aaa autismus approach seit über 20 Jahren erfolgreich mit 
einem Einsatz von Co-Therapeut(inn)en, bei welchem auch angelerntes Personal sowie die 
Eltern angeleitet werden, wie sie mit dem Kind arbeiten sollen. Dies ist eine nachhaltige und 
ressourcenorientierte Massnahme.  
Der Einsatz von Co-Therapeut(inn)en ermöglicht zudem den vom Bund vorgegebenen Punkt, 
dass Begleitpersonen von Menschen mit ASS bei Übergängen von Betroffenen mit ihnen 
mitgehen sollen. Diese können nachher beispielsweise im Kindergarten und in der Schule als 
Assistenten eingesetzt werden (dieses Modell ist vielen Kindergärten und Schulen bekannt).  
Dort, wo medizinisch und kantonal anerkanntes Personal (Psychologie, Logopädie, 
Früherziehung) vorhanden ist, sehen wir die Schwierigkeit darin, dass bei dem momentanen 
vorherrschenden Fachkräftemangel die Kinder in der Schweiz nicht flächendeckend gefördert 
werden können, was eine Ungerechtigkeit entstehen lassen würde. Zudem ist es wichtig, dass 
eine einheitliche Methode bei einem Kind durchgeführt wird, da Kinder mit ASS gewisse 
Strukturen und Konstanz benötigen.  
 
Art 13a 3d 
Die Gesundheit eines Kindes darf KEIN Kriterium sein! Aus ethischen Gründen sollten alle 
Kinder Zugang zu IFI erhalten. Kinder mit Mehrfachbelastungen sowie deren Familien 
profitieren in der Regel sehr stark von einer IFI Therapie, welche auch dezentral angeboten 
wird und auch weiterhin angeboten werden muss. 
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Art 13a 3e  
Die Wirksamkeit der intensiven Frühinterventionen ist bereits evaluiert und konnte in vielen 
Fällen aufgezeigt werden. Die Ausgabe der Gelder für Datenerhebungen sollte grundsätzlich 
für die Betroffene eingesetzt werden.  
  
Art 68 
Im Zentrum der Tätigkeit stehen das Kind und die Familien. Das Erfassen von Daten sollte 
nicht einen ebenso grossen Teil der Arbeit einnehmen und dazu führen, dass letztendlich nur 
Kinder mit ASS unterstützt werden, bei denen Daten gesammelt werden können. 
 
In diesem Sinne danke ich Ihnen ganz herzlich für Ihre Kenntnisnahme sowie die wohlwollende 
Prüfung meiner Stellungnahme.   
 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
Tina Gartmann-Albin 
a.Standespräsidentin/Grossrätin 
Goldgasse 12, 7000 Chur 
 
 
 
Chur, 28. November 2023 
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Geschätzte Kolleg*innen 
 
Besten Dank die Möglichkeit zu erhalten Stellungnahme für die Vernehmlassung des 
Bundesgesetzes zur Invalidenversicherung eine Stellungnahme einreichen zu dürfen.  
 
(https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1 
Meine Verbindung zum Autismusspektrum:Grossrätin SP Graubünden, Pflegefachfrau HF mit 
Schwerpunkt Kind-Jugend und Familie, insbesondere Mutter von knapp 18 jährigen Zwillingen 
welche im Spektrum des Autismus sind, Leiterin einer Selbsthilfe-Gruppe für ASS, betroffene 
Personen und Leiterin zwei Elterngruppen von beeinträchtigten und verhaltensauffälligen 
Kindern und Jugendlichen. Aufgrund dessen setze ich mich seit vielen Jahren für eine 
Autismusgerechte Alltags- Lebens- undVersicherungsbedingungen ein.  
Betreffend der Sozialversicherungen, Grundversicherer und Schulen besteht in Graubünden 
und der Schweiz  noch ein grosser Bedarf an Optimierung und Anpassungen.  
Abklärungsformulare und Kostengutsprachen werden grundsätzlich an körperllich 
beeinträchtigten Menschen orientiert. Die Realität bestätigt jedoch, dass viele Diskrepanzen 
bestehen und diese von abklärenden Fachpersonen aus dem Gesundheitsbereich zuwenig 
anerkannt und berücksichtigt werden. Unnötige und sehr verletzende Diskussionen können 
nach einer fundierten Diagnostik betreffend Finanzierungen vermieden werden. Dies 
entlastest Eltern, Gesundheistfachpersonen und schafft klare Bedingungen und 
Voraussetzungen. Verbände wie Procap, Pro Infirmis, Autismusorganisationen kennen die 
Problematik zur genüge. Ich vertrete somit viele bertroffene  Personen aus dem Spektrum des 
Autismus, deren Angehörigen und Fachpersonen.  
Wenige Kinder profitieren von IFI. ABA – Therapie wird noch immer nicht über die IV oder die 
Grundversicherungfinanziert. Betroffene müssen die Vernetzung und die Kenntnis haben, 
dass es eine Stiftung gibt und sich an den Kosten beteiligt. Ebenso Pro Infirmis finanziert 
allenfalls ABA, der Schritt explizit Stifungen um Kostenübernahme zu bitten scheint mit einer 
tiefgreifenden Entwicklungsstörung fehl am Platz zu sein und finanzielle Notlage muss 
gewährliestet sein. Eigenfinanzierung ist grösstenteils kaum möglich.  
Grundsätzlich sollten alle betroffenen Kinder von der Finanzierung über die SVA von IFI, 
inklusive ABA profitieren können.  
Mit der neuen Gesetzesvorlage werden weiterhin einige Betroffene von der Finanzierung 
ausgeschlossen. ASS sollte ebenso wie andere medzizinisch diagnostizierten Erkrankungen 
bedingungslos und gesetzlich klar anerkennt akzeptiert werden.  
Es ist ausserordentlich bedenklich, dass Kinder mit z.B. einer Sinnesbehinderung 
automatisiert Anrecht auf Hilflosenentschädigung, Hilfsmittel, intensive therapeutische 
Massnahmen und intensive Therapien haben. Die konkrete Sicht- und Messbarkeit macht die 
Beeinträchtigung spür- und wahrnehmbarer. Die Sachlage ist klar und wird viel 
selbstverständlicher abgehandelt sowie Therapien gutgesprochen.  
Ich spreche aus Eigenerfahrung. Unser dritterSohn kurz nach der Geburt hörbeeinträchtigt 
diagnostiziert. Die Abklärungen und Kostengutsprachen waren im Verhältnis zu meinen 
Söhnen welche im Spektrum des Autismus sind, ein Kinderspiel. Kostengutsprachen und 
deren Übernahmen zu erhalten. Sie wurden uns zugetragen. Dies hat mich ausserordentlich 
nachdenklich und auch wütend gemacht. Diese Tatsache ist auch Therapeuten und 
Fachärzten bekannt.  
Die SVA erlaubt es sich grosszügig diskriminierende Aussagen zu machen wie: «Könnte es 
auch ein Erziehungsfehler sein, welches Ihre Kinder so verhalten lässt?». Die Unfwissenheit 
betreffend Autismus im Fachbereich zeigt sich nicht nur in Graubünden. Mit allen 
intensivmedizinischen Massnahmen und vorgeburtlichen Möglichkeiten die Menschen in 
Extremsituationen am Leben zu erhalten, fördert die Tatsache dass wir immer mehr Kinder im 
Spektrum des Autismus diagnostiziert werden.  
Die Kostenübernahme von Therapien die anerkannt und evidenzbasiert sind, sollte, sinnvoll, 
klar, einheitlich und genauso fair wie körperlich beeinträchtigte Personen anerkannt werden. 
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Art 13a 2 
Eine Finanzierung in Form der Subjektfinanzierung ist wesentlich sinnvoller als die 
Finanzierung mittels Fallpauschalen für eine Institution. Eine Subjektfinanzierung garantiert 
den Zugang zu IFI für ALLE Kinder.   
 
Die Gesetzesvorlage geht in die Richtung, dass nach wie vor viele Betroffene langfristig keine 
Unterstützung haben werden, wenn die Finanzierung nicht anderweitig geklärt werden kann.  
 
Art 13a 1a und 3c 
Es ist ausserordentlich schwiereig, Fachpersonal, das sich mit ASS auskennt, zu finden. 
Fachpersonen welche sich mit kantonalem Recht in Verbindung mit ASS auskennt ist extrem 
mager. Ebenso meine Berufskolleg*innen in der Pflege. Schon die Grundhaltung gegenüber 
der Störung ist bedenklich. Ich bin eine der wenigen Pflegefachfrauen in Graubünden welche 
sich in die Tiefe auskennt und viel Fachwissen angeeignet hat. Meine Erfahrung als Mutter mit 
ASS, Eigenstudium zum Thema ASS und viele Therapie- und Beratungsstunden sowie 
Weiterbildungen, haben mich zur Fachperson gemacht. Zusätzlich ist wertfreies Denken und 
hohe Empathie für diese Kinder und Menschen erfordert. Eine Kombination die nicht jeder 
Person gegeben ist. Somit ist es notwendig ,Klarheit und geregelte Verhältnisse in der 
Diagnostik, Therapie und eben auch in der Kostenübernahme zu schaffen. Denn nur schon 
diese Themen bringen betroffene Familien an den Anschlag. Die Angehörigen sind schon 
durch die Begebenheit, dass ihre Kinder im Spektrum sind am Limit. Mangelnde Begleitung 
und therapeutische Begleitung und Unterstützung bringt die Angehörigen an den Anschlag. 
Es entstehen hohe Kosten durch Folgeerkrankungen durch die  Belastungen von den Kindern 
mit Autismus.  
Wenn eine klare Anerkennung, Diagnose und Therapieplanung stattgefunden hat und 
Personen mit Empathie und Wertfreieheit und einem grundinteresse für Autismus vorhanden 
sind, ist es möglich, diese als ABA Therapieassistenzen anzustellen. Ist eine 
Autismusfachperson involviert, welche den Lead und Begleitung der Familie und der 
Assistenzen eingestellt werden ist es durchaus denkbar, nicht-spezifisch ausgebildetes, 
medizinisches und nicht-kantonal anerkanntes Personal  für die tägliche ABA-Therapie zu 
engagieren. Die Betreuung von wohlwollendem und kompetenten Assistenzpersonal bewährt 
sich auch in der Sonder- und Regelschule.  
Natürlich braucht es für Ergo-, Physio und weitere Therapien ausgebildetes medizinisches 
Personal mit entsprechendem Kompetenznachweis.  
Die weitläufigkeit der Wohnsituationen insbesondere im grossen Kanton Graubünden macht 
es schwierig, dass Therapien regelmässig in Anspruch genommen werden können.  Besteht 
man auf den Einsatz von medizinischem und kantonal anerkanntem Personal, werden viele 
Betroffene keinen Zugang zu Unterstützung erhalten. Die Problematik zeigt sich auch bei 
meiner Tätigkeit in der Kinderspitex. Kinder und Familien können in den Südtälern und 
Randregionen unseres Kantones nicht bedient werden. Auch wegen mangel an HF Personen. 
Dabei werden in Spitälern und Institutionen bereits für komplexe Aufgben Assistenz- und 
FAGE`s (Fachangestellte Gesundheit) eingesetzt. Die IV akzeptiert jedoch grundsätzlich kein 
Personal auser Pflegefachfrauen HF.  
Gut begleitetes Assistenzpersonal ist also durchaus möglich bei ABA zu engagieren. Wird 
diese Aufgabe bei dieser Therapie auch ganz viele Stunden pro Woche ohne Bezahlung 
zugemutet. Wie in vielen anderen Bereichen im der Autismusthematik, sind die Eltern alleine 
gelassen und auf sich selber gestellt . Zusätzlich müssen Therapieaufgaben finanziell und 
eigenhändig gestemmt werden.  
Der Einsatz von Co-Therapeut(inn)en ermöglicht zudem den vom Bund vorgegebenen Punkt, 
dass Begleitpersonen von Menschen mit ASS bei Übergängen von Betroffenen mit ihnen 
mitgehen sollen. Diese können nachher beispielsweise im Kindergarten und in der Schule als 
Assistenten eingesetzt werden (dieses Modell ist vielen Kindergärten und Schulen bekannt).  
Dort, wo medizinisch und kantonal anerkanntes Personal (Psychologie, Logopädie, 
Früherziehung) vorhanden ist, sehen wir die Schwierigkeit darin, dass bei dem momentanen 
vorherrschenden Fachkräftemangel die Kinder in der Schweiz nicht flächendeckend gefördert  
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werden können, was eine Ungerechtigkeit entstehen lassen würde. Zudem ist es wichtig, dass 
eine einheitliche Methode bei einem Kind durchgeführt wird, da Kinder mit ASS klare 
Strukturen und Konstanz benötigen. Lehrer-, Therapeuten und Bezugspersonenwechsel 
können zu massivem Stress und somit Allgemeinzustandverschlechterung führen.  
 
 
 
 
Art 13a 3d 
Aus ethischen Gründen sollten alle Kinder Zugang zu IFI erhalten. Im 21. Jahrhundert mit all 
dem aktuellen Wissen sollte ASS wie alle anderen Krankheiten die im ICD-11 benannt werden 
ohne Diskussion und Streitigkeiten akzeptiert werden. Kinder mit Mehrfachbelastungen sowie 
deren Familien profitieren in der Regel sehr stark von IFI Therapien, welche auch dezentral 
angeboten wird und auch weiterhin angeboten werden muss. 
 
 
 
 
Art 13a 3e  
Die Wirksamkeit der intensiven Frühinterventionen ist bereits evaluiert und konnte in vielen 
Fällen aufgezeigt werden. Folgeerkrankungen wie Burnout, Depressionen, Suizid und viele 
weitere psychiatrische Probleme können mit frühzeitigen Massnahmen minimiert werden.  Die 
Ausgabe der Gelder für Datenerhebungen sollte grundsätzlich für die Betroffenen eingesetzt 
werden.  
  
Art 68 
Im Zentrum der Tätigkeit stehen das Kind und die Familien. Das Erfassen von Daten ist wichtig 
und sinnvoll,  sollte jedoch nicht einen ebenso grossen Teil der Arbeit einnehmen und dazu 
führen, dass letztendlich nur Kinder mit ASS unterstützt werden, bei denen Daten gesammelt 
werden können..  
 
Besten Dank für die Kenntnisnahme und die Berücksichtigung meiner Argumente. 
 
Gerne bin ich bereit bei Bedarf für das Thema ASS im Kanton und auch ausserkantonal 
mitzuwirken.  
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
Bettina Hoch 
 
 
 
 
 
Chur, 22. Dezember 2023 
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Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Ich danke Ihnen für die Möglichkeit zur Vernehmlassung des Bundesgesetzes zur 
Invalidenversicherung  
(https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1) eine Stellungnahme einreichen zu 
dürfen. Ich nehme Stellung aus Sicht vieler Angehöriger von Menschen mit ASS mit einer 
speziellen geographischen und familiären Situation wie zum Beispiel die im Kanton GR, jedoch 
auch in anderen Kantonen. Ich leite eine Selbsthilfegruppe für Angehörige von Menschen mit 
ASS. Mit dieser Stellungnahme möchte ich darauf hinweisen, dass ALLE Kinder mit ASS die 
Möglichkeit haben sollten, IFI zu erhalten. Mit der neuen Gesetzesvorlage werden einige 
Betroffenen von der Finanzierung ausgeschlossen.  
 
Art 13a 2 
Eine Finanzierung in Form der Subjektfinanzierung ist wesentlich sinnvoller als die 
Finanzierung mittels Fallpauschalen für eine Institution. Eine Subjektfinanzierung garantiert 
den Zugang zu IFI für ALLE Kinder.   
Die Gesetzesvorlage geht in die Richtung, dass nach wie vor viele Betroffene langfristig keine 
Unterstützung haben werden, wenn die Finanzierung nicht anderweitig geklärt werden kann.  
 
Art 13a 1a und 3c 
Es ist zurzeit gesamtschweizerisch sehr schwierig, Fachpersonal, das sich mit ASS auskennt, 
zu finden. Es gibt zu wenig Personal, das dem kantonalen Recht entspricht, das sich mit ASS 
auskennt. Es gibt viel zu wenig medizinisches Personal, das sich mit ASS auskennt. Wir sind 
der Ansicht, dass auch nicht-medizinisches und nicht-kantonal anerkanntes Personal unter 
der Aufsicht vor Ort und Aufsicht von qualifiziertem, spezialisiertem Personal bei Menschen 
mit ASS eingesetzt werden kann (im Sinne von spezifisch angelerntem Personal).  
Viele Familien wohnen sehr dezentral, und man findet nur sehr wenig Fachpersonen, die bereit 
sind, weite Wege auf sich zu nehmen und diese Familien zu unterstützen. Besteht man auf 
den Einsatz von medizinischem und kantonal anerkanntem Personal, werden viele Betroffene 
keinen Zugang zu Unterstützung erhalten. Um der dezentralen Lage der Klienten gerecht zu 
werden, arbeitet beispielsweise der aaa autismus approach seit über 20 Jahren erfolgreich mit 
einem Einsatz von Co-Therapeut(inn)en, bei welchem auch angelerntes Personal sowie die 
Eltern angeleitet werden, wie sie mit dem Kind arbeiten sollen. Dies ist eine nachhaltige und 
ressourcenorientierte Massnahme.  
Der Einsatz von Co-Therapeut(inn)en ermöglicht zudem den vom Bund vorgegebenen Punkt, 
dass Begleitpersonen von Menschen mit ASS bei Übergängen von Betroffenen mit ihnen 
mitgehen sollen. Diese können nachher beispielsweise im Kindergarten und in der Schule als 
Assistenten eingesetzt werden (dieses Modell ist vielen Kindergärten und Schulen bekannt).  
Dort, wo medizinisch und kantonal anerkanntes Personal (Psychologie, Logopädie, 
Früherziehung) vorhanden ist, sehen wir die Schwierigkeit darin, dass bei dem momentanen 
vorherrschenden Fachkräftemangel die Kinder in der Schweiz nicht flächendeckend gefördert 
werden können, was eine Ungerechtigkeit entstehen lassen würde. Zudem ist es wichtig, dass 
eine einheitliche Methode bei einem Kind durchgeführt wird, da Kinder mit ASS gewisse 
Strukturen und Konstanz benötigen.  
 
Art 13a 3d 
Die Gesundheit eines Kindes sollte kein Kriterium sein. Aus ethischen Gründen sollten alle 
Kinder Zugang zu IFI erhalten. Kinder mit Mehrfachbelastungen sowie deren Familien 
profitieren in der Regel sehr stark von einer IFI Therapie, welche auch dezentral angeboten 
wird  
 
 
 
 
Art 13a 3e  
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Die Wirksamkeit der intensiven Frühinterventionen IST bereits evaluiert und konnte in vielen 
Fällen aufgezeigt werden. Die Ausgabe der Gelder für Datenerhebungen sollte grundsätzlich 
für Betroffene erfolgen.  
  
Art 68 
Im Zentrum der Tätigkeit stehen das Kind und die Familien. Das Erfassen von Daten sollte 
nicht einen ebenso grossen Teil der Arbeit einnehmen und dazu führen, dass letztendlich nur 
Kinder mit ASS unterstützt werden, bei denen Daten gesammelt werden können. 
 
Wir bedanken uns für die wohlwollende Prüfung der Stellungnahme.  
 
Freundliche Grüsse 
 
Marianna Iberg, Leiterin Selbsthilfegruppe Angehörige von Menschen mit ASS, Chur, 29. 11. 
2023 
 
Kontaktperson: Corinna Badilatti, aaa Autismus approach, badilatti@autismus-approach.ch 











Sehr geehrte Damen und Herren 
 
 
Ich danke Ihnen für die Möglichkeit zur Vernehmlassung des Bundesgesetzes zur 
Invalidenversicherung  
(https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1) eine Stellungnahme einreichen zu 
dürfen. Ich nehme Stellung aus Sicht meines Klienten in Dietikon Kanton ZH, dessen Eltern 
sehr schwer zu aaa autismus approach gekommen sind. Ich arbeite zusammen mit dem aaa 
autismus approach (IFI Anbieter seit über 20 Jahren), welcher Kinder mit ASS begleitet. IFI 
wird beim aaa autismus approach heute über Stiftungsgelder und Eigenleistungen der Eltern 
finanziert. Mit dieser Stellungnahme möchte ich darauf hinweisen, dass ALLE Kinder mit ASS 
die Möglichkeit haben sollten, IFI zu erhalten. Mit der neuen Gesetzesvorlage werden einige 
Betroffenen von der Finanzierung ausgeschlossen.  
 
Art 13a 2 
Eine Finanzierung in Form der Subjektfinanzierung ist wesentlich sinnvoller als die 
Finanzierung mittels Fallpauschalen für eine Institution. Eine Subjektfinanzierung garantiert 
den Zugang zu IFI für ALLE Kinder.   
Die Gesetzesvorlage geht in die Richtung, dass nach wie vor viele Betroffene langfristig keine 
Unterstützung haben werden, wenn die Finanzierung nicht anderweitig geklärt werden kann.  
 
Art 13a 1a und 3c 
Es ist zurzeit gesamtschweizerisch sehr schwierig, Fachpersonal, das sich mit ASS auskennt, 
zu finden. Es gibt zu wenig Personal, das dem kantonalen Recht entspricht, das sich mit ASS 
auskennt. Es gibt viel zu wenig medizinisches Personal, das sich mit ASS auskennt. Wir sind 
der Ansicht, dass auch nicht-medizinisches und nicht-kantonal anerkanntes Personal unter 
der Aufsicht vor Ort und Aufsicht von qualifiziertem, spezialisiertem Personal bei Menschen 
mit ASS eingesetzt werden kann (im Sinne von spezifisch angelerntem Personal).  
Viele Familien wohnen sehr dezentral, und man findet nur sehr wenig Fachpersonen, die bereit 
sind, weite Wege auf sich zu nehmen und diese Familien zu unterstützen. Besteht man auf 
den Einsatz von medizinischem und kantonal anerkanntem Personal, werden viele Betroffene 
keinen Zugang zu Unterstützung erhalten. Um der dezentralen Lage der Klienten gerecht zu 
werden, arbeitet beispielsweise der aaa autismus approach seit über 20 Jahren erfolgreich mit 
einem Einsatz von Co-Therapeut(inn)en, bei welchem auch angelerntes Personal sowie die 
Eltern angeleitet werden, wie sie mit dem Kind arbeiten sollen. Dies ist eine nachhaltige und 
ressourcenorientierte Massnahme.  
Der Einsatz von Co-Therapeut(inn)en ermöglicht zudem den vom Bund vorgegebenen Punkt, 
dass Begleitpersonen von Menschen mit ASS bei Übergängen von Betroffenen mit ihnen 
mitgehen sollen. Diese können nachher beispielsweise im Kindergarten und in der Schule als 
Assistenten eingesetzt werden (dieses Modell ist vielen Kindergärten und Schulen bekannt).  
Dort, wo medizinisch und kantonal anerkanntes Personal (Psychologie, Logopädie, 
Früherziehung) vorhanden ist, sehen wir die Schwierigkeit darin, dass bei dem momentanen 
vorherrschenden Fachkräftemangel die Kinder in der Schweiz nicht flächendeckend gefördert 
werden können, was eine Ungerechtigkeit entstehen lassen würde. Zudem ist es wichtig, dass 
eine einheitliche Methode bei einem Kind durchgeführt wird, da Kinder mit ASS gewisse 
Strukturen und Konstanz benötigen.  
 
Art 13a 3d 
Die Gesundheit eines Kindes sollte kein Kriterium sein. Aus ethischen Gründen sollten alle 
Kinder Zugang zu IFI erhalten. Kinder mit Mehrfachbelastungen sowie deren Familien 
profitieren in der Regel sehr stark von einer IFI Therapie, welche auch dezentral angeboten 
wird  
 
 
 
 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1


Art 13a 3e  
Die Wirksamkeit der intensiven Frühinterventionen IST bereits evaluiert und konnte in vielen 
Fällen aufgezeigt werden. Die Ausgabe der Gelder für Datenerhebungen sollte grundsätzlich 
für Betroffene erfolgen.  
  
Art 68 
Im Zentrum der Tätigkeit stehen das Kind und die Familien. Das Erfassen von Daten sollte 
nicht einen ebenso grossen Teil der Arbeit einnehmen und dazu führen, dass letztendlich nur 
Kinder mit ASS unterstützt werden, bei denen Daten gesammelt werden können. 
 
Ich bedanke mich für die wohlwollende Prüfung der Stellungnahme. Gerne stehe ich für die 
Ausarbeitung einer verbesserten Gesetzesgrundlage zur Verfügung.  
 
Freundliche Grüsse 
 
 
Ayse Gül Kocakir 
Co-Therapeutin 
 
11. Dezember 2023 
 



Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Als Eltern eines Kindes mit ASS danken wir Ihnen für die Möglichkeit zur Vernehmlassung des 
Bundesgesetzes zur Invalidenversicherung  
(https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1) eine Stellungnahme einreichen zu 
dürfen. 
Wir nehmen Stellung aus Sicht der Betroffenen und ihren Familien mit einer speziellen 
geographischen (dezentrale Lage) und familiären Situation wie wir als Eltern sie 
beispielsweise haben. Wir konnten/ können nach wie vor von einer IFI profitieren (unter dem 
aaa autismus approach), wobei diese über Stiftungsgelder und einer Eigenleistung 
unsererseits finanziert wird. Mit dieser Stellungnahme weisen wir darauf hin, dass ALLE Kinder 
mit ASS die Möglichkeit haben sollten, IFI zu erhalten. Mit der neuen Gesetzesvorlage werden 
einige Betroffenen von der Finanzierung ausgeschlossen.  
 
 
Art 13a 2 
Eine Finanzierung in Form der Subjektfinanzierung ist wesentlich sinnvoller als die 
Finanzierung mittels Fallpauschalen für eine Institution. Eine Subjektfinanzierung garantiert 
den Zugang zu IFI für ALLE Kinder.   
Die Gesetzesvorlage geht in die Richtung, dass nach wie vor viele Betroffene langfristig keine 
Unterstützung haben werden, wenn die Finanzierung nicht anderweitig geklärt werden kann.  
 
Art 13a 1a und 3c 
Es ist zurzeit gesamtschweizerisch sehr schwierig, Fachpersonal, das sich mit ASS auskennt, 
zu finden. Es gibt zu wenig Personal, das dem kantonalen Recht entspricht, das sich mit ASS 
auskennt. Es gibt viel zu wenig medizinisches Personal, das sich mit ASS auskennt. Wir sind 
der Ansicht, dass auch nicht-medizinisches und nicht-kantonal anerkanntes Personal unter 
der Aufsicht vor Ort und Aufsicht von qualifiziertem, spezialisiertem Personal bei Menschen 
mit ASS eingesetzt werden kann (im Sinne von spezifisch angelerntem Personal).  
Viele Familien wohnen sehr dezentral, und man findet nur sehr wenig Fachpersonen, die bereit 
sind, weite Wege auf sich zu nehmen und diese Familien zu unterstützen. Besteht man auf 
den Einsatz von medizinischem und kantonal anerkanntem Personal, werden viele Betroffene 
keinen Zugang zu Unterstützung erhalten. Um der dezentralen Lage der Klienten gerecht zu 
werden, arbeitet beispielsweise der aaa autismus approach seit über 20 Jahren erfolgreich mit 
einem Einsatz von Co-Therapeut(inn)en, bei welchem auch angelerntes Personal sowie die 
Eltern angeleitet werden, wie sie mit dem Kind arbeiten sollen. Dies ist eine nachhaltige und 
ressourcenorientierte Massnahme.  
Der Einsatz von Co-Therapeut(inn)en ermöglicht zudem den vom Bund vorgegebenen Punkt, 
dass Begleitpersonen von Menschen mit ASS bei Übergängen von Betroffenen mit ihnen 
mitgehen sollen. Diese können nachher beispielsweise im Kindergarten und in der Schule als 
Assistenten eingesetzt werden (dieses Modell ist vielen Kindergärten und Schulen bekannt).  
Dort, wo medizinisch und kantonal anerkanntes Personal (Psychologie, Logopädie, 
Früherziehung) vorhanden ist, sehen wir die Schwierigkeit darin, dass bei dem momentanen 
vorherrschenden Fachkräftemangel die Kinder in der Schweiz nicht flächendeckend gefördert 
werden können, was eine Ungerechtigkeit entstehen lassen würde. Zudem ist es wichtig, dass 
eine einheitliche Methode bei einem Kind durchgeführt wird, da Kinder mit ASS gewisse 
Strukturen und Konstanz benötigen.  
 
Art 13a 3d 
Die Gesundheit eines Kindes sollte kein Kriterium sein. Aus ethischen Gründen sollten alle 
Kinder Zugang zu IFI erhalten. Kinder mit Mehrfachbelastungen sowie deren Familien 
profitieren in der Regel sehr stark von einer IFI Therapie, welche auch dezentral angeboten 
wird. 
 
 
 



Art 13a 3e  
Die Wirksamkeit der intensiven Frühinterventionen IST bereits evaluiert und konnte in vielen 
Fällen aufgezeigt werden. Die Ausgabe der Gelder für Datenerhebungen sollte grundsätzlich 
für Betroffene erfolgen.  
  
Art 68 
Im Zentrum der Tätigkeit stehen das Kind und die Familien. Das Erfassen von Daten sollte 
nicht einen ebenso grossen Teil der Arbeit einnehmen und dazu führen, dass letztendlich nur 
Kinder mit ASS unterstützt werden, bei denen Daten gesammelt werden können. 

 
Wir bedanken uns für die wohlwollende Prüfung der Stellungnahme. Gerne stehen wir für die 
Ausarbeitung einer verbesserten Gesetzesgrundlage zur Verfügung.  
 
Freundliche Grüsse 
 
 

 
 
Nicole Kury, Mutter, 18.12.2023 







Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Ich danke Ihnen für die Möglichkeit zur Vernehmlassung des Bundesgesetzes zur 
Invalidenversicherung (https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons 1 ) 
Eine Stellungnahme einreichen zu dürfen. Ich nehme Stellung aus Sicht einer ehemaligen IFI-
Co-Therapeutin, als ASS-Coach/Beratung und als Mutter eines Sohnes aus dem Autismus-
Spektrum vom Typ Asperger-Syndrom aus dem Kanton Graubünden, sowie als Dozentin im 
Bereich Autismus. 
Mit der neuen Gesetzesvorlage hätten viele betroffene Familien keine Chance auf eine 
Verbesserung der Lebensqualität, da sie dezentral leben und somit kaum in eine Institution 
aufgenommen werden könnten für eine finanzierte IFI. Aus dem Tätigkeitsbereich als Dozentin 
weiss ich, dass schon jetzt in Institutionen ein Auswahlverfahren zum Zuge kommt. Sprich es 
werden nicht alle Betroffenen aufgenommen. Dies würde unter entsprechender Vorlage noch 
verstärkt werden. 
Als Mutter eines Asperger-Autisten, welche Unterstützungsmassnahmen nur über Stiftungen 
finanziert bekommen, weiss ich, wie wichtig Unterstützung ist und wie einschneidend, wenn 
diese weitgehend selbst finanziert werden muss. Um wieviel mehr gilt dies für Betroffene und 
ihre Familien, welche schwerer von Autismus betroffen sind und dringend für mehr 
Lebensqualität eine finanzierte Unterstützung brauchen würden. 
Meines Erachtens sollten ALLE Kinder und ihre Familien mit ASS, die Möglichkeit bekommen 
eine IFI zu erhalten und niemand sollte, wie mit der neuen Gesetzesvorlage vorgeschlagen, 
von der Finanzierung ausgeschlossen werden. 
 
Art 13a 2 
Eine Finanzierung in Form der Subjektfinanzierung ist wesentlich sinnvoller als die 
Finanzierung mittels Fallpauschalen für eine Institution. Eine Subjektfinanzierung garantiert 
den Zugang zu IFI für ALLE Kinder.   
Die Gesetzesvorlage geht in die Richtung, dass nach wie vor viele Betroffene langfristig keine 
Unterstützung haben werden, wenn die Finanzierung nicht anderweitig geklärt werden kann.  
 
Art 13a 1a und 3c 
Es ist zurzeit gesamtschweizerisch sehr schwierig, Fachpersonal, das sich mit ASS auskennt, 
zu finden. Es gibt zu wenig Personal, das dem kantonalen Recht entspricht, das sich mit ASS 
auskennt. Es gibt viel zu wenig medizinisches Personal, das sich mit ASS auskennt. Wir sind 
der Ansicht, dass auch nicht-medizinisches und nicht-kantonal anerkanntes Personal unter 
der Aufsicht vor Ort und Aufsicht von qualifiziertem, spezialisiertem Personal bei Menschen 
mit ASS eingesetzt werden kann (im Sinne von spezifisch angelerntem Personal).  
Viele Familien wohnen sehr dezentral, und man findet nur sehr wenig Fachpersonen, die bereit 
sind, weite Wege auf sich zu nehmen und diese Familien zu unterstützen. Besteht man auf 
den Einsatz von medizinischem und kantonal anerkanntem Personal, werden viele Betroffene 
keinen Zugang zu Unterstützung erhalten. Um der dezentralen Lage der Klienten gerecht zu 
werden, arbeitet beispielsweise der aaa autismus approach seit über 20 Jahren erfolgreich mit 
einem Einsatz von Co-Therapeut(inn)en, bei welchem auch angelerntes Personal sowie die 
Eltern angeleitet werden, wie sie mit dem Kind arbeiten sollen. Dies ist eine nachhaltige und 
ressourcenorientierte Massnahme.  
Der Einsatz von Co-Therapeut(inn)en ermöglicht zudem den vom Bund vorgegebenen Punkt, 
dass Begleitpersonen von Menschen mit ASS bei Übergängen von Betroffenen mit ihnen 
mitgehen sollen. Diese können nachher beispielsweise im Kindergarten und in der Schule als 
Assistenten eingesetzt werden (dieses Modell ist vielen Kindergärten und Schulen bekannt).  
Dort, wo medizinisch und kantonal anerkanntes Personal (Psychologie, Logopädie, 
Früherziehung) vorhanden ist, sehen wir die Schwierigkeit darin, dass bei dem momentanen 
vorherrschenden Fachkräftemangel die Kinder in der Schweiz nicht flächendeckend gefördert 
werden können, was eine Ungerechtigkeit entstehen lassen würde. Zudem ist es wichtig, dass 
eine einheitliche Methode bei einem Kind durchgeführt wird, da Kinder mit ASS gewisse 
Strukturen und Konstanz benötigen.  
 

https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons


 
Art 13a 3d 
Die Gesundheit eines Kindes sollte kein Kriterium sein. Aus ethischen Gründen sollten alle 
Kinder Zugang zu IFI erhalten. Kinder mit Mehrfachbelastungen sowie deren Familien 
profitieren in der Regel sehr stark von einer IFI Therapie, welche auch dezentral angeboten 
wird  
 
 
 
 
Art 13a 3e  
Die Wirksamkeit der intensiven Frühinterventionen IST bereits evaluiert und konnte in vielen 
Fällen aufgezeigt werden. Die Ausgabe der Gelder für Datenerhebungen sollte grundsätzlich 
für Betroffene erfolgen.  
  
Art 68 
Im Zentrum der Tätigkeit stehen das Kind und die Familien. Das Erfassen von Daten sollte 
nicht einen ebenso grossen Teil der Arbeit einnehmen und dazu führen, dass letztendlich nur 
Kinder mit ASS unterstützt werden, bei denen Daten gesammelt werden können. 
 
Ich bedanke mich für die wohlwollende Prüfung der Stellungnahme. Gerne stehe ich für die 
Ausarbeitung einer verbesserten Gesetzesgrundlage zur Verfügung.  
 
 
Freundliche Grüsse 
 
 
 
Sandra Schläpfer      Fideris, 13.12.2023 
 
 

 
 
 
Ehemalige Co-Therapeutin für aaa, ASS-Coach und -Beraterin, Mutter und Dozentin im 
Bereich Autismus  



Zürich, 20.12.2023

Sehr geehrte Damen und Herren

Als Eltern eines Kindes mit ASS danken wir ihnen für die Möglichkeit zur Vernehmlassung des
Bundesgesetzes zur invalidenversicherung
(https://fedlex.data.admin.ch/eil/dl/prol/2023/47/cons_1) eine Stellungnahme einreichen zu
dürfen.
Wir nehmen Stellung aus Sicht der Betroffenen und ihren Familien mit einer speziellen
geographischen (dezentrale Lage) und familiären Situation, wie wir als Eltern sie
beispielsweise erlebt haben. Wir konnten ausserordentlich von einer IFl profitieren (unter dem
aaa autismus approach), wobei diese über Stiftungsgelder und hauptsächlich über
Eigenleistung unsererseits finanziert wurde. Mit dieser Stellungnahme weisen wir darauf hin,
dass ALLE Kinder mit ASS die Möglichkeit haben sollten, /FI zu erhalten. Mit der neuen
Gesetzesvorlage werden einige Betroffenen von der Finanzierung ausgeschlossen.

Art 13a 2
Eine Finanzierung in Form der Subjektfinanzierung ist wesentlich sinnvoller als die
Finanzierung mittels Fallpauschalen für eine Institution. Eine Subjektfinanzierung garantiert
den Zugang zu IFI für ALLE Kinder.
Die Gesetzesvorlage geht in die Richtung, dass nach wie vor viele Betroffene langfristig keine
Unterstützung haben werden, wenn die Finanzierung nicht anderweitig geklärt werden kann.

Art 13a 1a und 3c
Es ist zurzeit gesamtschweizerisch ausserordentlich schwierig, Fachpersonal, das sich mit
ASS auskennt, zu finden. Es gibt zu wenig Personal, das dem kantonalen Recht entspricht,
das sich mit ASS auskennt. Es gibt viel zu wenig medizinisches Personal, das sich mit ASS
a u s k e n n t . Wir s i n d d e r A n s i c h t . d a s s a u c h n i c h t - m e d i z i n i s c h e s u n d n i c h t - k a n t o n a l a n e r k a n n t e s

Personal unter der Aufsicht vor Ort und Aufsicht von qualifiziertem, spezialisiertem Personal
bei Menschen mit ASS eingesetzt werden kann (im Sinne von spezifisch angelerntem
Personal).
Viele Familien wohnen sehr dezentral, und man findet nur sehr wenig Fachpersonen, die bereit
sind, weite Wege auf sich zu nehmen und diese Familien zu unterstützen. Besteht man auf
den Einsatz von medizinischer und kantonal anerkanntem Personal, werden viele Betroffene
keinen Zugang zu Unterstützung erhalten. Um der dezentralen Lage der Klientel gerecht zu
werden, arbeitet beispielsweise der aaa autismus approach seit über 20 Jahren erfolgreich mit
einem Einsatz von Co-Therapeutinn)en, bei welchem auch angelerntes Personal sowie die
Eltern angeleitet werden, wie sie mit dem Kind arbeiten sollen. Dies ist eine nachhaltige und
ressourcenorientierte Massnahme.
Der Einsatz von Co-Therapeut(inn)en ermöglicht zudem, den vom Bund vorgegebenen Punkt,
dass Begleitpersonen von Menschen mit ASS bei Übergängen von Betroffenen mit ihnen
mitgehen sollen. Diese können nachher beispielsweise im Kindergarten und in der Schule als
Assistenzpersonen eingesetzt werden (dieses Modell ist vielen Kindergärten und Schulen
bekannt).
Dort, wo medizinisch und kantonal anerkanntes Personal (Psychologie, Logopädie,
Früherziehung) vorhanden ist, sehen wir die Schwierigkeit darin, dass bei dem momentanen
vorherrschenden Fachkräftemangel die Kinder in der Schweiz nicht flächendeckend gefördert
werden können, was eine Ungerechtigkeit entstehen lassen würde. Zudem ist es wichtig, dass
eine einheitliche Methode bei einem Kind durchgeführt wird, da Kinder mit ASS klare
Strukturen und Konstanz benötigen.
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Art 13a 3d
Die Gesundheit eines Kindes sollte kein Kriterium sein. Aus ethischen Gründen sollten alle
Kinder Zugang zu IFI erhalten. Kinder mit Mehrfachbelastungen sowie deren Familien
profitieren in der Regel sehr stark von einer IFI Therapie, welche auch dezentral angeboten
wird.

Art 13a 3e
Die Wirksamkeit der intensiven Frühinterventionen IST bereits evaluiert und konnte in vielen
Fällen aufgezeigt werden. Die Ausgabe der Gelder für Datenerhebungen sollte grundsätzlich
für Betroffene erfolgen.

Art 68
Im Zentrum der Tätigkeit stehen das Kind und die Familien. Das Erfassen von Daten sollte
nicht einen ebenso grossen Teil der Arbeit einnehmen und dazu führen, dass letztendlich nur
Kinder mit ASS unterstützt werden, bei denen Daten gesammelt werden können.

Ich bedanke mich für die wohlwollende Prüfung der Stellungnahme. Gerne stehe ich für die
Ausarbeitung einer verbesserten Gesetzesgrundlage zur Verfügung.

Freundliche Grüsse

gune outter chrell.
Anna Sutter Schnebli
I.V. Familie Schnebli & Sutter

Murwiesenstrasse 45
8057 Zürich
+41 79 544 74 22

schnebli-sutter@bluewin.ch

Zürich, 20.12.2023
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Sehr geehrte Damen und Herren

Ich danke Ihnen für die Möglichkeit zur Vernehmlassung des Bundesgesetzes zur
Invalidenversicherung (httos://fedlex. data. admin. ch/eli/dl/proi/2023/47/cons 1)
eine Stellungnahme einreichen zu dürfen. Ich nehme Stellung aus Sicht meiner Klienten mit
speziellen geographischen und familiären Situation wie zum Beispiel die im Kanton Bern,
jedoch auch in anderen Kantonen. Die Klienten die zu uns kommen für eine Lehre (EFZ, EBA,
PrA), sind meistens via IV. Sie wurden schon früher gefördert, was ihnen nun Nützlich ist.
Mit dieser Stellungnahme möchte ich darauf hinweisen, dass ALLE Kinder mit ASS die
Möglichkeit haben sollten, IFI zu erhalten. Mit der neuen Gesetzesvorlage werden einige
Betroffenen von der Finanzierung ausgeschlossen.

Art 13a 2
Eine Finanzierung in Form der Subjektfinanzierung ist wesentlich sinnvoller als die
Finanzierung mittels Fallpauschalen für eine Institution. Eine Subjektfinanzierung garantiert
den Zugang zu IFI für ALLE Kinder. Die Kosten pro Person sind so viel tiefer. Das heisst mit
dem gleichen Geld können viel mehr Betroffene gefördert werden.
Die Gesetzesvorlage geht in die Richtung, dass nach wie vor viele Betroffene langfristig keine
Unterstützung haben werden, wenn die Finanzierung nicht anderweitig geklärt werden kann.

Art 13a 1a und 3c
Es ist zurzeit gesamtschweizerisch sehr schwierig, Fachpersonal, das sich mit ASS auskennt,
zu finden. Es gibt zu wenig Personal, das dem kantonalen Recht entspricht, das sich mit ASS
auskennt. Es gibt viel zu wenig medizinisches Personal, das sich mit ASS auskennt. Wir sind
der Ansicht, dass auch nicht-medizinisches und nicht-kantonal anerkanntes Personal unter

der Aufsicht vor Ort und Aufsicht von qualifiziertem, spezialisiertem Personal bei Menschen
mit ASS eingesetzt werden kann (im Sinne von spezifisch angelerntem Personal).
Viele Familien wohnen sehr dezentral, und man findet nur sehr wenig Fachpersonen, die bereit
sind, weite Wege auf sich zu nehmen und diese Familien zu unterstützen. Besteht man auf
den Einsatz von medizinischem und kantonal anerkanntem Personal, werden viele Betroffene

keinen Zugang zu Unterstützung erhalten. Um der dezentralen Lage der Klienten gerecht zu
werden, arbeitet beispielsweise der aaa autismus approach seit über 20 Jahren erfolgreich mit
einem Einsatz von Co-Therapeut(inn)en, bei welchem auch angelerntes Personal sowie die
Eltern angeleitet werden, wie sie mit dem Kind arbeiten sollen. Dies ist eine nachhaltige und
ressourcenorientierte Massnahme.

Der Einsatz von Co-Therapeut(inn)en ermöglicht zudem den vom Bund vorgegebenen Punkt,
dass Begleitpersonen von Menschen mit ASS bei Übergängen von Betroffenen mit ihnen
mitgehen sollen. Diese können nachher beispielsweise im Kindergarten und in der Schule als
Assistenten eingesetzt werden (dieses Modell ist vielen Kindergärten und Schulen bekannt).
Dort, wo medizinisch und kantonal anerkanntes Personal (Psychologie, Logopädie,
Früherziehung) vorhanden ist, sehen wir die Schwierigkeit darin, dass bei dem momentanen
vorherrschenden Fachkräftemangel die Kinder in der Schweiz nicht flächendeckend gefördert
werden können, was eine Ungerechtigkeit entstehen lassen würde. Zudem ist es wichtig, dass
eine einheitliche Methode bei einem Kind durchgeführt wird, da Kinder mit ASS gewisse
Strukturen und Konstanz benötigen. ASS benötigen Sicherheit und nicht zu viele Übergänge
(Wechsel). Ansonsten kann ihre Psyche darunter leiden. Die Auswirkungen können sein, dass
sie blockieren, Gefühlsmässig explodieren oder implodieren.

Art 13a3d
Die Gesundheit eines Kindes sollte kein Kriterium sein. Aus ethischen Gründen sollten alle

Kinder Zugang zu IFI erhalten. Kinder mit Mehrfachbelastungen sowie deren Familien
profitieren in der Regel sehr stark von einer IFI Therapie, welche auch dezentral angeboten
wird



Art13a3e
Die Wirksamkeit der intensiven Frühinterventionen IST bereits evaluiert und konnte in vielen
Fällen aufgezeigt werden. Die Ausgabe der Gelder für Datenerhebungen sollte grundsätzlich
für Betroffene erfolgen.

Art 68
Im Zentrum der Tätigkeit stehen das Kind und die Familien. Das Erfassen von Daten sollte
nicht einen ebenso grossen Teil der Arbeit einnehmen und dazu führen, dass letztendlich nur
Kinder mit ASS unterstützt werden, bei denen Daten gesammelt werden können.

Ich bedanke mich für die wohlwollende Prüfung der Stellungnahme.

Freundliche Grüsse

Paul Wyttenbach

Unterschrift

Ausbilder von ASS erste Berufliche Massnahmen über IV finanziert.
15. 12. 2023



 
 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Im Namen des aaa autismus approach (IFI Anbieter seit über 20 Jahren) danke ich Ihnen für 
die Möglichkeit zur Vernehmlassung des Bundesgesetzes zur Invalidenversicherung  
(https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1) eine Stellungnahme einreichen zu 
dürfen. Wir beziehen Stellung aus Sicht vieler unserer Klienten mit einer speziellen 
geographischen und familiären Situation wie zum Beispiel die im Kanton GR, oder Familien, 
welche mehr als eine Stunde von einem Zentrum entfernt wohnen. Die Leistungen des aaa 
autismus approach für diese Klienten werden heute über Stiftungsgelder und Eigenleistungen 
der Eltern finanziert. Mit dieser Stellungnahme weisen wir darauf hin, dass ALLE Kinder mit 
ASS die Möglichkeit haben sollten, IFI zu erhalten. Mit der neuen Gesetzesvorlage werden 
einige Betroffenen von der Finanzierung ausgeschlossen.  
 
Art 13a 2 
Eine Finanzierung in Form der Subjektfinanzierung ist wesentlich sinnvoller als die 
Finanzierung mittels Fallpauschalen für eine Institution. Eine Subjektfinanzierung garantiert 
den Zugang zu IFI für ALLE Kinder.   
Die Gesetzesvorlage geht in die Richtung, dass nach wie vor viele Betroffene langfristig keine 
Unterstützung haben werden, wenn die Finanzierung nicht anderweitig geklärt werden kann.  
 
Art 13a 1a und 3c 
Es ist zurzeit gesamtschweizerisch sehr schwierig, Fachpersonal, das sich mit ASS auskennt, 
zu finden. Es gibt zu wenig Personal, das dem kantonalen Recht entspricht, das sich mit ASS 
auskennt. Es gibt viel zu wenig medizinisches Personal, das sich mit ASS auskennt. Wir sind 
der Ansicht, dass auch nicht-medizinisches und nicht-kantonal anerkanntes Personal unter 
der Aufsicht vor Ort und Aufsicht von qualifiziertem, spezialisiertem Personal bei Menschen 
mit ASS eingesetzt werden kann (im Sinne von spezifisch angelerntem Personal).  
Viele Familien wohnen sehr dezentral, und man findet nur sehr wenig Fachpersonen, die bereit 
sind, weite Wege auf sich zu nehmen und diese Familien zu unterstützen. Besteht man auf 
den Einsatz von medizinischem und kantonal anerkanntem Personal, werden viele Betroffene 
keinen Zugang zu Unterstützung erhalten. Um der dezentralen Lage der Klienten gerecht zu 
werden, arbeitet beispielsweise der aaa autismus approach seit über 20 Jahren erfolgreich mit 
einem Einsatz von Co-Therapeut(inn)en, bei welchem auch angelerntes Personal sowie die 
Eltern angeleitet werden, wie sie mit dem Kind arbeiten sollen. Dies ist eine nachhaltige und 
ressourcenorientierte Massnahme.  
Der Einsatz von Co-Therapeut(inn)en ermöglicht zudem den vom Bund vorgegebenen Punkt, 
dass Begleitpersonen von Menschen mit ASS bei Übergängen von Betroffenen mit ihnen 
mitgehen sollen. Diese können nachher beispielsweise im Kindergarten und in der Schule als 
Assistenten eingesetzt werden (dieses Modell ist vielen Kindergärten und Schulen bekannt).  
Dort, wo medizinisch und kantonal anerkanntes Personal (Psychologie, Logopädie, 
Früherziehung) vorhanden ist, sehen wir die Schwierigkeit darin, dass bei dem momentanen 
vorherrschenden Fachkräftemangel die Kinder in der Schweiz nicht flächendeckend gefördert 
werden können, was eine Ungerechtigkeit entstehen lassen würde. Zudem ist es wichtig, dass 
eine einheitliche Methode bei einem Kind durchgeführt wird, da Kinder mit ASS gewisse 
Strukturen und Konstanz benötigen.  
 
Art 13a 3d 
Die Gesundheit eines Kindes sollte kein Kriterium sein. Aus ethischen Gründen sollten alle 
Kinder Zugang zu IFI erhalten. Kinder mit Mehrfachbelastungen sowie deren Familien 
profitieren in der Regel sehr stark von einer IFI Therapie, welche auch dezentral angeboten 
wird  
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Art 13a 3e  
Die Wirksamkeit der intensiven Frühinterventionen IST bereits evaluiert und konnte in vielen 
Fällen aufgezeigt werden. Die Ausgabe der Gelder für Datenerhebungen sollte grundsätzlich 
für Betroffene erfolgen.  
  
Art 68 
Im Zentrum der Tätigkeit stehen das Kind und die Familien. Das Erfassen von Daten sollte 
nicht einen ebenso grossen Teil der Arbeit einnehmen und dazu führen, dass letztendlich nur 
Kinder mit ASS unterstützt werden, bei denen Daten gesammelt werden können. 
 
Ich bedanke mich für die wohlwollende Prüfung der Stellungnahme. Gerne stehe ich für die 
Ausarbeitung einer verbesserten Gesetzesgrundlage zur Verfügung.  
 
Freundliche Grüsse 
 
Oetwil a.d.L, Donnerstag, 7.12.2023 
 
aaa autismus approach 

Cordilia Derungs 

  

Rebackerstrasse 36 
8955 Oetwil a.d.L. 
043 455 58 12 
derungs@autismus-approach.ch  
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Zuoz, 20.12.2023 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
 
Im Namen des aaa autismus approach (IFI Anbieter seit über 20 Jahren) danke ich Ihnen für 
die Möglichkeit zur Vernehmlassung des Bundesgesetzes zur Invalidenversicherung 
(https://fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1) eine Stellungnahme einreichen zu 
dürfen. Wir beziehen Stellung aus Sicht vieler unserer Klienten mit einer speziellen 
geographischen und familiären Situation wie zum Beispiel die im Kanton GR, jedoch auch in 
anderen Kantonen. Die Leistungen des aaa autismus approach für diese Klienten werden 
heute über Stiftungsgelder und Eigenleistungen der Eltern finanziert. Mit dieser Stellungnahme 
weisen wir darauf hin, dass ALLE Kinder mit ASS die Möglichkeit haben sollten, IFI zu erhalten. 
Mit der neuen Gesetzesvorlage werden einige Betroffenen von der Finanzierung 
ausgeschlossen.  
 
Zu den einzelnen Artikeln nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Art 13a 2 
Eine Finanzierung in Form der Subjektfinanzierung ist wesentlich sinnvoller als die 
Finanzierung mittels Fallpauschalen für eine Institution. Eine Subjektfinanzierung garantiert 
den Zugang zu IFI für ALLE Kinder. 
Die Gesetzesvorlage geht in die Richtung, dass nach wie vor viele Betroffene langfristig keine 
Unterstützung haben werden, wenn die Finanzierung nicht anderweitig geklärt werden kann.  
 
Art 13a 1a und 3c 
Es ist zurzeit gesamtschweizerisch sehr schwierig, Fachpersonal, das sich mit ASS auskennt, 
zu finden. Es gibt zu wenig Personal, das dem kantonalen Recht entspricht, das sich mit ASS 
auskennt. Es gibt viel zu wenig medizinisches Personal, das sich mit ASS auskennt. Wir sind 
der Ansicht, dass auch nicht-medizinisches und nicht-kantonal anerkanntes Personal unter 
der Aufsicht vor Ort und Aufsicht von qualifiziertem, spezialisiertem Personal bei Menschen 
mit ASS eingesetzt werden kann (im Sinne von spezifisch angelerntem Personal).  
Viele Familien wohnen sehr dezentral, und man findet nur sehr wenig Fachpersonen, die bereit 
sind, weite Wege auf sich zu nehmen und diese Familien zu unterstützen. Besteht man auf 
den Einsatz von medizinischem und kantonal anerkanntem Personal, werden viele Betroffene 
keinen Zugang zu Unterstützung erhalten. Um der dezentralen Lage der Klienten gerecht zu 
werden, arbeitet beispielsweise der aaa autismus approach seit über 20 Jahren erfolgreich mit 
einem Einsatz von Co-Therapeut(inn)en, bei welchem auch angelerntes Personal sowie die 
Eltern angeleitet werden, wie sie mit dem Kind arbeiten sollen. Dies ist eine nachhaltige und 
ressourcenorientierte Massnahme.  
Der Einsatz von Co-Therapeut(inn)en ermöglicht zudem den vom Bund vorgegebenen Punkt, 
dass Begleitpersonen von Menschen mit ASS bei Übergängen von Betroffenen mit ihnen 
mitgehen sollen. Diese können nachher beispielsweise im Kindergarten und in der Schule als 
Assistenten eingesetzt werden (dieses Modell ist vielen Kindergärten und Schulen bekannt).  
Dort, wo medizinisch und kantonal anerkanntes Personal (Psychologie, Logopädie, 
Früherziehung) vorhanden ist, sehen wir die Schwierigkeit darin, dass bei dem momentanen 
vorherrschenden Fachkräftemangel die Kinder in der Schweiz nicht flächendeckend gefördert 
werden können, was eine Ungerechtigkeit entstehen lassen würde. Zudem ist es wichtig, dass 
eine einheitliche Methode bei einem Kind durchgeführt wird, da Kinder mit ASS gewisse 
Strukturen und Konstanz benötigen.  
 
Art 13a 3d 
Die Gesundheit eines Kindes sollte kein Kriterium sein. Aus ethischen Gründen sollten alle 
Kinder Zugang zu IFI erhalten. Kinder mit Mehrfachbelastungen sowie deren Familien 
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profitieren in der Regel sehr stark von einer IFI Therapie, welche auch dezentral angeboten 
wird  
Art 13a 3e  
Die Wirksamkeit der intensiven Frühinterventionen IST bereits evaluiert und konnte in vielen 
Fällen aufgezeigt werden. Die Ausgabe der Gelder für Datenerhebungen sollte grundsätzlich 
für Betroffene erfolgen.  
  
Art 68 
Im Zentrum der Tätigkeit stehen das Kind und die Familien. Das Erfassen von Daten sollte 
nicht einen ebenso grossen Teil der Arbeit einnehmen und dazu führen, dass letztendlich nur 
Kinder mit ASS unterstützt werden, bei denen Daten gesammelt werden können. 
 
Ich bedanke mich für die wohlwollende Prüfung der Stellungnahme. Gerne stehe ich für die 
Ausarbeitung einer verbesserten Gesetzesgrundlage zur Verfügung.  
 
Freundliche Grüsse 
 

 

Dr. C. Badilatti Steger 
Sonderpädagogin/Autismusberaterin 
Geschäftsleiterin aaa autismus approach 
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Bundespräsident Alain Berset 
Vorsteher EDI 
Inselgasse 1 
3001 Bern 
 
Per E-Mail an: sekretariat.iv@bsv.admin.ch  

 
 
 
 
 
Bern, 18. Dezember 2023 
 
 
Stellungnahme zur Änderung des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung Inten-

sive Frühintervention bei frühkindlichem Autismus  

 
 
Sehr geehrter Herr Bundespräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Sie haben am 22. September 2023 das Vernehmlassungsverfahren zur Änderung des Bundesge-
setzes über die Invalidenversicherung betreffend Intensive Frühintervention bei frühkindlichem Au-
tismus eröffnet. AGILE.CH, Dachverband von 45 Organisationen von Menschen mit Behinderun-
gen, nimmt dazu wie folgt Stellung: 

Wir begrüssen, dass der Handlungsbedarf in Bezug auf die Finanzierung der intensiven Frühför-
derung erkannt wurde. Ebenfalls begrüssen wir es, dass hierfür eine gesetzliche Grundlage ge-
schaffen wird. Jedoch verfehlt die hier vorgeschlagene gesetzliche Grundlage unter anderem das 
Hauptziel, eine einheitliche Handhabung sicherzustellen. 

Hierzu ist die aktuelle Ausgangslage insbesondere in Bezug auf die Finanzierung nochmals dar-
zulegen: 

Im Rahmen des Pilotversuchs hat sich die IV verpflichtet, einen Pauschalbetrag von CHF 45‘000 
pro Kind und pro Jahr zu vergüten, sofern die intensive Frühintervention an einem von der IV an-
erkannten Autismuszentren durchgeführt wird. Da die Pauschale von CHF 45‘000 in der Regel 
knapp die Hälfte der Kosten für ein Therapiejahr deckte, war der Wohnsitzkanton bis anhin für die 
Finanzierung der übrigen Kosten verantwortlich. Die Restfinanzierung über die Kantone ist aktuell 
sehr unterschiedlich ausgestaltet, so dass die Eltern je nach Wohnsitzkanton mit erheblichen Ei-
genkosten von CHF 40‘000 oder mehr pro Therapiejahr konfrontiert sind. 

Eine weitere Problematik, die sich im Rahmen des Pilotversuchs zeigte, war, dass das nächste 
anerkannte Therapiezentrum je nach Wohnsitz sich nicht in einer zumutbaren Distanz (mehr als 
eine Stunde Fahrt pro Weg) befand und die Eltern somit gezwungenermassen die Therapie an 
einem von der IV nicht anerkanntem Zentrum durchführen liessen, womit sie noch höhere Kosten 
zu tragen hatten. In gewissen Fällen lag zwar das nächste Therapiezentrum in zumutbarer Distanz, 
die Eltern waren jedoch mit einer Wartezeit für einen Therapieplatz von bis zu einem Jahr oder 
mehr konfrontiert. Bei einer Therapie, deren Wirksamkeit nachgewiesenermassen vom Alter des 
jeweiligen Kindes abhängt, war ein solches Zuwarten ebenfalls nicht zumutbar, weshalb nach The-
rapieanbietenden ausserhalb der anerkannten Therapiezentren gesucht wurde. Gemäss Pro Infir-
mis wurde jeweils um finanzielle Unterstützung der jeweiligen Therapien mit FLB angefragt. 

mailto:sekretariat.iv@bsv.admin.ch
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Mit der vorgesehenen Änderung wird leider weiterhin keine einheitliche Handhabung sichergestellt, 
da der Bund den Abschluss von Leistungsvereinbarungen mit den Anbietern von IFI-Leistungen 
vollständig den Kantonen überlässt. 

Weiter verweisen wir auf folgende Aspekte der geplanten Änderungen: 

 

1. Zugang zur IFI für alle in der Schweiz lebenden Personen 

In der Medienmitteilung vom 22. September 2023 hat das Bundesamt für Sozialversicherungen 
festgehalten, dass mit der Änderung des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung sicher-
gestellt werden soll, dass der Zugang zur IFI vereinheitlicht wird, so dass die Massnahme mittel-
fristig allen Kindern und ihren Familien offensteht. Die gesetzliche Grundlage soll die Zusammen-
arbeit mit den Kantonen regeln. Leider sind mit der hier präsentierten Gesetzesvorlage beide 
Punkte in der Umsetzung nicht sichergestellt. 

Der Bund sieht mit der vorgeschlagenen Änderung vor, die Koordination respektive Zusammenar-
beit zwischen den Kantonen vollständig den Kantonen zu überlassen. Dafür sei die Interkantonale 
Vereinbarung für soziale Einrichtungen (IVSE) auf die IFI auszuweiten. Der Bund überlässt es da-
bei den Kantonen, die Leistungsvereinbarungen mit den Anbietern von IFI-Leistungen abzuschlies-
sen. 

Daraus ist zu schliessen, dass der Bund auch in Zukunft keine Verantwortung für die Koordination 
unter den Kantonen übernimmt. Eine Verstärkung der interkantonalen Zusammenarbeit genügt 
nicht, zumal der aktuelle Zustand, in welchem die Therapie – aufgrund kantonal unterschiedlicher 
Ausgangslagen – nicht allen Eltern zugänglich und für viele Familien unbezahlbar ist, nicht auf-
rechterhalten bleiben darf. Der Bund sollte mit der Änderung der Gesetzesbestimmungen den Kan-
tonen Mindestvorgaben im Hinblick auf die örtliche Zugänglichkeit machen. Für eine effektive Ver-
änderung der aktuellen Situation sind ausserdem verbindliche Vorgaben des Bundes zur zeitlichen 
Erreichbarkeit solcher IFI-Zentren erforderlich, so dass die Kantone sicherstellen müssen, dass 
eine Erreichbarkeit des nächstgelegenen IFI-Zentrums innerhalb einer Stunde für alle betroffenen 
Kinder schweizweit gewährleistet werden kann. 

Ebenfalls sind Vorgaben zur Anzahl der angebotenen IFI-Zentren durch den Bund dringend erfor-
derlich. Dies zeigt die aktuelle Situation klar: Aktuell sind die Eltern bei den anerkannten Zentren 
mit Wartefristen von über einem Jahr konfrontiert. Bei einer Therapie, deren Wirksamkeit bekann-
terweise vom Alter des Kindes abhängig ist, ist eine solche Wartefrist nicht zumutbar. Deshalb 
weichen viele Eltern auf private, von der IV nicht anerkannte Anbieter aus. Mit der vorgesehenen 
Gesetzesänderung nimmt sich der Bund vollständig aus der Verpflichtung, für eine ausreichende 
Anzahl Therapieplätze besorgt zu sein, sondern beschränkt sich darauf, festzuhalten, dass die IV 
die durchgeführten medizinischen Massnahmen nicht mitfinanziert, wenn keine Vereinbarung zwi-
schen dem Kanton und dem BSV vorliege. Somit bleibt es weiterhin in der alleinigen Kompetenz 
der Kantone, zu entscheiden, ob und wie viele IFI-Zentren sie anbieten möchten. Es ist unverant-
wortlich, dass mit der gesetzlichen Verankerung der Finanzierung auf Bundesebene zwar der Fi-
nanzierungsanteil der IV geklärt wird, jedoch alle weiteren äusserst massgebenden Aspekte – 
nämlich Zugänglichkeit, Verfügbarkeit und Restfinanzierung (siehe unten) – offengelassen werden. 

Der Bund verfehlt es mit dieser Vorlage leider, für eine einheitliche Handhabung und für ein 
schweizweit ausgeglichenes Angebot an Therapiezentren zu sorgen. Eine blosse Stärkung der 
interkantonalen Zusammenarbeit sichert kein ausreichendes und geografisch ausgewogenes An-
gebot. 

Als Mindestvoraussetzung sollte stattdessen den Kantonen vorgegeben werden, dass jeder Kan-
ton entweder ein eigenes IFI-Zentrum anbieten muss oder dass insbesondere die kleineren Kan-
tone zu verpflichten sind, sich einem Therapiezentrum anzuschliessen. 
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2. Finanzierung 

Finanzierte Massnahmen 

Bezüglich medizinischer Massnahmen (Art. 13, Abs. 1) muss die Zusammenarbeit in transdis-
ziplinärer Weise erfolgen (vgl. Stellungnahme der IZI-Zentren der Schweiz). Der in diesem Zu-
sammenhang erhöhte zeitliche Aufwand für die Vor- und Nachbereitung aufgrund des Fachaus-
tauschs muss berücksichtigt werden. Im Einzelfall müssen während der zwei IFI-Jahre weitere 
medizinisch-therapeutische Massnahmen geleistet werden können, zum Beispiel eine psycho-
therapeutische Behandlung bei extremer emotionaler Dysregulation oder einer Angststörung. 
Eine allfällige Medikation als medizinische Massnahme muss bei Bedarf weiter möglich sein. 

Weiter bedarf es neben der Regelung der Intensität und der Dauer der medizinischen Massnah-
men auch einer Regelung der Anzahl an Betriebswochen pro Jahr oder der angestrebten Anzahl 
an Stunden pro Jahr (Art. 13, Abs. 3). 

Ausserdem bedeutet der den Familien entstehende zeitliche und finanzielle Aufwand eine 
grosse Herausforderung. Die Streichung der bisherigen Vergütung der Reisekosten in Form von 
Kilometergeld respektive Rückerstattung von ÖV-Tickets belastet die betroffenen Familien fi-
nanziell zusätzlich (Art. 51 Abs. 3). Es muss geklärt werden, von welcher Institution Eltern und 
Fachpersonen die Reisekosten zurückerstattet erhalten. Reisekosten sind weder medizinische 
noch pädagogische Massnahmen und müssen daher zusätzlich zur Fallpauschale berechnet 
werden. 

Aufteilung der Kosten 

Der Bundesrat schlägt vor, sich mit 25 Prozent an den Kosten zu beteiligen. Dabei stützt er sich 
insbesondere auf den Aspekt, dass sich im Pilotversuch ein Anteil von ungefähr 25 Prozent an 
medizinischen Massnahmen herauskristallisierte. Bei dieser Aufteilung fokussiert der Bundesrat 
ausschliesslich auf die Aufteilung der pädagogischen und medizinischen Aspekte während der lau-
fenden Therapie. Die langfristigen finanziellen Einsparungen bei der Kostenaufteilung sollten je-
doch ebenfalls berücksichtigt werden müssen: Zwar führt der Bundesrat aus, dass sowohl die Kan-
tone wie auch die IV bei erfolgreicher Therapie entsprechende finanzielle Einsparungen haben 
werden. Jedoch wird nicht genauer dargelegt, mit welchen Einsparungen dabei auf Bundesebene 
zu rechnen ist. In Bezug auf die IV können die Leistungseinsparungen nicht nur mit Wegfall der 
Hilflosenentschädigung, sondern auch mit Wegfall einer allfälligen Rente, Kosten für den Intensiv-
pflegezuschlag, berufliche Massnahmen oder Assistenzbeiträgen erheblich ausfallen. Der vorge-
schlagene maximale Anteil gemäss Art. 13a Abs. 2 IVG von einem Viertel nimmt jedoch in keiner 
Weise auf, dass die IV aufgrund dieser neuen Behandlungsmethoden langfristig entlastet wird.  

Gemäss Autismus deutsche Schweiz ist ausserdem keine klare Abgrenzung zwischen medizini-
schen und pädagogischen Massnahmen möglich.  

Die Aufteilung der Therapiekosten sollte unter diesen Aspekten deshalb erneut geprüft werden 
und Gegenstand der weiteren Verhandlungen zwischen Bund und Kantonen bleiben. Bei der Auf-
teilung der Kosten sollen sowohl die Therapieelemente (medizinische und pädagogische Ele-
mente), aber auch die langfristigen monetären Auswirkungen der Therapie berücksichtigt wer-
den. 

Mitfinanzierung (Finanzielle Leistungen an Menschen mit Behinderung) 

Falls die Gesamtfinanzierung der Therapie mit der vorgesehenen Gesetzesänderung schweizweit 
weiterhin keine einheitliche Finanzierungsgrundlage zulassen wird, ist davon auszugehen, dass 
gewisse Familien auch zukünftig auf die finanzielle Unterstützung durch Organisationen/Stiftungen 
angewiesen sind. Bis jetzt wurden diese Therapien zum Beispiel von Pro Infirmis zu einem grossen 
Teil durch FLB-Gelder mitfinanziert. 

Aufgrund der Darlegungen des Bundes muss jedoch davon ausgegangen werden, dass eine fi-
nanzielle Unterstützung mit FLB in Zukunft ausgeschlossen sein könnte. Denn gemäss den gel-
tenden Weisungen im Bereich FLB müssen bei der Gewährung von finanziellen Leistungen an 
Menschen mit Behinderungen die Prinzipien der NFA (Neugestaltung des Finanzausgleichs und 
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der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen) berücksichtigt werden. Deshalb dürfen keine 
FLB-Gelder gesprochen werden für Leistungen, deren Erbringung in den Zuständigkeitsbereich 
von Kantonen oder Gemeinden fallen (Rz 3005 Kreisschreiben über die Leistungen an die gemein-
nützigen Institutionen gemäss Art. 17 und 18 ELG (KSIU)). 

Da sich der Bund zwar mit einem Pauschalbetrag an der Therapie beteiligt, jedoch die übrigen 
Aspekte in der Zuständigkeit der Kantone liegen werden, ist davon auszugehen, dass gestützt auf 
Rz 3005 KSIU ein entsprechendes finanzielles Loch bei der Finanzierung der IFI-Therapien nicht 
mehr mit FLB gedeckt werden darf. Dies führt zu einer noch stärkeren Schlechterstellung der be-
troffenen Eltern, als es bereits jetzt der Fall ist. Der Bundesrat erläutert zwar, dass das Ziel sei, 
mittelfristig allen Kindern in der Schweiz und ihren Familien die IFI zugänglich zu machen. Er 
schweigt aber leider dazu, wie die Finanzierung erfolgen soll, solange dieses Ziel mangels Vorga-
ben auf Bundesebene nicht erreicht wird und solange nicht alle Kantone ein solches Therapiezent-
rum anbieten oder sich einem ausserkantonalen Zentrum angeschlossen haben. Es darf nicht sein, 
dass Eltern je nach Wohnort finanziell und therapeutisch erheblich benachteiligt sind, weil schweiz-
weit keine umfassende einheitliche Regelung besteht. Der Bundesrat muss sich detailliert dazu 
äussern, wie die Finanzierung der Therapien zwischenzeitlich erfolgen soll, sofern das genannte 
mittelfristige Ziel, die IFI allen Familien zugänglich zu machen, per 1. Januar 2027 noch nicht um-
gesetzt ist. 

 

3. Datenerhebung 

In Bezug auf Art. 68novies (Datenerhebung und -weitergabe im Zusammenhang mit der intensiven 
Frühintervention bei frühkindlichem Autismus) bitten wir um Berücksichtigung der diesbezügli-
chen Ausführungen in der Stellungnahme der IFI-Zentren der Schweiz. 

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

 

Freundliche Grüsse 

 

 
Stephan Hüsler Raphaël de Riedmatten 
Präsident Geschäftsleiter 
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Vernehmlassung 2023/47 
 

IVG-Änderung betr. intensive  
Frühintervention bei frühkindlichem 
Autismus (IFI) 
Vernehmlassungsantwort von ARTISET 

 
Datum 5.12.2023 

1. Umriss der vorliegenden Vernehmlassungsantwort 

Im Grundsatz begrüssen die Föderation ARTISET und die Branchenverbände INSOS und YOUVITA die 
Zielsetzung der vorliegenden Gesetzesänderung: Als erstes Gebot gilt ihres Erachtens, dass Kinder, die 
an einem Autismus leiden, der mit IFI erfolgreich behandelt werden könnte, tatsächlich Zugang zu einer 
solchen kombinierten Behandlung erhalten: Deren Wirksamkeit wird heute weitgehend durch die Praxis 
bestätigt. 
 
In der vorliegenden Stellungnahme werden jedoch einige Anmerkungen und Vorbehalte formuliert:  
 
• Dass sich die vorgesehenen Vereinbarungen zwischen Bund und Kantonen nur auf die Vergütung 

medizinische Massnahmen beschränken, ist nachvollziehbar. Die Formulierung der vorliegenden Ge-
setzesänderung gewährleistet gleichwohl, dass IFI im Einzelfall auf Massnahmen verschiedener Art 
(sowohl medizinischer als auch heilpädagogischer Natur) beruhen, die für ihren Erfolg erforderlich 
sind.  
 

• Sobald die Arbeiten im Rahmen des aktuell noch laufenden Pilotprojekts zur IFI-Teilvergütung durch 
den Bund (nachfolgend: «Pilotprojekt») abgeschlossen sind, muss das Eidgenössische Departement 
des Innern (EDI) eine inhaltlich untermauerte Begründung dafür liefern, weshalb einen Finanzie-
rungsschlüssel von 25% Bund zu 75% Kantone im vorliegenden Vorentwurf vorgeschlagen wird.  

 
• Sollte sich im Rahmen des Pilotprojekts herausstellen, dass dieser Finanzierungsschlüssel nicht den 

tatsächlichen Gegebenheiten und Bedürfnissen entspricht, wäre das EDI verpflichtet, dem Parlament 
einen begründeten Vorschlag zur Anpassung zu unterbreiten. 
 

• Die Daten, die im Rahmen der vorliegenden Regelung gesammelt werden müssen, sollen auf das 
absolut Notwendige reduziert werden – dies, um den Handlungsspielraum der Kantone zu 
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maximieren und den Umfang der Verwaltungsvorgänge zu begrenzen.  
 

• Das EDI muss Bemühungen der Kantone anregen und unterstützen, damit eine Ergänzung der IVSE 
auf IFI erfolgt und alle Kinder unabhängig von ihrem Wohnkanton Zugang zu IFI haben können. 

2. Aperçu de la présente prise de position 

La fédération ARTISET et les associations de branche INSOS et YOUVITA saluent l'objectif et les 
grandes lignes de la présente modification de loi: selon elles, il est primordial que les enfants souffrant 
d'un autisme qui pourrait être traité avec succès au moyen d’une intervention précoce intensive auprès 
d’enfants atteints d’autisme infantile (IPI) aient effectivement accès à un tel traitement car son efficacité 
est aujourd'hui largement confirmée en pratique. 
 
La présente prise de position formule néanmoins plusieurs remarques et réserves:  
 
• Le fait que les conventions prévues entre Confédération et cantons se bornent à régler le finance-

ment des mesures médicales est compréhensible. La formulation de la présente modification de loi 
garantit néanmoins que les IFI comprennent dans les cas concrets les différents types de mesures 
(tant médicales que de pédagogie curative) nécessaires à leur réussite.  
 

• Dès que les travaux dans le cadre du projet pilote en cours concernant le financement partiel des IFI 
par la Confédération (ci-après : "projet pilote") seront achevés, le Département fédéral de l'intérieur 
(DFI) devra fournir une justification étayée des raisons pour lesquelles une répartition du financement 
de 25 à 75% entre la Confédération et les cantons est proposée dans le présent avant-projet.  

 
• Si, dans le cadre du projet pilote, la conclusion devait s’imposer que cette clé de répartition ne corres-

pond pas aux réalités et aux besoins réels, le DFI serait alors tenu de soumettre au Parlement une 
proposition motivée d'adaptation. 
 

• Les données devant être collectées dans le cadre de la présente réglementation doivent être réduites 
au strict nécessaire, cela afin de maximiser la marge de manœuvre des cantons et de limiter le vo-
lume des procédures administratives.  
 

• Le DFI doit encourager et soutenir les efforts des cantons afin de compléter la CIIS par une régle-
mentation concernant les IPI qui permette que tous les enfants puissent avoir accès à une IPI, cela 
quel que soit leur canton de domicile. 

3. Vernehmlassungsunterlagen / Documents de la consultation  

• Vernehmlassungsvorlage / Projet mis en consultation  
• Erläuternder Bericht / Rapport explicatif  
• Begleitschreiben / Lettre d’accompagnement  

https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1/doc_1/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-dl-proj-2023-47-cons_1-doc_1-de-pdf-a.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1/doc_1/fr/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-dl-proj-2023-47-cons_1-doc_1-fr-pdf-a.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1/doc_5/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-dl-proj-2023-47-cons_1-doc_5-de-pdf-a.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1/doc_5/fr/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-dl-proj-2023-47-cons_1-doc_5-fr-pdf-a.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1/doc_3/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-dl-proj-2023-47-cons_1-doc_3-de-pdf-a.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1/doc_3/fr/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-dl-proj-2023-47-cons_1-doc_3-fr-pdf-a.pdf
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4. Ausgangslage  

Von einem frühkindlichen Autismus sind in der Schweiz pro Jahr rund 270 Kinder betroffen. Die intensive 
Frühförderung von Kindern mit frühkindlichem Autismus (I(nachfolgend: «IFI») hat zum Ziel, durch einen 
intensiven Impuls (statt durch eine längere Begleitung) die Entwicklungsrichtung des Kindes zu ändern: 
Mit der IFI können das Verhalten sowie die sozialen und kommunikativen Fähigkeiten von betroffenen 
Kindern deutlich verbessert werden. Die IFI richtet sich in erster Linie an Kinder ab dem vollendeten zwei-
ten Lebensjahr. Sie nimmt mindestens 15 Stunden pro Woche in Anspruch und dauert in der Regel zwei 
Jahre. Sie impliziert interdisziplinäre Behandlungsstunden (hauptsächlich heilpädagogische Früherzie-
hung, Logopädie und Ergotherapie sowie medizinische Massnahmen). Die IFI ist fachlich, in der Passung 
zur Familiensituation und in der Koordination unterschiedlicher Leistungen, anspruchsvoll.1  
 
Die Wirksamkeit der IFI wurde im Rahmen eines 2014 vom Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) 
initiierten Pilotprojekts bestätigt. Zahlreiche wissenschaftliche Studien tun es auch. Im Moment werden 
mit keiner anderen Förderung bei frühkindlichem Autismus bessere Ergebnisse erzielt.2  
 
Dadurch dass die IFI die Schwierigkeiten der betroffenen Kinder in vielen Fällen markant lindert, werden 
auch die Kosten für die Gesellschaft minimiert: Das hat das erwähnte Pilotprojekt des BSV an den Tag 
gelegt.3 Es gibt insbesondere gut abgestützte Hinweise dafür, dass die Hilflosenentschädigung durch die 
Frühintervention sinkt.4 
 
Die IFI kombiniert medizinische mit (heil-)pädagogischen Massnahmen. Die medizinischen Massnahmen 
fallen in die Finanzierungszuständigkeit der IV (und dadurch des Bundes), die (heil-)pädagogischen Mas-
snahmen (hauptsächlich heilpädagogischer Früherziehung, Logopädie und Ergotherapie) sind dagegen 
Sache der Kantone.5  

5. Handlungsbedarf und vorgeschlagene Lösung 

Der Umgang von Kantonen mit Kindern mit frühkindlichem Autismus ist unterschiedlich – und auch die 
Ausgestaltung der IFI variiert sehr.6 Entsprechend werden «die Kosten intensiver Frühinterventionen […] 
vom Sozial-, Bildungs- und Gesundheitswesen getragen, aber auch von Stiftungen und Privaten. Durch 

 
1 Vgl. BSV/EDK/GDK/SODK, Projekt IFI-Phase 1-Bericht der AG zu Wirkungszielen und Standardprozessen, 8.11.2019; online ver-
fügbar unter https://www.bsv.admin.ch/dam/bsv/de/dokumente/iv/Pilotversuche/Autismus/projekt-ifi-bericht-phase-1.pdf.down-
load.pdf/IFI-Schlussbericht-AG-Phase-1_DE.pdf, S.1. 
2 Vgl. Literaturanalyse in Liesen C., Krieger B., Becker H. (2018), Evaluation der Wirksamkeit der intensiven Frühinterventionsme-
thoden bei frühkindlichem Autismus, Bern, BSV-Forschungsbericht Nr. 9/18, S. 3–22; online verfügbar unter https://www.bsv.ad-
min.ch/bsv/home.webcode.html?webcode=R597.S320.de. Vgl. auch in der obenstehenden Fussnote 1 erwähnten Bericht.  
3 Vgl. Erläuternden Bericht zur vorliegenden Gesetzesänderung, S. 4; online verfügbar unter https://www.fedlex.admin.ch/files-
tore/fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1/doc_5/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-dl-proj-2023-47-cons_1-doc_5-de-pdf-
a.pdf.  
4 Vgl. Liesen C., Beate Krieger B., Heidrun Becker H. (2019), Aussichtsreiche Therapien für Kinder mit frühkindlichem Autismus, 
Bern, Soziale Sicherheit CHSS, S. 2; online verfügbar unter https://sozialesicherheit.ch/de/aussichtsreiche-therapien-fuer-kinder-
mit-fruehkindlichem-autismus/.  
5 Vgl. in der obenstehenden Fussnote 3 erwähnten Bericht, S.2. 
6 Vgl. Projekt IFI-Phase 2-Bericht der AG zu den Kosten von IFI, S. 1-2; online verfügbar unter file://///curaviva.ch/dfs/Home/y.go-
lay/Downloads/IFI-Schlussbericht-AG-Phase-2_DE.pdf.  

https://www.bsv.admin.ch/dam/bsv/de/dokumente/iv/Pilotversuche/Autismus/projekt-ifi-bericht-phase-1.pdf.download.pdf/IFI-Schlussbericht-AG-Phase-1_DE.pdf
https://www.bsv.admin.ch/dam/bsv/de/dokumente/iv/Pilotversuche/Autismus/projekt-ifi-bericht-phase-1.pdf.download.pdf/IFI-Schlussbericht-AG-Phase-1_DE.pdf
https://www.bsv.admin.ch/bsv/home.webcode.html?webcode=R597.S320.de
https://www.bsv.admin.ch/bsv/home.webcode.html?webcode=R597.S320.de
https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1/doc_5/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-dl-proj-2023-47-cons_1-doc_5-de-pdf-a.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1/doc_5/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-dl-proj-2023-47-cons_1-doc_5-de-pdf-a.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/filestore/fedlex.data.admin.ch/eli/dl/proj/2023/47/cons_1/doc_5/de/pdf-a/fedlex-data-admin-ch-eli-dl-proj-2023-47-cons_1-doc_5-de-pdf-a.pdf
https://sozialesicherheit.ch/de/aussichtsreiche-therapien-fuer-kinder-mit-fruehkindlichem-autismus/
https://sozialesicherheit.ch/de/aussichtsreiche-therapien-fuer-kinder-mit-fruehkindlichem-autismus/
file://///curaviva.ch/dfs/Home/y.golay/Downloads/IFI-Schlussbericht-AG-Phase-2_DE.pdf
file://///curaviva.ch/dfs/Home/y.golay/Downloads/IFI-Schlussbericht-AG-Phase-2_DE.pdf
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diese Fragmentierung der Kostenträgerschaft gibt es wenig Anreize dafür, dass ein Träger Leistungen 
finanziert, die sich für einen anderen Träger kostensenkend auswirken.»7 
 
Die vorgeschlagene Änderung des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung (IVG) sieht vor, dass 
die IV den Kantonen für Versicherte mit frühkindlichem Autismus Fallpauschalen zur Deckung der Kosten 
für medizinische Massnahmen im Rahmen der IFI vergüten kann. Aufgrund der Kofinanzierung der IFI ist 
vorgesehen, dass der Bund und die Kantone Vereinbarungen abschliessen. Dank dem Abschluss von 
Vereinbarungen zwischen Bund und Kantonen sollen – so die Erwartung des EDI – Fehlanreize vermie-
den werden, wie etwa frühkindlichen Autismus ausschliesslich medizinisch zu behandeln. Mit Vereinba-
rungen sollen die Finanzierung sowie die jeweiligen Zuständigkeiten und Kompetenzen der beiden Ebe-
nen festgelegt werden.8 Auch soll die Qualität der Interventionen – egal, in welchem Kanton sie erfolgen 
– dadurch auf einem akzeptablen Niveau vereinheitlicht werden.  
 
Im Rahmen des vom EDI jetzt vorgeschlagenen Entschädigungsmechanismus wird die Berücksichtigung 
der kantonalen Hoheiten proklamiert, der Bund erlegt den Kantonen – und dadurch indirekt auch den 
Leistungserbringern – jedoch ein enges Handlungskorsett auf, wenn diese von Bundesgeldern profitieren 
wollen: vgl. dazu insbes. die in Art. 13a Abs. 1 sowie (und vor allem) Abs. 3 des vorliegenden Vorent-
wurfs (nachfolgend «eIVG» genannt) aufgelisteten Voraussetzungen.  

6. Beurteilung des Vorentwurfs 

6.1. Im Grundsatz 

Die Föderation ARTISET und die Branchenverbände INSOS und YOUVITA begrüssen die Zielsetzung 
der vorliegenden Gesetzesänderung: Wie in den obenstehenden Kapiteln 4 und 5 erwähnt, macht IFI 
Sinn und führt in vielen Fällen zur deutlichen Besserung des Gesundheitszustands der betroffenen Kin-
der. Dadurch werden Pflege- und Betreuungskosten längerfristig erspart. Deswegen ist der Einsatz von 
IFI mittels Bundesgelder zu fördern.  
 
Auch der Standpunkt, wonach «ein gesetzlicher Anspruch auf die Übernahme der Kosten für die Inter-
vention durch die IV […] nicht [ins Gesetz] verankert [werden soll]», wird von ARTISET, INSOS und  
YOUVITA akzeptiert – samt dessen (technischen) Begründung, dass «die finanzielle Beteiligung der IV 
über eine Vereinbarung zwischen dem BSV und der zuständigen kantonalen Instanz laufen muss».9 

 
7 Vgl. Liesen C., Beate Krieger B., Heidrun Becker H. (2019), Aussichtsreiche Therapien für Kinder mit frühkindlichem Autismus, 
Bern, Soziale Sicherheit CHSS, S. 2; online verfügbar unter https://sozialesicherheit.ch/de/aussichtsreiche-therapien-fuer-kinder-
mit-fruehkindlichem-autismus/. 
8 Vgl. erläuternden Bericht zur vorliegenden Gesetzesänderung zur vorliegenden Gesetzesänderung, S. 8-9. 
9 Vgl. erläuternden Bericht zur vorliegenden Gesetzesänderung zur vorliegenden Gesetzesänderung, S.10. 

https://sozialesicherheit.ch/de/aussichtsreiche-therapien-fuer-kinder-mit-fruehkindlichem-autismus/
https://sozialesicherheit.ch/de/aussichtsreiche-therapien-fuer-kinder-mit-fruehkindlichem-autismus/
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6.2 Anwendungsfeld der Vereinbarungen (Art. 13a Abs. 1 Bst. A sowie Bst. c 
Ziff. 2 und 3 eIVG) 

ARTISET, INSOS und YOUVITA pflichten dem EDI bei, dass die Vereinbarungen aus finanzpolitischer 
Sicht und mit Rücksicht auf die Zuständigkeitsaufteilung zwischen Bund und Kantonen nur auf die Vergü-
tung medizinische Massnahmen beschränken müssen (vgl. Art. 13a Abs. 1 Bst. c Ziff. 2 und 3 eIVG). 
Dies, obwohl die IFI sich gerade dadurch auszeichnet, dass sie eine Vielzahl von Massnahmen einsetzt 
(hauptsächlich heilpädagogischer Früherziehung, Logopädie und Ergotherapie – sowie auch medizini-
schen Massnahmen). Die Formulierung von Art. 13a Abs. 1 Bst. a eIVG gewährleitet aus ihrer Sicht auf 
zufriedenstellende Weise, dass IFI in der Praxis und auch im Einzelfall tatsächlich auf einem Bündel von 
Massnahmen unterschiedlicher Art beruht, was für deren Erfolg notwendig ist 

6.3 Maximaler Betrag der finanziellen Unterstützung durch den Bund (Art. 13a 
Abs. 2 i.f. eIVG) 

Die im vorliegenden Rahmen vorgesehene Unterstützung durch den Bund ist auf höchstens einen Viertel 
der Kosten der IFI begrenzt (vgl. Art. 13a Abs. 2 i.f. eIVG). Der erläuternde Bericht zur vorliegenden IVG-
Änderung liefert eine nur summarische Erklärung dazu – und kaum eine Begründung, nämlich: «Im Rah-
men des Pilotversuchs mussten zunächst mindestens 30 Prozent der IFI-Leistungen durch medizinisches 
Personal erbracht werden. Diesen Prozentsatz hat man mit der Verlängerung des Pilotversuchs auf 20 
Prozent gesenkt. Deshalb wurde für die von der IV getragenen Kosten eine Obergrenze von 25 Prozent 
der geschätzten durchschnittlichen Kosten der Intervention festgelegt.»10  
 
Aus Sicht von ARTISET, INSOS und YOUVITA ist diese Rechtfertigung völlig unzureichend. Sobald die 
Arbeiten der betroffenen Arbeitsgruppe im Rahmen des aktuell noch laufenden Pilotprojekts abgeschlos-
sen sind, muss das EDI eine nachvollziehbare Begründung dafür geben, weshalb ein Finanzierungs-
schlüssel von 25% Bund und 75% Kantone im vorliegenden Vorentwurf vorgeschlagen wird.  
 
Es ist aber auch vorstellbar, dass aus dem Pilotprojekts der Schluss gezogen werden muss, dass dieser 
Schlüssel den tatsächlichen Realitäten und Bedürfnissen nicht entspricht. In diesem Fall muss das EDI 
dem Parlament im Rahmen einer nachfolgenden IVG-Änderung einen begründeten Vorschlag zur Anpas-
sung unterbreiten. 
 
Deswegen stellen die Verbände folgende Anträge: 
 
Antrag 1: 
 
Sobald die Arbeiten rund um das aktuell noch laufende Pilotprojekt zur Vergütung durch den Bund der 
Kosten von medizinischen Massnahmen im Rahmen von IFI abgeschlossen sind, muss das EDI eine 
nachvollziehbare Begründung dafür liefern, weshalb ein Finanzierungsschlüssel von 25% Bund und 75% 
Kantone im vorliegenden Vorentwurf vorgeschlagen wird.  
 

 
10 Vgl. erläuternden Bericht zur vorliegenden Gesetzesänderung zur vorliegenden Gesetzesänderung, S. 8. Vgl. auch S. 10. 
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Antrag 2: 
 
Wenn im Rahmen des Pilotprojekts zum Schluss gekommen wird, dass dieser Schlüssel den tatsächli-
chen Realitäten und Bedürfnissen nicht entspricht, muss das EDI dem Parlament einen begründeten Vor-
schlag zur Anpassung unterbreiten.  

6.4 Regulierungsdichte (Art. 13a Abs. 1 und 3, Art. 67 Abs. 1ter, Art. 68novies 
eIVG, Art. 43a Abs. 2 und 3, Art. 47 Abs. 2 BV)  

Um die Verwendung der Bundesmittel überprüfen und auch die erzielten Ergebnisse vergleichen zu kön-
nen, sieht der Vorentwurf einen strikten und zugleich detaillierten Handlungsrahmen vor: siehe dazu die 
detaillierten Auflistungen von Voraussetzungen in Art. 13a Abs. 1 und 3 eIVG. Auch Art. 68novies eIVG 
nimmt eine nicht besonders schlanke Auflistung von aus Sicht des EDI relevanten Daten vor. Und die De-
legationsnorm von Art. 67 Abs. 1ter eIVG birgt eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass im Umsetzungsrecht 
ein detailliertes Regulierungsfeld entsteht.  
 
ARTISET, INSOS und YOUVITA bringen ihr Bedenken zum Ausdruck, dass die im Rahmen der vorlie-
genden Gesetzänderung vorgesehene Regulierungsdichte übermässig ist:  
 
Im Vorentwurf des EDI werden den Leistungserbringern nachgelagert Mess- und Bearbeitungsmechanis-
men auferlegt, die dann auch noch umfangreiche Datenerhebungen zur Folge hätten. Das Ganze nimmt 
aus Sicht von ARTISET, INSOS und YOUVITA exzessive Dimensionen an, die ein überrissenes Volumen 
an Messungen und Datenerhebungen zur Folge haben. 
 
Dadurch wird auch der Grundsatz der nationale Finanzausgleich (NFA) nicht gebührend Rechnung getra-
gen, dass der Bund sich grundsätzlich auf die Aspekte der Zielsetzung sowie der Ziel- und Wirkungserrei-
chung beschränken, um so den Handlungsspielraum der Kantone im operativen Bereich zu maximieren. 
Auch wenn keine Programmvereinbarung im Sinne der NFA vorliegend infrage steht,11 wäre es trotzdem 
sehr geeignet, die Grundsätze des New Public Management auch im vorliegenden Transferbereich Bund 
/ Kantone anzuwenden.12 
 
Auch ist zu bezweifeln, dass der Bund angesichts der beträchtlichen Regulierungsdichte des vorliegen-
den Vorentwurfs die Interessen und Kompetenzen der Kantone tatsächlich respektiert und deren Organi-
sations- und Finanzautonomie wahrt, wie es Art. 47 Abs. 2 BV verlangt. Um diesem Grundsatz gerecht zu 
sein, sollte sich der Bund auf Leistungsziele konzentrieren.  
 
Dass eine Übereinstimmung von Nutzen-, Entscheid- und Kostenträger vorliegend besteht und der 
Grundsatz der fiskalischen Äquivalenz (Art. 43a Abs. 2 und 3 BV) tatsächlich respektiert wird, ist ebenso 
zu bezweifeln: Mit Rücksicht darauf, dass der Bund nur ein Viertel der Kosten der IFI gemäss Vorentwurf 
finanzieren will, ist man von der Maxime «Wer zahlt, befiehlt» weit entfernt. Deswegen beantragen ARTI-
SET, INSOS und YOUVITA: 
 

 
11 Vgl. erläuternden Bericht zur vorliegenden Gesetzesänderung zur vorliegenden Gesetzesänderung, S. 6. 
12 Vgl. NFA-Faktenblatt 10, Sept. 2004, S.1; unter file://///curaviva.ch/dfs/Home/y.golay/Downloads/10-NFA_Faktenblatt_10_zusam-
menarb_d.pdf erhältlich.  

file://///curaviva.ch/dfs/Home/y.golay/Downloads/10-NFA_Faktenblatt_10_zusammenarb_d.pdf
file://///curaviva.ch/dfs/Home/y.golay/Downloads/10-NFA_Faktenblatt_10_zusammenarb_d.pdf
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Antrag 3: 
 
Die im Rahmen der vorliegenden Regelung bearbeiteten Daten sollen auf ein Minimum reduziert werden 
– dies, um den Handlungsspielraum der Kantone zu maximieren und den Umfang der Verwaltungsvor-
gänge zu begrenzen. 

6.5 Gleichbehandlung aller betroffenen Kinder in der Schweiz 

Der erläuternde Bericht zur vorliegenden Gesetzesänderung proklamiert wiederholt die Wichtigkeit der 
Einhaltung der kantonalen Hoheit. Nur ansatzweise behandelt bleibt dabei die Frage der Gleichbehand-
lung der betroffenen Kinder jenseits der kantonalen Grenzen – dies, auch wenn das Problem von den in-
volvierten interkantonalen Gremien erkannt wird: «[Den…] betroffenen Kindern und ihren Familien in ei-
ner zweckmässigen Qualität zu helfen, bleibt vielerorts […] eine grosse Herausforderung; […] die Varianz 
zwischen den Kantonen [ist] heute gross».13 Der erläuternde Bericht formuliert knappe und auch unver-
bindliche Erwägungen in diesem Zusammenhang: «Da vor allem kleinere Kantone nicht unbedingt ein 
eigenes IFI-Angebot entwickeln werden, wird es darum gehen, die interkantonale Zusammenarbeit durch 
die Ausweitung der Interkantonalen Vereinbarung für soziale Einrichtungen (IVSE) auf die IFI zu verstär-
ken».14 
 
ARTISET, INSOS und YOUVITA erachten den Weg über die IVSE als praktikabel und auch geeignet, da-
mit alle in der Schweiz betroffenen Kinder, von IFI profitieren können. In diesem Sinn stimmen sie den 
entsprechenden Erwägungen des erläuternden Berichts bei. Die Verbände machen gleichwohl darauf 
aufmerksam, dass die Sicherstellung des Zugangs zu IFI von allen betroffenen Kindern in der Schweiz 
noch nicht gewährleistet ist. Damit ist auch deren Gleichbehandlung zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht 
gewährleistet.  
 
Deshalb stellen ARTISET, INSOS und YOUVITA folgenden Antrag: 
 
Antrag 4: 
 
Gleichzeitig zur Betreuung der vorliegenden Gesetzesänderung durch das Parlament muss das EDI die 
Kantone dazu anregen und unterstützen, dass sie die in Aussicht gestellte Ergänzung der IVSE auf IFI 
tatsächlich vorantreiben. So soll der Zugang zu IFI auch für Kinder sichergestellt werden, die gerade in 
Kantonen wohnhaft sind, wo keine IFI angeboten werden. 
 
Um eine effektive Teilfinanzierung der IFI durch den Bund zu gewährleisten, muss der Vorentwurf im 
Sinne der hier gestellten Anträge inhaltlich verbessert werden. Damit nach Abschluss des Pilotprojekts 

 
13 Vgl. BSV/EDK/GDK/SODK/ZHAW, Informationsschreiben über das Projekt IFI, nicht datiert, S. 1.  
14 Vgl. erläuternden Bericht zur vorliegenden Gesetzesänderung, S. 16. Der Bericht führt noch vor: «Artikel 1 Absatz 1 IVSE hält 
fest: «Die Vereinbarung bezweckt, die Aufnahme von Personen mit besonderen Betreuungs- und Förderungsbedürfnissen in geeig-
neten Einrichtungen ausserhalb ihres Wohnkantons ohne Erschwernisse zu ermöglichen.» Die Vereinbarung soll auch für den Aus-
tausch von IFI-Leistungen zwischen den Kantonen und deren Vergütung gelten. In der Vereinbarung zwischen dem BSV und dem 
Kanton, der Kindern mit Wohnsitz in einem anderen Kanton die Teilnahme an einer IFI auf seinem Gebiet ermöglicht, muss veran-
kert sein, dass auch für diese Kinder Fallpauschalen ausgerichtet werden.» 
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Ende 202615 keine Behandlungslücken mit IFI entstehen, ist es Aufgabe der im Rahmen des Projekts in-
volvierten Akteuren, die Arbeiten effizient durchzuführen und eine Ergänzung der IVSE anzustreben. 
Der Bund muss die Kantone mit IFI-Angeboten im Rahmen der vorgesehenen Leistungsvereinbarungen 
dazu verpflichten, die IFI-Dienstleistungen Kindern unabhängig ihres Wohnkantons zur Verfügung zu stel-
len. 
 
 
Wir danken Ihnen für die gebührende Berücksichtigung der von ARTISET, INSOS und YOUVITA ange-
führten Standpunkte bei der weiteren Behandlung der Vorlage. 
 
Freundliche Grüsse 
 

                
Cornelia Rumo Wettstein    Rahel Stuker    
Geschäftsführerin YOUVITA    Geschäftsführerin INSOS  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für weitere Fragen wenden Sie sich bitte an: 
yann.golay@artiset.ch 

 
15 Vgl. erläuternden Bericht zur vorliegenden Gesetzesänderung zur vorliegenden Gesetzesänderung, S. 9. 

mailto:yann.golay@artiset.ch
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Zürich, 15. Dezember 2023 
 
 
Vernehmlassung zur Änderung des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung (Intensive 

Frühintervention / IFI bei frühkindlichem Autismus): Stellungnahme 

 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident 

Besten Dank für die Einladung, zur oben genannten Gesetzesänderung Stellung zu nehmen. autismus 

deutsche schweiz ist die bedeutendste Organisation im Bereich Autismus in der Schweiz. 

Ursprünglich als Elternverein gegründet, sind wir für jedes Alter und jeden Lebensabschnitt von an 

Autismus betroffenen Menschen zuverlässige Partner im Sinne unseres claims «ads hilft, vermittelt 

und verbindet». 

Wir begrüssen Ihr grosses Engagement, die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen in Form 

einer gesetzlichen Grundlage zu regeln. Die Wirksamkeit der intensiven Frühintervention bei 

Menschen im Autismus-Spektrum ist in zahlreichen internationalen Studien, wie auch in den 

Berichten des BSV zu IFI/ Phase 1-3, belegt. Im Rahmen unserer vielseitigen Aufgaben für Betroffene 

und in der Kooperation mit Fachpersonen erfahren wir vom direkten Nutzen von IFI für die jeweiligen 

Familien und erleben deren nachhaltige Veränderungen für einen gelingenden Alltag. Darüber 

hinaus leisten die Zentren mehrheitlich neben dem Kernauftrag einen wesentlichen Beitrag in der 

autismusspezifischen Weiterbildung, damit für Menschen mit Autismus auch die gesellschaftlichen 

Rahmenbedingungen geschaffen werden. 

 

Aufgrund der Heterogenität der Erscheinungsbilder und der jeweiligen Ausprägung des Autismus 

bedarf es einer entsprechenden Vielfalt an Interventionsmöglichkeiten, dies ist aktuell mit den 

unterschiedlichen Angeboten gewährleistet. Eine generelle Abgrenzung zwischen medizinischen und 

pädagogischen Massnahmen ist nicht sinnvoll. Aus dieser Verbundaufgabe resultieren ab 

Schuleintritt deutliche finanzielle Entlastungen, Bund und Kantone langfristig gleichermassen 

betreffend. 

 

Riedhofstrasse 354 
8049 Zürich 

+41 44 341 13 13 
 

www.autismus.ch 

http://www.autismus.ch/


 

Wir erlauben uns, auf folgenden Bedarf der Anpassungen in der Gesetzesvorlage hinzuweisen: 

 

• Gemäss aktueller Klassifikation ICD 11 sollte nicht von „frühkindlichem Autismus“, 

sondern von „Autismus -Spektrum-Störung“ geschrieben werden.  

• Die geplante Verteilung der Kosten ist aufgrund der deutlichen finanziellen 

Einsparungen für Bund und Kantone nicht gerechtfertigt.  

• Nach Zuweisung durch entsprechende Fachpersonen sollten alle Kinder der 

Schweiz Zugang zu IFI haben, es sollte keine generellen Ausschlüsse geben.  

• Für betroffene Familien dürfen keine zusätzlichen Belastungen, wie z.B. 

Reisekosten, entstehen.  

 

Im Sinne aller betroffenen Familien hoffen wir, dass Sie unsere Anliegen in konstruktiver Weise 

annehmen und stehen für einen Austausch sehr gerne zur Verfügung.  

 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

 

Reto Odermatt 

Präsident autismus deutsche schweiz  
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Stellungnahme der FSP zur Änderung des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung (Inten‐

sive Frühförderung bei frühkindlichem Autismus) 

 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Mit Schreiben vom 22. September 2023 hat das EDI im Auftrag des Bundesrates die Vernehmlas‐

sung zur Änderung des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung (Intensive Frühförderung bei 

frühkindlichem Autismus) eröffnet. Die FSP bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme.  

 

Die Frühintervention bei frühkindlichem Autismus (IFI) richtet sich an Vorschulkinder mit einer diag‐

nostizierten Autismus‐Spektrum‐Störung (ASS). Das Interventionsprogramm umfasst 15 bis 40 För‐

derstunden pro Woche pro Kind. Der Fokus liegt damit auf einer hohen Intensität der Intervention. 

Die IFI kombiniert medizinische mit pädagogischen Massnahmen. Eine klare Abgrenzung zwischen 

den beiden ist nicht möglich. Aus diesem Grund werden die Leistungen nicht aus einer Hand finan‐

ziert: Die medizinischen Massnahmen fallen in die Finanzierungszuständigkeit der Invalidenversi‐

cherung (IV), für die Finanzierung der pädagogischen Massnahmen sind die Kantone zuständig. Seit 

2014 und noch bis Ende 2026 läuft ein Pilotprojekt, dessen Ziel es unter anderem ist, eine langfris‐

tige Finanzierungslösung zu finden. Mit der Vorlage zur Änderung des Bundesgesetzes über die In‐

validenversicherung (IVG) soll die Ausrichtung von Fallpauschalen der IV an die Kantone zur Über‐

nahme der Kosten für medizinische Massnahmen im Rahmen der IFI verankert werden und damit 

auch nach dem 31.12.2026 weiterhin möglich sein.  

 

Zahlreiche wissenschaftliche Studien1 belegen die Wirksamkeit der Methoden der IFI bei einer Au‐

tismus‐Spektrum‐Störung. Die FSP erachtet es darum als zentral, dass diese Angebote weiterhin be‐

stehen und in der ganzen Schweiz ausgebaut werden, damit alle betroffenen Kinder und deren Fa‐

milien Zugang haben. Eine wichtige Voraussetzung dafür ist die Sicherstellung einer soliden Finan‐

zierung, die mit der vorliegenden Gesetzesvorlage sichergestellt werden soll. Neben der Regelung 

der Finanzierung begrüsst die FSP auch die vorgesehene Evaluation der kurz‐, mittel‐ und langfristi‐

gen Auswirkungen der IFI auf die Entwicklung der Kinder. Einerseits wird dadurch eine optimale 

Weiterentwicklung der IFI ermöglicht. Andererseits können die gesammelten Daten langfristig die 

Finanzierung der IFI rechtfertigen. 

 

 
1 Liesen C., Krieger B., Becker H. (2018). Evaluation der Wirksamkeit der intensiven Frühinterventionsmethoden bei frühkindlichem Autis‐
mus. Bern: BSV‐Forschungsbericht Nr. 9/18, S. 3–22 (Literaturanalyse). 
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Als Dachorganisation der in der Schweiz tätigen Psycholog:innnen verweisen wir auf die beiden Stel‐

lungnahmen von autismus deutsche schweiz sowie der IFI‐Zentren der Schweiz und bitten Sie, die 

darin formulierten Hinweise in der Überarbeitung des Gesetzestextes zu berücksichtigen. Insbeson‐

dere betonen wir die folgenden Punkte: Berücksichtigung der Vollkosten der IFI‐Zentren (z.B. auch 

Kosten für die autismusspezifische Weiterbildung der Mitarbeitenden), keine zusätzlichen finanziel‐

len Belastungen für die Familien (Reisekosten), Anpassung der Begrifflichkeit gemäss ICD 11, also 

Autismus‐Spektrum‐Störung statt frühkindlichen Autismus sowie Verzicht auf generelle Ausschluss‐

kriterien. 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

 

Yvik Adler  Stephan Wenger 

Co‐Präsidentin  Co‐Präsident 
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Änderung des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung 
Intensive Frühintervention bei frühkindlichem Autismus 
 
____________________________________________________________________ 
 
 
A. Rückmeldungen der IFI-Zentren der Schweiz zum Gesetzentwurf 

 
Grundsätzlich wird die Änderung des Bundesgesetztes für gut befunden,  damit 
eine gesetzliche Grundlage für IFI geschaffen wird und das Angebot für alle 
betroffenen Kinder in der Schweiz gesichert wird. Es bedarf aus Sicht der aktuell 
akkreditierten IFI-Zentren jedoch einiger Anpassungen. 
• Statt von „frühkindlichem Autismus“ soll von Autismus-Spektrum-Störung 

geschrieben werden. 
• Die geplante Verteilung der Kosten ist nicht gerechtfertigt.  
• Es bedarf der Konkretisierung, welche Kinder der Bundesrat generell vorsieht, aus 

dem Angebot auszuschliessen. Genetische Erkrankungen oder generell andere 
Erkrankungen, wenn ja, welche. Dieser Vorgang ist inhaltlich nicht, resp. nur 
bedingt zu rechtfertigen, da auch diese Kinder ein diverses individuelles 
Entwicklungspotential haben. 

• Neben der Fallpauschale für die medizinischen Leistungen bedarf es weiterhin der 
Finanzierung von Reisekosten für Familien und Fachpersonen. 
 

 
 
 

B. Allgemeine Rückmeldungen der IFI-Zentren der Schweiz zum erläuternden 
Bericht zur Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 

 
• Es ist keine klare Abgrenzung zwischen medizinischen und pädagogischen 

Massnahmen möglich. Aus diesem Grund ist es erforderlich, dass, analog zum 
transdisziplinären Vorgehen in den IFI-Zentren, Bund und Kantone eine gemeinsame 
Planung und Durchführung anstreben sowie die Qualitätsstandards festlegen.  

• Die im Verlauf des Pilotversuchs vorgenommene Senkung des IV-Anteils ist seitens 
der IFI-Zentren nicht nachvollziehbar.  Zudem werden mehrheitlich keine 
Strukturkosten, z.B. für Leitung, Verwaltung, usw. übernommen. Aus finanziellen 
Gründen soll weder für vermehrt medizinische noch für pädagogische Massnahmen 
ein Anreiz bestehen. Für die Förderung / Therapie des Kindes in der Dynamik der 
Entwicklung ist es notwendig, nicht an fixe Interventionszugänge gebunden zu sein, sondern 
bedürfnisorientiert entscheiden zu können welche Intervention ein Kind zu welchem 
Zeitpunkt in welchem Umfang benötigt. 

• In der längsten Lebensphase, nach dem Kindergarteneintritt, profitieren sowohl die Kantone, 
durch verminderte Unterstützungsmassnahmen im schulischen Bereich und der beruflichen 
Eingliederung, als auch die Invalidenversicherung, durch verminderte 
Unterstützungsmassnahmen im Bereich der Hilflosenentschädigung u.a., wesentlich von 
der Intensiven Frühintervention.  
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C. Empfehlungen zu den Regelungen in der Verordnung 
 
1.  
1.4 Geprüfte Alternativen und Lösungsvariante 

• Für die Beurteilung der Wirksamkeit von IFI und der Qualitätsstandards ist der 
Einbezug der IFI-Zentren unabdingbar. 

• Diagnosestellung und IFI-Aufnahme sollten unabhängig voneinander erfolgen, um 
die Auswahl der Kinder unbeeinflusst vornehmen zu können. Dennoch bedarf es 
einer fachlichen Kooperation.  

• Vereinbarungen sollen für vier Jahre abgeschlossen werden. Die IFI-Zentren brauchen 
Planungssicherheit, d.h. es sollte mindestens zwei Jahre vor Ablauf der Vereinbarung 
kommuniziert werden, ob resp. wie die weitere Zusammenarbeit aussieht, da die 
Familien sich auf die entsprechende Zeit der IFI einstellen. 

• Da im Anschluss an IFI die Integration in den Kindergarten erfolgt, sollten die 
Regelungen im Schuljahresmodus erfolgen. 

 
 4 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 
 

Art. 13 a Medizinische Massnahmen 
• Abs.1: Die geforderte Multidisziplinarität sollte im höchsten Standard der 

Zusammenarbeit in transdisziplinärer Weise erfolgen. Die in diesem 
Zusammenhang erhöhte Zeit der Vor- und Nachbereitung aufgrund des 
Fachaustauschs muss berücksichtigt werden.  

• Im Einzelfall müssen während der zwei IFI-Jahre weitere medizinisch-
therapeutische Massnahmen zusätzlich geleistet werden können, z.B. 
Psychotherapeutische Behandlung bei extremer emotionaler Dysregulation, 
Angststörung u.a.. Dies im Sinne eines Modells für die Zukunft, es gibt bereits 
entsprechende Angebote. Allfällige Medikation, als medizinische Massnahme, muss 
explizit weiter möglich sein bei Bedarf. 

• Abs. 2: Der den Familien entstehende Aufwand wegen der unumgänglichen An- und 
Abreise ist in zeitlicher und finanzieller Hinsicht eine grosse Herausforderung. Die 
Streichung der bisherigen Vergütung der Reise, in Form von Kilometergeld bzw. 
Rückerstattung von ÖV-Tickets, ist eine zusätzliche finanzielle Belastung für die 
betroffenen Familien. 

• Abs. 3: Es bedarf neben der Regelung der Intensität pro Woche und der Dauer von 
zwei Jahren noch einer Regelung der Anzahl an Betriebswochen pro Jahr oder die 
angestrebte Anzahl an Stunden pro Jahr.   
 

Art. 51 Reisekosten 
• Es muss geklärt werden, von welcher Institution Eltern und Fachpersonen die 

Reisekosten rückerstattet bekommen. Reisekosten sind weder medizinische noch 
pädagogische Massnahmen und müssen daher zusätzlich zur Fallpauschale 
berechnet werden. 
 

Art. 67 Kostenvergütung 
• Abs. 1ter: Es bedarf der Klärung des Begriffs der Schullaufbahn unter den 

kantonalen Gegebenheiten. Ist diese einzig am Regelschulsystem orientiert, so ist 
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dies keine geeignete Zielgrösse, da die kantonalen Unterschiede mit der 
Bereitstellung adäquater Kindergarten- und Schulplätze sehr inhomogen sind. 

• Die Auswirkung der Intervention auf Leistungen im IV-Bereich (berufliche 
Massnahmen, Hilflosenentschädigung, Intensivpflegezuschlag, Hilfsmittel u.a.) sind 
weniger abhängig von kantonalen/regionalen Gegebenheiten und deshalb besser 
für die Evaluation geeignet. 

 
Art. 68 novies Datenerhebung 

• Abs. 1: Es bedarf konkreter Angaben, um welche Daten es sich handelt (statistische, 
qualitative). 

• Die Finanzierung der allfällig durchzuführenden Studien und Datendokumentation 
muss geklärt werden. 

• Abs. 4: Um die Nachhaltigkeit der intensiven Frühförderung zu gewährleisten, 
müssen die Unterstützungsmaßnahmen beim Übergang in den Kindergarten und 
später in die Schule ebenfalls beziffert werden, um im Sinne einer für den vollen 
Erfolg der IFI notwendigen Nachbetreuung betrachtet werden zu können. Es bedarf 
spezifischer Massnahmen im Umfeld des Schulsystems, damit Kinder erfolgreich 
integriert werden können. 

• Die Empfehlung für die Zentren, nach ICF (International Classification of 
Functioning, Disability and Health / WHO) zu arbeiten, impliziert ebensolche 
Anpassungen im Umfeld. 

• Abs. 6: Die Daten müssen explizit anonymisiert sein. 
• Die Nutzung des Widerspruchsrechts darf keinen Einfluss haben auf den Zugang 

zu IFI. 
 

5. Auswirkungen 

Es fehlt der Unterpunkt der „Auswirkungen auf die Leistungserbringer“ 
• Neue Aufgaben wie die Datenerfassung und deren Übermittlung müssen gemäss 

den Vorgaben von Bund und Kantonen vergütet werden. 
• Für jeden kompletten Datensatz muss i.S. eines ausführlichen Arztberichtes 

zusätzlich zur Fallpauschale vergütet werden (pauschal oder mit 200.-CHF/h). 
 

5.2 Auswirkungen auf die IV 

• Die geplanten Kosten von 107 000 CHF sind nicht ausreichend. Sie berücksichtigen 
nicht die seit der Bezifferung eingetretene Inflation sowie die Umstellung auf 
Mindestlöhne in einer Reihe von Kantonen. 

• Mehrheitlich haben die Zentren, entgegen der Angaben im IFI-2 Bericht, keine 
Vollkostenrechnungen berücksichtigt, da diese oft nicht vorhanden sind. Vergleiche 
auf dieser Basis sind nicht korrekt. 

• Die Angaben wurden während der nicht repräsentativen Coronazeit erhoben, 
ausserdem arbeiteten noch nicht alle Zentren im 2Jahressetting.  

• Ohne Angabe der Betriebswochen oder Anzahl der Stunden pro Jahr kann ein 
Gesamtaufwand der Zentren nicht verglichen werden. 

• Im transdisziplinären Setting bedarf es aufgrund des Fachaustauschs zusätzlicher 
zeitlicher Ressourcen. 

• Es bestehen kantonal unterschiedliche Lohnvoraussetzungen. 
• Es bedarf einer jährliche Steigerung gemäss Inflationsausgleich der Bundeslöhne. 
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• Kosten für ärztliche Leitung / Supervision sind mehrheitlich nicht abgebildet. Die 
tatsächlichen Kosten für die Ausbildung von Personal für autismusspezifische, 
evidenzbasierte Interventionen, sind unterbewertet. Dies gilt umso mehr, als diese 
Leistung aufgrund des sich wiederholenden Charakters anspruchsvoll ist. Die 
ältesten Zentren stellen eine hohe Fluktuation des Personals fest, da das 
entsprechende Arbeitsumfeld sehr herausfordernd ist. Es müssten aktuelle Zahlen 
erhoben werden zu einem Zeitpunkt, da die Zentren alle im 2Jahressetting arbeiten. 
Die innerhalb der IFI-Zentren erhobenen Zahlen (Stand 12/2023) stellen wir gerne 
zur Verfügung. 

 
5.3 Auswirkungen auf die Kantone 

• Es bedarf der Anpassung der IVSE bzgl. Leitung des Zentrums, sofern wie in den 
ursprünglichen Vorgaben, eine ärztliche Leitung das IFI-Zentrum führt.   

 
5.4 Auswirkungen auf das Gesundheitswesen, die Gesellschaft und die Wirtschaft 

• IFI führt nachhaltig zu einer deutlichen finanziellen Entlastung auf Seiten der IV, da 
weniger Unterstützung im Sinne der Hilflosenentschädigung u.a. erforderlich wird, 
ausserdem zu deutlicher finanzieller Entlastung der Kantone, da im Schulwesen 
weniger Unterstützungsbedarf besteht. Da die volkswirtschaftlichen Kosten 
insgesamt sinken ist die Verteilung der Finanzierung von IFI unabhängig von der 
Verteilung der Massnahmen während IFI. Es ist eine Vollfinanzierung zu gleichen 
Teilen von Kantonen und IV anzustreben. 

• Die IFI-Zentren leisten neben dem Kerngeschäft der Intensiven Frühintervention als 
regionale Kompetenzzentren oftmals einen erheblichen Aufwand in der Beratung 
und in der Weiterbildung. Dieser ist inhaltlich bei den IFI-Zentren am richtigen Ort, 
es besteht bislang keine Finanzierung diesbezüglich. 
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 Genève, le 18.12.2023 
 

 

 

 

Concerne : consultation sur la modification de la loi fédérale sur l'assurance-

invalidité (intervention précoce intensive pour les enfants avec trouble du 

spectre de l’autisme) : Prise de position 
 

 

Monsieur le Conseiller le président de la confédération, cher Monsieur A. Berset, 

 

Nous vous remercions de votre invitation à prendre position sur la modification de la loi 

susmentionnée. La société Suisse de pédiatrie du développement regroupe l’ensemble des 

pédiatres du développement de Suisse, spécialité médicale très impliquée dans le diagnostic 

et la prise en charge des enfants avec un trouble du spectre de l’autisme.  

Nous saluons votre grand engagement à régler la collaboration entre la Confédération et les 

cantons sous la forme d'une base légale. L'efficacité de l'intervention précoce intensive 

auprès des personnes du spectre de l'autisme a été démontrée par de nombreuses études 

internationales, ainsi que par les rapports de l'OFAS sur l'IFI/phase 1-3. Une telle 

intervention diminue ensuite les coûts pour la société au long terme, diminution de coût déjà 

nettement palpable dès l’entrée à l’école avec une diminution du besoin de soutien dès cet 

âge. En plus des études scientifiques, nous constatons sur le terrain l’immense bénéfice des 

interventions intensives pour les enfants atteints de trouble du spectre de l’autisme. En 

raison de l’incertitude liée au remboursement à long terme de l’intervention intensive, cette 
offre reste toutefois lacunaire. En raison de l'hétérogénéité des manifestations et de 

l'expression de l'autisme, il est nécessaire de disposer d'une diversité correspondante de 

possibilités d'intervention, avec l'intensité requise en fonction des besoins de l'enfant. 

 

Nous nous permettons d'attirer l'attention sur la nécessité d'adapter le projet de loi : 

 

 

• Selon la classification actuelle CIM 11, il ne faudrait pas parler d'"autisme infantile 
précoce", mais de "troubles du spectre de l’autisme". 

• La répartition des coûts prévue n'est pas justifiée en raison des économies 
financières importantes réalisées par la Confédération et les cantons. 

• Après avoir été orientés par des spécialistes appropriés, tous les enfants de Suisse 
devraient avoir accès à l’intervention précoce intensive, il ne devrait pas y avoir de 
critère d’exclusion. 

• Les familles concernées ne doivent pas être soumises à des charges supplémentaires, 
telles que des frais de déplacement.  
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Dans l'intérêt de toutes les familles concernées, nous espérons que vous accueillerez nos 

demandes de manière constructive et restons à votre disposition pour tout échange.  

 

 

 

Au nom du comité de la Société Suisse de Pédiatrie du développement, 

 
Dr Russia Ha-Vinh Leuchter 

Présidente de la Société Suisse de Pédiatrie du développement 

Médecin Adjointe agrégée 

Service Développement & Croissance 

Département Enfant&Adolescent 

Hôpital des Enfants des HUG 

1211  Genève 14 

Tél  : +41 (0)22 3725491 

courriel: russia.ha-vinhleuchter@hcuge.ch 
 

 

 

 

 

Betreff: Konsultation zur Änderung des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung 

(intensive Frühförderung für Kinder mit Autismus-Spektrum-Störung) : Stellungnahme 

 

 

 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident 

 

Wir danken Ihnen für die Einladung, zur oben genannten Gesetzesänderung Stellung zu 

nehmen. Die Schweizerische Gesellschaft für Entwicklungspädiatrie umfasst alle 

Entwicklungspädiater der Schweiz, ein medizinisches Fachgebiet, das stark in die Diagnose 

und Behandlung von Kindern mit einer Autismus-Spektrum-Störung involviert ist.  

Wir begrüßen Ihr großes Engagement, die Zusammenarbeit zwischen dem Bund und den 

Kantonen in Form einer gesetzlichen Grundlage zu regeln. Die Wirksamkeit der intensiven 

Frühförderung von Menschen mit Autismus-Spektrum-Störung wurde in zahlreichen 

internationalen Studien sowie in den Berichten des BSV über IFI/Phase 1-3 nachgewiesen. 

Eine solche Intervention senkt langfristig die Kosten für die Gesellschaft, die bereits bei 

Schuleintritt deutlich spürbar sind, da der Bedarf an Unterstützung in diesem Alter abnimmt. 

Neben den wissenschaftlichen Studien sehen wir auch in der Praxis den großen Nutzen 
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intensiver Interventionen für Kinder mit Autismus-Spektrum-Störungen. Aufgrund der 
Unsicherheit in Bezug auf die langfristige Erstattung der Kosten für intensive Interventionen 

ist dieses Angebot jedoch lückenhaft. Aufgrund der Heterogenität der Erscheinungsbilder 

und der jeweiligen Ausprägung des Autismus bedarf es einer entsprechenden Vielfalt an 

Interventionsmöglichkeiten, in einer entsprechend der jeweiligen Bedürfnisse des Kindes 

erforderlichen Intensität. 
 

 

 

Wir erlauben uns, auf die Notwendigkeit einer Anpassung des Gesetzentwurfs hinzuweisen: 

 

 

• Gemäss aktueller Klassifikation ICD 11 sollte nicht von „frühkindlichem Autismus“, 

sondern von „Autismus-Spektrum-Störung“ geschrieben werden. 

• Die geplante Verteilung der Kosten ist aufgrund der deutlichen finanziellen 

Einsparungen für Bund und Kantone nicht gerechtfertigt. 

• Nach Zuweisung durch entsprechende Fachpersonen sollten alle Kinder der 

Schweiz Zugang zu IFI haben, es sollte keine generellen Ausschlüsse geben. 

• Für betroffene Familien dürfen keine zusätzlichen Belastungen, wie z.B. Reisekosten, 

entstehen.  

 

 

Im Interesse aller betroffenen Familien hoffen wir, dass Sie unsere Forderungen konstruktiv 

aufnehmen und stehen Ihnen für weitere Gespräche gerne zur Verfügung. 

 
 

 

Im Namen des Vorstands der Schweizerischen Gesellschaft für Entwicklungspädiatrie, 

 
Dr Russia Ha-Vinh Leuchter 

Präsidentin der Schweizerischen Gesellschaft für Entwicklungspädiatrie 
Médecin Adjointe agrégée 
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1211  Genève 14 

Tél  : +41 (0)22 3725491 

courriel: russia.ha-vinhleuchter@hcuge.ch 
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A. Allgemeine Bemerkung 
Inclusion Handicap begrüsst, dass der hohe Nutzen der intensiven Frühintervention 
bei frühkindlichem Autismus (IFI) anerkannt und der Handlungsbedarf bei der Finan-
zierung dieser intensiven Frühförderung erkannt wird. Die Schaffung einer entspre-
chenden gesetzlichen Grundlage für die Zeit nach der Beendigung des bis Ende 2026 
laufenden Pilotversuchs wird ebenfalls begrüsst, allerdings verfehlt die vom Bundesrat 
vorgeschlagene Regelung das Ziel, den Zugang zur IFI zu vereinheitlichen und allen 
Kindern und ihren Familien zu ermöglichen.  

B. Materielle Bemerkungen 

1. Aktuelle Finanzierung im Pilotversuch: Kosten für IFI nicht für alle Kinder 
und ihre Familien gedeckt 

Im Rahmen des noch bis Ende 2026 laufenden Pilotversuchs beteiligt sich die Invali-
denversicherung mit einem Pauschalbetrag von 45‘000 Franken pro Kind und pro Jahr 
an der IFI, sofern diese an einem von der Invalidenversicherung anerkannten Autis-
muszentrum durchgeführt wird. Da die Pauschale von 45‘000 Franken in der Regel 
nur knapp die Hälfte der Kosten für ein Therapiejahr deckt, ist bis anhin der Wohnsitz-
kanton für die Finanzierung der übrigen Kosten verantwortlich. Diese Restfinanzierung 
ist aktuell allerdings von Kanton zu Kanton sehr unterschiedlich ausgestaltet, was dazu 
führt, dass die Eltern je nach Wohnkanton mit selbst zu tragenden Kosten in der Höhe 
von teilweise sogar mehr als 40‘000 Franken pro Therapiejahr konfrontiert sind. 
Im Rahmen des Pilotversuchs zeigte sich weiter, dass sich das nächste anerkannte 
Therapiezentrum je nach Wohnsitz nicht in einer zumutbaren Distanz befindet. 
Dadurch sind die Eltern gezwungen, die Therapie an einem Autismuszentrum durch-
führen zu lassen, das nicht über eine IV-Anerkennung verfügt. In solchen Fällen sind 
die von den Eltern selbst zu tragenden Kosten gar um ein Vielfaches höher als 40‘000 
Franken pro Therapiejahr. Aber selbst wenn das nächste von der Invalidenversiche-
rung anerkannte Autismuszentrum in zumutbarer Distanz vom Wohnort liegt, beträgt 
die Wartezeit für einen Therapieplatz nicht selten bis zu einem Jahr oder länger. Bei 
einer Therapie, deren Wirksamkeit nachgewiesenermassen vom Alter des jeweiligen 
Kindes abhängt, ist ein solches Zuwarten nicht zumutbar, so dass die Eltern nachvoll-
ziehbarerweise nach Therapieanbietenden ausserhalb der von der Invalidenversiche-
rung anerkannten Autismuszentren suchen. Durch dieses notwendige Ausweichen auf 
ein Autismuszentrum ohne IV-Anerkennung sind viele Eltern mit hohen Kosten kon-
frontiert und oftmals gezwungen, bei der Pro Infirmis ein Gesuch um finanzielle Unter-
stützung der jeweiligen Therapien über finanzielle Leistungen für Menschen mit Be-
hinderung (FLB) zu stellen. 
Mit der nun vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderung des IVG wird leider weiterhin 
keine einheitliche Handhabung sichergestellt und der Zugang zur IFI wird nicht allen 
Kindern und ihren Familien offenstehen, denn der Bund überlässt den Abschluss von 
Leistungsvereinbarungen mit den Anbietern von IFI-Leistungen vollständig den Kan-
tonen. 
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2. Zugang zur IFI für alle in der Schweiz lebenden Kinder 

Mit der vorgeschlagenen Änderung des IVG möchte der Bundesrat unter anderem si-
cherstellen, dass der Zugang zur IFI vereinheitlicht wird, so dass die Massnahme mit-
telfristig allen Kindern und ihren Familien offensteht. Zudem soll die Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Kantonen über Vereinbarungen geregelt werden. Allerdings soll 
es keine Rechtsnorm auf Bundesebene geben, die die Kantone verpflichtet, IFI-Leis-
tungen anzubieten. Auch soll der Abschluss von Leistungsvereinbarungen mit den An-
bietenden von IFI-Leistungen den Kantonen obliegen. Im Wissen darum, dass vor al-
lem kleinere Kantone wohl kein eigenes IFI-Angebot entwickeln werden, verweist der 
Bundesrat auf eine notwendige Verstärkung der interkantonalen Zusammenarbeit. 
Hierfür soll die Interkantonale Vereinbarung für Soziale Einrichtungen (IVSE) auf die 
IFI ausgeweitet werden. 
Aus der Sicht von Inclusion Handicap wird eine Verstärkung der interkantonalen Zu-
sammenarbeit nicht genügen, um den Zugang zur IFI zu vereinheitlichen und die Mas-
snahme mittelfristig allen Kindern und ihren Familien zugänglich zu machen. Wie unter 
Ziff. 1 ausgeführt, zeigt der aktuelle Stand vielmehr, dass die IFI weder für alle Kinder 
und ihre Eltern zugänglich noch für alle Familien finanzierbar ist. Dieser Zustand darf 
nicht so aufrechterhalten bleiben. Hinzu kommt, dass – wie Pro Infirmis in ihrer Stel-
lungnahme zum bundesrätlichen Vorschlag ausführt –  davon auszugehen ist, dass 
eine finanzielle Unterstützung mit FLB unter Berücksichtigung der Prinzipien der Neu-
gestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kanto-
nen (NFA) in Zukunft ausgeschlossen sein könnte. 
Inclusion Handicap fordert den Bund daher auf, den Kantonen im Hinblick auf die Zu-
gänglichkeit der IFI Mindestvorgaben zu machen. Nur mit verbindlichen Vorgaben 
durch den Bund lässt sich die aktuell unbefriedigende Situation verändern und verbes-
sern, so dass die Kantone für alle betroffenen Kinder ausreichende Therapieplätze zur 
Verfügung stellen und die Erreichbarkeit eines nächstgelegenen IFI-Zentrums gewähr-
leisten. 
Mit der vorgeschlagenen Änderung des IVG verfehlt es der Bundesrat, für eine ein-
heitliche Handhabung und für ein schweizweit gewährleistetes Angebot an IFI-Leistun-
gen zu sorgen. Eine blosse Stärkung der interkantonalen Zusammenarbeit führt nicht 
zu einem ausreichenden und geographisch ausgewogenen Angebot an IFI-Leistun-
gen.  

3. Erhöhung der Kostenbeteiligung der Invalidenversicherung 

Der Bundesrat schlägt vor, dass sich die Invalidenversicherung im Umfang von maxi-
mal 25 Prozent an den Kosten der IFI beteiligt. Dabei stützt er sich insbesondere auf 
den Aspekt, dass der Anteil des medizinischen Personals im Pilotversuch bei 30 Pro-
zent lag und im verlängerten Pilotversuch auf 20 Prozent gesenkt wurde. 
Bei dieser Aufteilung fokussiert sich der Bundesrat ausschliesslich auf die Aufteilung 
der pädagogischen und medizinischen Aspekte während der laufenden Therapie. Bei 
der Kostenaufteilung sollten aber vielmehr auch die langfristigen finanziellen Einspa-
rungen berücksichtigt werden. Zwar führt der Bundesrat in seinen Erläuterungen selbst 
aus, dass durch eine erfolgreiche IFI-Therapie sowohl die Kantone als auch die Inva-
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lidenversicherung längerfristige und erhebliche Einsparungen haben werden. Ange-
sichts der zu erwartenden erheblichen Einsparungen durch den Wegfall von Hilflo-
senentschädigung, Assistenzbeiträgen und IV-Renten fordert Inclusion Handicap den 
Bundesrat auf, die Kostenbeteiligung der Invalidenversicherung substantiell zu erhö-
hen.  

4. Reisekosten 

In einem neuen Absatz 3 zu Artikel 51 IVG schlägt der Bundesrat eine Präzisierung 
vor, wonach die Invalidenversicherung den Betroffenen Familien im Rahmen der IFI 
keine Reisekosten vergüten, wenn für die IFI-Leistung eine Fallpauschale ausgerichtet 
wird. Gemäss Bundesrat könnten in solchen Fällen die Kantone den betroffenen Fa-
milien die Reisekosten zurückerstatten.  
Inclusion Handicap fordert eine gesetzliche Regelung, die sicherstellt, dass die Kan-
tone den Betroffenen die Reisekosten aus den erhaltenen Fallpauschalen zurückver-
güten müssen und nicht nur können.  
 
 
Wir bitten Sie, unsere Anliegen zu berücksichtigen und danken Ihnen für die Gele-
genheit zur Stellungnahme. 
 

 
Petra Kern 
Leiterin Abteilung Sozialversicherungen 

Die Mitgliederorganisationen von Inclusion Handicap 

ASPr-SVG Schweizerische Vereinigung der Gelähmten│Polio.ch | Asrimm | autismusschweiz | Cysti-
sche Fibrose Schweiz | FRAGILE Suisse | Geliko (Schw. Gesundheitsligen-Konferenz) |  

inclusione andicap ticino | insieme Schweiz | PluSport | Pro Audito Schweiz | Procap | Pro Infirmis | 
Pro Mente Sana | Schw. Blinden- und Sehbehindertenverband (SBV) | Schw. Gehörlosenbund (SGB) 
| Schw. Multiple Sklerose Gesellschaft | Schweizer Paraplegiker-Vereinigung | Schw. Stiftung für das 

cerebral gelähmte Kind | Schw. Zentralverein für das Blindenwesen (SZBlind) |  
Sonos – Schw. Hörbehindertenverband | Verband Dyslexie Schweiz | Vereinigung Cerebral Schweiz 

 

http://aspr-svg.ch/aktuell/news/
http://www.asrim.ch/
http://www.autismusschweiz.ch/
https://cystischefibroseschweiz.ch/
https://cystischefibroseschweiz.ch/
http://www.fragile.ch/suisse/
https://www.geliko.ch/de
http://www.inclusione-andicap-ticino.ch/
http://insieme.ch/
http://www.plusport.ch/
http://www.pro-audito.ch/
http://www.procap.ch/Home.20.0.html
http://www.proinfirmis.ch/de/home.html
https://www.promentesana.ch/de/startseite.html
http://www.sbv-fsa.ch/de
http://www.sgb-fss.ch/
https://www.multiplesklerose.ch/de/
http://www.spv.ch/
https://www.cerebral.ch/
https://www.cerebral.ch/
http://www.szb.ch/
https://hoerbehindert.ch/
https://www.verband-dyslexie.ch/
http://www.vereinigung-cerebral.ch/de/
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Stellungnahme insieme Schweiz 

insieme – gemeinsam mit und für Menschen mit geistiger Behinderung 

insieme Schweiz setzt sich seit 63 Jahren für die Interessen der Menschen mit geistiger Behinderung und 

ihrer Angehörigen ein. insieme sorgt für gute Rahmenbedingungen, damit Menschen mit geistiger 

Behinderung gleichberechtigt und möglichst eigenständig mitten in der Gesellschaft leben, arbeiten, 

wohnen und sich entfalten können. insieme bietet Weiterbildungs-, Freizeit- und Bildungsangebote in 

allen Regionen der Schweiz an, informiert und sensibilisiert die Öffentlichkeit.  

insieme Schweiz nimmt Stellung zur Änderung des 
Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung IVG 

(Intensive Frühintervention bei frühkindlichem Autismus, IFI) 

Gerne nehmen wir die Gelegenheit wahr, uns zur Änderung des Bundesgesetzes über die 

Invalidenversicherung IVG (Intensive Frühintervention bei frühkindlichem Autismus, IFI) zu äussern.  

Allgemeine Rückmeldung 

insieme Schweiz begrüsst, dass der hohe Nutzen der intensiven Frühintervention bei frühkindlichem 

Autismus (IFI) anerkannt und der Handlungsbedarf bei der Finanzierung dieser intensiven Frühförderung 

erkannt wird. Ebenfalls begrüssen wir es, dass hierfür eine gesetzliche Grundlage geschaffen wird. 

Jedoch verfehlt die hier vorgeschlagene gesetzliche Grundlage das Hauptziel, den Zugang zur IFI zu 

vereinheitlichen und allen Kindern und ihren Familien zu ermöglichen. 

Aktuelle Ausganslage - Mehrausgaben für die Eltern und Zugangsschwierigkeiten 

Im Rahmen des noch bis Ende 2026 laufenden Pilotversuchs beteiligt sich die Invalidenversicherung mit 

einem Pauschalbetrag von 45‘000 Franken pro Kind und pro Jahr an der IFI, sofern diese an einem von 

der Invalidenversicherung anerkannten Autismuszentrum durchgeführt wird. Da die Pauschale von CHF 

45‘000 in der Regel knapp die Hälfte der Kosten für ein Therapiejahr deckt, ist der Wohnsitzkanton bis 

anhin für die Finanzierung der übrigen Kosten verantwortlich. Die Restfinanzierung über die Kantone ist 

aktuell sehr unterschiedlich ausgestaltet, so sind die Eltern je nach Wohnort mit erheblichen Eigenkosten 

konfrontiert. Das heisst, die Eltern sind je nach Wohnsitzkanton mit Mehrausgaben von CHF 40‘000 oder 

mehr pro Therapiejahr konfrontiert. 

Im Rahmen des Pilotversuchs zeigte sich weiter, dass das nächste anerkannte Therapiezentrum je nach 

Wohnsitz sich nicht in einer zumutbaren Distanz (mehr als eine Stunde Fahrt pro Weg) befindet. Dadurch 

sind die Eltern gezwungen, die Therapie an einem von der IV nicht anerkanntem Zentrum durchführen 

zu lassen. In solchen Fällen sind die von den Eltern selbst zu tragenden Kosten gar um ein Vielfaches 

höher als 40‘000 Franken pro Therapiejahr. Auch wenn das nächste Therapiezentrum in zumutbarer 

Distanz liegt, sind die Eltern nicht selten mit einer Wartezeit für einen Therapieplatz von bis zu einem 
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Jahr oder mehr konfrontiert. Bei einer Therapie, deren Wirksamkeit nachgewiesenermassen vom Alter 

des jeweiligen Kindes abhängt, ist ein solches Zuwarten ebenfalls nicht zumutbar, weshalb nach 

Therapieanbietenden ausserhalb der anerkannten Therapiezentren gesucht wird. Durch dieses 

notwendige Ausweichen auf ein Autismuszentrum ohne IV-Anerkennung sind viele Eltern mit hohen 

Kosten konfrontiert und oftmals gezwungen, bei der Pro Infirmis ein Gesuch um finanzielle 

Unterstützung der jeweiligen Therapien über finanzielle Leistungen für Menschen mit Behinderung (FLB) 

zu stellen. 

Mit der vorgesehenen Änderung wird leider weiterhin keine einheitliche Handhabung sichergestellt und 

der Zugang zur IFI wird nicht allen Kindern und ihren Familien offenstehen, da der Bund den Abschluss 

von Leistungsvereinbarungen mit den Anbietern von IFI-Leistungen vollständig den Kantonen überlässt. 

1. Zugang zur IFI für alle in der Schweiz lebenden Personen 

Mit der Änderung des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung möchte der Bundesrat unter 

anderem sicherstellen, dass der Zugang zur IFI vereinheitlicht wird, so dass die Massnahme mittelfristig 

allen Kindern und ihren Familien offensteht. Zudem sollte die gesetzliche Grundlage die Zusammenarbeit 

mit den Kantonen regeln. Leider sind mit der hier präsentierten Gesetzesvorlage beide Punkte in der 

Umsetzung nicht sichergestellt. 

Der Bund sieht vor mit der vorgeschlagenen Änderung, die Koordination resp. Zusammenarbeit zwischen 

den Kantonen vollständig den Kantonen zu überlassen. Dafür sei die Interkantonale Vereinbarung für 

soziale Einrichtungen (IVSE) auf die IFI auszuweiten. Es werde darum gehen, die interkantonale 

Zusammenarbeit durch die Ausweitung der IVSE zu verstärken. Dabei überlässt der Bund es den 

Kantonen, den Leistungsvereinbarungen mit den Anbietern von IFI-Leistungen abzuschliessen.  

Eine Verstärkung der interkantonalen Zusammenarbeit genügt nicht, um den Zugang zur IFI zu 

vereinheitlichen und die IFI mittelfristig allen Kindern und ihren Familien zugänglich zu machen. Aktuell 

ist die Therapie nicht allen Familien zugänglich und ist für viele Eltern unbezahlbar. Dieser Zustand darf 

nicht so aufrechterhalten bleiben. Hinzu kommt, dass – wie Pro Infirmis in ihrer Stellungnahme zum 

bundesrätlichen Vorschlag ausführt – davon auszugehen ist, dass eine finanzielle Unterstützung mit FLB 

unter Berücksichtigung der Prinzipien der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung 

zwischen Bund und Kantonen (NFA) in Zukunft ausgeschlossen sein könnte.  

Der Bund verfehlt es mit dieser Vorlage leider, für eine einheitliche Handhabung und für ein schweizweit 

ausgeglichenes Angebot an Therapiezentren zu sorgen. Eine blosse Stärkung der interkantonalen 

Zusammenarbeit zur Sicherstellung eines ausreichenden und geographisch ausgewogenen Angebots 

genügt hierfür nicht. Es darf aber nicht sein, dass Eltern je nach Wohnort finanziell und therapeutisch 

erheblich benachteiligt sind, weil schweizweit keine umfassende einheitliche Regelung besteht. 

insieme Schweiz fordert den Bund auf, den Kantonen im Hinblick auf die IFI-Zugänglichkeit 

Mindestvorgaben zu machen. Durch diese verbindlichen Vorgaben soll sichergestellt werden, dass die 

Kantone für alle betroffenen Kinder ausreichende Therapieplätze zur Verfügung stellen und die 

Erreichbarkeit eines nächstgelegenen IFI-Zentrums gewährleisten. 
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2. Aufteilung der Kosten 

Der Bundesrat schlägt vor, sich mit 25% an den Kosten zu beteiligen. Dabei stützt er sich insbesondere 

auf den Aspekt, dass der Anteil des medizinischen Personals im Pilotversuch bei 30 Prozent lag und im 

verlängerten Pilotversuch auf 20 Prozent gesenkt wurde. 

Bei dieser Aufteilung fokussiert sich der Bundesrat ausschliesslich auf die Aufteilung der pädagogischen 

und medizinischen Aspekte während der laufenden Therapie. Bei der Kostenaufteilung sollten die 

langfristigen finanziellen Einsparungen ebenfalls berücksichtigt werden: Zwar führt der Bundesrat aus, 

dass sowohl die Kantone wie auch die IV bei erfolgreicher Therapie entsprechende finanzielle 

Einsparungen haben werden. Jedoch wird nicht genauer dargelegt, mit welchen Einsparungen dabei auf 

Bundesebene zu rechnen ist. In Bezug auf die IV können die Leistungseinsparungen nicht nur mit Wegfall 

der Hilflosenentschädigung, sondern auch mit Wegfall einer allfälligen Rente sowie Assistenzbeiträgen 

erheblich ausfallen.  

Angesichts der zu erwartenden erheblichen Einsparungen durch den Wegfall von 

Hilflosenentschädigung, Assistenzbeiträgen und IV-Renten fordert insieme Schweiz den Bundesrat auf, 

die Kostenbeteiligung der Invalidenversicherung substantiell zu erhöhen. 

3. Reisekosten 

In einem neuen Absatz 3 zu Artikel 51 IVG schlägt der Bundesrat eine Präzisierung vor, wonach die 

Invalidenversicherung den Betroffenen Familien im Rahmen der IFI keine Reisekosten vergüten, wenn 

für die IFI-Leistung eine Fallpauschale ausgerichtet wird. Gemäss Bundesrat könnten in solchen Fällen 

die Kantone den betroffenen Familien die Reisekosten zurückerstatten. 

Diese Kosten dürfen nicht zu Lasten der Familien gehen. Daher fordert insieme Schweiz eine gesetzliche 

Regelung, die sicherstellt, dass die Kantone den Betroffenen die Reisekosten aus den erhaltenen 

Fallpauschalen zurückvergüten müssen und nicht nur können. 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit einer Stellungnahme und bitten Sie höflich, diese zu 

berücksichtigen. Für ergänzende Erläuterungen stehen wir gerne zu Ihrer Verfügung.  

 

Freundliche Grüsse, 

  

Claire-Andrée Nobs,  

Verantwortliche Sozialversicherung  

 

insieme Schweiz, 22. Dezember 2023 
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Stellungnahme zur IV Gesetzesänderung: 
Vernehmlassung über das Bundesgesetz über die Invalidenversicherung (IVG) 
(Intensive Frühintervention bei frühkindlichem Autismus) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Ich danke Ihnen für die Möglichkeit zur Vernehmlassung des Bundesgesetzes zur 
Invalidenversicherung eine Stellungnahme einreichen zu dürfen.  
Ich nehme Stellung aus Sicht vieler meiner kleinen Patienten mit einer speziellen 
geographischen und familiären Situation wie im Kanton Graubünden und Glarus, jedoch auch 
in weiteren Kantonen der Südostschweiz. Ich kläre seit über 15 Jahren v.a. junge Kinder im 
Kleinking und Vorschulbereich mit Autismus-Verdacht ab. Ein grosses Problem ist nach der 
Diagnosestellung den Familien eine intensive Frühtherapie zu vermitteln!  
Ich arbeite deshalb seit vielen Jahren erfolgreich mit dem aaa autismus approach (IFI Anbieter 
seit über 20 Jahren) zusammen, welcher Kinder mit ASS begleitet. IFI wird beim aaa autismus 
approach heute über Stiftungsgelder und Eigenleistungen der Eltern finanziert, dies obwohl 
alle Kinder, welche die Diagnosekriterien für Autismus erfüllen auch bei der IV für das 
Geburtsgebrechen Autismus (GG 405) angemeldet sind und das Geburtsgebrechen bei allen 
anerkannt worden ist.  
Mit dieser Stellungnahme möchte ich darauf hinweisen, dass ALLE Kinder mit ASS die 
Möglichkeit haben sollten, IFI zu erhalten. Mit der neuen Gesetzesvorlage werden einige 
Betroffenen von der Finanzierung ausgeschlossen.  
 
Art 13a 2 
Eine Finanzierung in Form der Subjektfinanzierung ist wesentlich sinnvoller als die 
Finanzierung mittels Fallpauschalen für eine Institution. Eine Subjektfinanzierung garantiert 
den Zugang zu IFI für ALLE Kinder.   
Die Gesetzesvorlage geht in die Richtung, dass nach wie vor viele Betroffene langfristig keine 
Unterstützung haben werden, wenn die Finanzierung nicht anderweitig geklärt werden kann.  
 
Art 13a 1a und 3c 
Es ist zurzeit gesamtschweizerisch sehr schwierig, Fachpersonal, das sich mit ASS auskennt, 
zu finden. Es gibt zu wenig Personal, das dem kantonalen Recht entspricht, das sich mit ASS 
auskennt. Es gibt viel zu wenig medizinisches Personal, das sich mit ASS auskennt. Ich bin 
der Ansicht, dass auch nicht-medizinisches und nicht-kantonal anerkanntes Personal unter 
der Aufsicht vor Ort und Aufsicht von qualifiziertem, spezialisiertem Personal bei Menschen 
mit ASS eingesetzt werden kann (im Sinne von spezifisch angelerntem Personal).  
Viele Familien wohnen sehr dezentral, und man findet nur sehr wenig Fachpersonen, die bereit 
sind, weite Wege auf sich zu nehmen und diese Familien zu unterstützen. Besteht man auf 
den Einsatz von medizinischem und kantonal anerkanntem Personal, werden viele Betroffene 
keinen Zugang zu Unterstützung erhalten. Um der dezentralen Lage der Patienten gerecht zu 
werden, arbeitet beispielsweise der aaa autismus approach seit über 20 Jahren erfolgreich mit 
einem Einsatz von Co-Therapeut(inn)en, bei welchem auch angelerntes Personal sowie die 
Eltern (was sehr sinnvoll im Alltag ist) angeleitet werden, wie sie mit dem Kind arbeiten sollen. 
Dies ist eine nachhaltige und ressourcenorientierte Massnahme.  
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Der Einsatz von Co-Therapeut(inn)en ermöglicht zudem den vom Bund vorgegebenen Punkt, 
dass Begleitpersonen von Menschen mit ASS bei Übergängen von Betroffenen mit ihnen 
mitgehen sollen. Diese können nachher beispielsweise im Kindergarten und in der Schule als 
Assistenzpersonen eingesetzt werden (dieses Modell ist vielen Kindergärten und Schulen 
bekannt und wird geschätzt).  
Dort, wo medizinisch und kantonal anerkanntes Personal (Psychologie, Logopädie, 
Früherziehung) vorhanden ist, sehen wir die Schwierigkeit darin, dass bei dem momentanen 
vorherrschenden Fachkräftemangel die Kinder in der Schweiz nicht flächendeckend gefördert 
werden können, was eine Ungerechtigkeit entstehen lassen würde. Zudem ist es wichtig, dass 
eine einheitliche Methode bei einem Kind durchgeführt wird, da Kinder mit ASS auf Strukturen 
und Konstanz angewiesen sind.  
 
 
Art 13a 3d 
Die Gesundheit eines Kindes sollte kein Kriterium sein. Aus ethischen Gründen sollten alle 
Kinder Zugang zu IFI erhalten. Kinder mit Mehrfachbelastungen sowie deren Familien 
profitieren in der Regel sehr stark von einer IFI Therapie, welche auch dezentral angeboten 
wird.  
 
Art 13a 3e  
Die Wirksamkeit der intensiven Frühinterventionen IST bereits evaluiert und konnte in vielen 
Fällen aufgezeigt werden. Die Ausgabe der Gelder für Datenerhebungen sollte grundsätzlich 
für Betroffene erfolgen.  
  
Art 68 
Im Zentrum der Tätigkeit stehen das Kind und die Familien. Das Erfassen von Daten sollte 
nicht einen ebenso grossen Teil der Arbeit einnehmen und dazu führen, dass letztendlich nur 
Kinder mit ASS unterstützt werden, bei denen Daten gesammelt werden können. 
 
Ich bedanke mich für die wohlwollende Prüfung der Stellungnahme. Gerne stehe ich beratend 
bei der Ausarbeitung einer verbesserten Gesetzesgrundlage zur Verfügung.  
 
Freundliche Grüsse 
 
 
Dr. med. Christa Killer 
Leitende Ärztin Pädiatrie 
Entwicklungsabklärungen, inkl. Autismus-Abklärungen 
Kantonsspital Graubünden 
Kinderklinik 
Loëstrasse 170 
7000 Chur 
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Vernehmlassung: Änderung des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung IVG 

(Intensive Frühintervention bei frühkindlichem Autismus, IFI): Eingabe der Expertengruppe 

Kinder- und Jugendmedizin 

 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident, 
sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren 

Die Expertengruppe Kinder- und Jugendmedizin* bedankt sich für die Vorlage und die Möglichkeit, 
Stellung zu beziehen. 

1. Allgemeine Bemerkungen 

Die unterzeichnende Expertengruppe unterstützt die parlamentarische Gruppe Kinder- und 
Jugendmedizin in Fachfragen zu Krankheit und Gesundheit von Kindern- und Jugendlichen. Mehrere 
Mitglieder der Expertengruppe befassen sich direkt mit frühkindlichen Autismus-Spektrum-Störungen 
und namentlich der Erkennung der Krankheit. Heutzutage sind Kinderärztinnen und -ärzte in der Lage, 
eine frühzeitige Diagnose zu stellen, da das Wissen und die Sensibilisierung für dieses Thema 
zugenommen haben. Leider gibt es in vielen Fällen keine Möglichkeit einer angemessenen Betreuung 
nach der Diagnose, eine Situation, die sowohl für die Familien als auch für die Ärztinnen und Ärzte 
inakzeptabel ist. 

Eine frühzeitige Diagnose ermöglicht es, mit einer intensiven Intervention zu einem Zeitpunkt zu 
beginnen, zu dem sich das Gehirn in der vollen Reifungsphase befindet und daher äusserst 
aufnahmefähig und plastisch ist. Internationale Studien und das Pilotprojekt «Intensive 
Frühintervention» (IFI), an dem die Zentren in Sorengo, Genf, Basel und Zürich teilgenommen haben, 
haben gezeigt, dass es möglich ist, das unangemessene Verhalten dieser Kinder deutlich zu 
verändern. Dank der IFI-Intervention ist das Kind in der Lage, die notwendigen sozialen Kompetenzen 
zu erlernen, um in eine reguläre Schulkarriere und in die Gesellschaft integriert zu werden. Daten 
haben gezeigt, dass diese Art von Intervention (IFI) bis zu 75 Prozent der Kinder in die Lage versetzt, 
eine reguläre Schullaufbahn einzuschlagen, wogegen der Prozentsatz drastisch auf 20 Prozent sinkt, 
wenn die Intervention nicht durchgeführt wird. Wir stehen also vor einer radikalen Veränderung der 
Prognose, die leider für viele betroffene Kinder noch immer nicht Realität ist, und wir sind der 
Meinung, dass diese Ungleichbehandlung heute inakzeptabel ist. 

Intensive Frühintervention (IFI) bringen nicht nur einen enormen Nutzen und eine radikale 
Veränderung der Lebensqualität der Kinder und ihrer Familien mit sich, sondern führen langfristig auch 
zu erheblichen Einsparungen. Die Gewährleistung einer Berufsausbildung verringert die lebenslange 
soziale Unterstützung um mehrere Millionen Franken.  

Aus den genannten Gründen erachtet die Expertengruppe Kinder- und Jugendmedizin die 
vorgeschlagene Gesetzesänderung des Bundesrates als einen Schritt in die richtige Richtung, um in 
Zukunft jedem Kind die notwendige Behandlung garantieren zu können. 
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Wir sind jedoch der Meinung, dass der aktuelle Vorschlag nicht ausreicht, um den Bedürfnissen, 
welche die Betreuung eines Kindes mit einer Autismus-Spektrum-Störung mit sich bringt, gerecht zu 
werden. Insbesondere sind wir der Meinung, dass der aktuelle Vorschlag nicht garantiert, dass die IFI-
Zentren adäquat funktionieren können. 

 

Aus diesem Grund schlagen wir folgende Änderungen vor: 

- Wir erachten es als unabdingbar, dass die finanziellen Mittel für die IFI-Therapie zu gleichen 
Teilen von den Kantonen und dem Bund übernommen werden.  

- Nach Zuweisung durch entsprechende Fachpersonen sollten alle Kinder der Schweiz Zugang zu 
IFI haben, es darf keine generellen Ausschlüsse geben. 

- Die Kontinuität der Betreuung muss auch nach der IFI gewährleistet werden, indem das Kind mit 
einer weniger intensiven Intervention, aber nach demselben multidisziplinären Prinzip bis zum 
Schulalter begleitet wird. 

- Es ist wichtig, dass die Qualitätskriterien für die durchgeführten Therapien klar definiert sind und 
dass der Ausbildung der behandelnden Fachpersonen genügend Aufmerksamkeit geschenkt wird. 

- Neben der Fallpauschale für medizinische Leistungen bedarf es weiterhin der Finanzierung der 
Reisekosten für Familien und Fachpersonen. 

- Im Bereich der Datenerhebung erachten wir es als wichtig, ein Schweizer Autismusregister zu 
schaffen. 

- Eine Einschränkung der freien Arztwahl, wie sie gemäss Verordnung über den Pilotversuch «IFI 
bei Kindern mit Frühkindlichem Autismus» vom 01.01.2023, Art. 3, Abs. 2a festgehallten ist, 
verunmöglicht es dem Grundversorger (Kinder-/ Hausarzt) und abklärenden Spezialisten, welche 
nicht am IFI-Zentrum tätig ist, während einer IFI die Leistungen zur ganzheitlichen Betreuung der 
betroffenen Kinder zu erbringen (z.B. Teilnahme an «Runden Tischen»). Dies führt faktisch zu 
einem Ausschluss dieser wichtigen Fachpersonen im Umfeld der betroffenen Familien. 

- Gemäss aktueller Klassifikation ICD 11 sollte nicht von „frühkindlichem Autismus“, sondern 
generell von «Autismus-Spektrum-Störung» geschrieben werden. 

 

2. Konkrete Bemerkungen zum Gesetzesentwurf 

Art. 13a  

Das grösste Problem bei der frühen Intensivtherapie bleibt die finanzielle Vergütung. 

Grundlegend ist der systemübergreifende Ansatz, der sowohl gesundheitliche als auch pädagogische 
Interventionen umfasst, um auf die kommunikativen, verhaltensbezogenen und sensorischen 
Schwächen des Kindes einzugehen. Es ist nicht möglich, die Anteile der beiden Interventionen klar 
voneinander zu trennen. Die Begrenzung der gesundheitlichen Intervention auf 25 Prozent ist eine 
Einschränkung, welche den Gegebenheiten in den verschiedenen IFI-Zentren nicht entspricht.  

Im Einzelfall müssen während der zwei IFI-Jahre weitere medizinisch-therapeutische Massnahmen 
zusätzlich geleistet werden können, z.B. psychotherapeutische Behandlung bei extremer emotionaler 
Dysregulation, Angststörung u.a.. Dies im Sinne eines Modells für die Zukunft. Wir weisen darauf hin, 
dass es bereits entsprechende Angebote gibt. Allfällige Medikation, als medizinische Massnahme, 
muss bei medizinischem Bedarf explizit weiter möglich sein. 

In Anbetracht der Bedeutung des Projekts ist eine stärkere Beteiligung der IV an den Kosten 
erforderlich, die auch als Anreiz für die noch nicht abgedeckten Regionen dienen würde, ein IFI-
Zentrum einzurichten. Aus diesem Grund halten wir eine paritätische Aufteilung der finanziellen Lasten 
für angemessen. 

Abs. 1: Wir erachten es als wichtig, dass in den Empfehlungen nicht nur die Dauer und Intensität der 
Behandlung, sondern auch die Interventionsmethoden auf der Grundlage der wissenschaftlichen 
Literatur definiert werden. Dazu gehört auch die Sicherstellung der derzeit fehlenden Ausbildung der 
Therapeutinnen und Therapeuten und deren Zertifizierung.  
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Abs. 2: Für die Familien können die Reisekosten eine grosse finanzielle Belastung darstellen, so dass 
es wünschenswert wäre, eine weitere Deckung zu haben, die nicht im Pauschalbeitrag enthalten ist. 

Abs 3: Ein wichtiger Aspekt ist, dass bei der Definition der IFI nicht nur Dauer und Intensität 
berücksichtigt werden sollten, sondern dass es klare Qualitäts- und Kontrollkriterien geben sollte. 

 

Art. 51 

Die Reisekosten für Eltern sind weder medizinisch noch pädagogisch relevant und sollten daher nicht 
in die Pauschale einbezogen werden, sondern extra vergütet werden. 

 

Art. 67 

Abs. 1ter: Es bedarf der Klärung des Begriffs der Schullaufbahn unter den kantonalen Gegebenheiten. 
Ist diese einzig am Regelschulsystem orientiert, so ist dies keine geeignete Zielgrösse, da die 
kantonalen Unterschiede mit der Bereitstellung adäquater Kindergarten- und Schulplätze sehr 
inhomogen sind. 

 

Art. 68novies Datenerhebung 

Abs. 1: Es bedarf konkreter Angaben, um welche Daten es sich handelt (statistische, qualitative). 

Die Finanzierung der allfällig durchzuführenden Studien und Datendokumentation muss geklärt 
werden. 

Abs. 4: Um die Nachhaltigkeit der intensiven Frühförderung zu gewährleisten, müssen die 
Unterstützungsmaßnahmen beim Übergang in den Kindergarten und später in die Schule ebenfalls 
beziffert werden, um im Sinne einer für den vollen Erfolg der IFI notwendigen Nachbetreuung 
betrachtet werden zu können. Es bedarf spezifischer Massnahmen im Umfeld des Schulsystems, 
damit Kinder erfolgreich integriert werden können. 

Die Empfehlung für die Zentren, nach ICF (International Classification of Functioning, Disability and 
Health / WHO) zu arbeiten, impliziert ebensolche Anpassungen im Umfeld. 

Abs. 6: Die Daten müssen explizit anonymisiert sein. 

Die Nutzung des Widerspruchsrechts darf keinen Einfluss haben auf den Zugang zu IFI. 

 

3. Weitere Anmerkungen zum „Erläuternden Bericht zur Eröffnung des 

Vernehmlassungsverfahrens 

1.1 Handlungsbedarf und Wirksamkeit der intensiven Frühintervention 

Die Zahl von 0,3 Prozent, die auf Studien von vor etwa zwanzig Jahren beruht, ist nicht mehr 
realistisch. Eine seit 2009 im Tessin durchgeführte Datenerhebung zeigt eine Prävalenz von rund 0,8 
Prozent, was den Zahlen in anderen Ländern mit ähnlichen Registern entspricht. Dieser Prozentsatz 
steigt weiter an, wenn man nicht nur Kinder mit primärem Autismus berücksichtigt, sondern alle Kinder 
mit anderen Hirnstörungen, die ebenfalls autistisches Verhalten zeigen.  

 

1.2 Pilotversuch und Erkenntnisse 

Das IFI-Projekt konnte zeigen, dass ein multidisziplinärer Ansatz, der gesundheitliche und 
pädagogische Interventionen auf intensive Weise kombiniert, derzeit die angemessene Antwort auf 
das Problem der Autismus-Spektrum-Störungen ist. Unter diesem Gesichtspunkt halten wir es nicht für 
richtig, Prozentsätze vorzuschlagen und vor allem eine Obergrenze von 25 Prozent für die 
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Gesundheitsversorgung in Betracht zu ziehen. Es sollte nicht vergessen werden, dass andere 
notwendige Kosten, wie z. B. Verwaltungskosten, in einem solchen Projekt berücksichtigt werden 
müssen.   

1.3 Zielsetzung 

Sicherstellen, dass alle Kinder angemessen betreut werden. Die Erfahrung zeigt, dass die Intervention 
bei autistischen Kindern nicht nach zwei Jahren intensiver Betreuung endet, sondern dass es zentral 
ist, eine kontinuierliche Betreuung zu gewährleisten, indem sie durch weniger intensive Interventionen, 
aber mit demselben interdisziplinären Ansatz bis zum Schulalter begleitet wird.  

3.1 Vorgeschlagene Regelung 

Um die Therapie für alle Kinder mit einer Autismus-Spektrum-Störung gewährleisten zu können, ist es 
unabdingbar, dass dieses Projekt weitergeführt werden kann und der Bund einen finanziellen Beitrag 
leistet. Eine klare Unterscheidung zwischen pädagogischer und medizinischer Intervention ist nicht 
möglich, da es sehr stark auf die Struktur ankommt. Die im Gesetz vorgeschlagene Kürzung auf 25 
Prozent ist nicht nachvollziehbar. Aus unserer Sicht halten wir die 50-prozentige Bundesbeteiligung für 
angemessen. Wir teilen das Ziel einer verstärkten interkantonalen Zusammenarbeit, damit alle Kinder 
von dieser Intervention profitieren können. 

Klar ist: die Höhe der Pauschale des Bundes für medizinische Leistungen muss Gegenstand der 
weiteren Verhandlungen zwischen Bund und Kantonen bleiben. Der vorgeschlagene Anteil eines 
Viertels der Gesamtkosten berücksichtigt in keiner Weise, dass die IV aufgrund neuer 
Behandlungsmethoden langfristig entlastet wird. 

 

Auswirkungen (Punkt 5) 

Es fehlt der Punkt „Auswirkungen auf die Leistungserbringer“. 

Neue Aufgaben wie die Datenerfassung und deren Übermittlung müssen gemäss den Vorgaben von 
Bund und Kantonen vergütet werden. 

Für jeden kompletten Datensatz muss i.S. eines ausführlichen Arztberichtes zusätzlich zur 
Fallpauschale vergütet werden. 

 

Auswirkungen auf die IV 

Die vorgeschlagene Kostenschätzung von ca. 107'000 CHF pro Kind und Jahr reicht nicht aus, um die 
Kostendeckung ein IFI-Zentrum zu gewährleisten, weshalb eine Neubeurteilung dieses Aspekts unter 
Berücksichtigung aller weiteren notwendigen Kosten (Administration, medizinischer Teil, 
Ausbildungskosten des Personals, Vorbereitungszeit, Berichtserstellung, Netzwerkgespräche etc.) 
notwendig ist. 

Mehrheitlich haben die Zentren, entgegen der Angaben im IFI-2 Bericht, keine Vollkostenrechnungen 
berücksichtigt, da diese oft nicht vorhanden sind. Vergleiche auf dieser Basis sind nicht korrekt. 

Die Angaben wurden während der nicht repräsentativen Coronazeit erhoben. Ausserdem arbeiteten 
noch nicht alle Zentren im Zwei-Jahressetting.  

 

Auswirkungen auf die Kantone 

Es bedarf der Anpassung der IVSE bzgl. Leitung des Zentrums, sofern eine ärztliche Leitung das IFI-
Zentrum führt. 
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Auswirkungen auf das Gesundheitswesen, die Gesellschaft und Wirtschaft 

Das Hauptziel besteht darin, allen Mädchen und Jungen, die eine IFI-Ausbildung beginnen, eine gute 
Lebensqualität zu sichern. Der finanzielle Aufwand ist zwar zu Beginn beträchtlich, doch muss man 
sich bewusst sein, dass im Laufe des Lebens der Unterstützungsbedarf (Behinderung, 
Heimunterbringung) deutlich abnehmen wird.  

IFI führt nachhaltig zu einer deutlichen finanziellen Entlastung der IV, da weniger Unterstützung im 
Sinne der Hilflosenentschädigung u.a. erforderlich wird, ausserdem zu deutlicher finanzieller 
Entlastung der Kantone, da im Schulwesen weniger Unterstützungsbedarf besteht. Da die 
volkswirtschaftlichen Kosten insgesamt sinken, ist die Verteilung der Finanzierung von IFI unabhängig 
von der Verteilung der Massnahmen während IFI. Es ist eine Vollfinanzierung zu gleichen Teilen von 
Kantonen und IV anzustreben. 

Die IFI-Zentren leisten neben dem Kerngeschäft der Intensiven Frühintervention als regionale 
Kompetenzzentren oftmals einen erheblichen Aufwand in der Beratung und in der Weiterbildung.  

Abschliessend hofft die Expertengruppe Kinder- und Jugendmedizin, dass alle Kinder mit einer 
Autismus-Spektrum-Störung optimal betreut werden können und alle möglichen Fähigkeiten zur 
Bewältigung der Zukunft erhalten. Die Expertengruppe bittet diesbezüglich die Frage der Erarbeitung 
einer nationale Autismusstrategie zu prüfen, die Kinder und auch Erwachsene einschliesst. 

Wir danken Ihnen für eine wohlwollende Prüfung und gebührende Berücksichtigung unsere Anliegen.  

Mit freundlichen Grüssen 
Im Namen der Expertengruppe Kinder- und Jugendmedizin 

 

Walter Stüdeli, Sekretär 

 

 

*Die Mitglieder der Expertengruppe Kinder- und Jugendmedizin: 

pädiatrie schweiz ● Kinderärzte Schweiz KIS ● Schweizerische Gesellschaft für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie und -psychotherapie SGKJPP / SSPPEA ● AllKidS (eigenständige Kinderspitäler) ● 
Allianz pädiatrische Pflege ● Schweiz. Schweizerische Vereinigung für Kinder- und 
Jugendpsychologie SKJP ● Schweizerische Vereinigung für Kinderzahnmedizin 
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Stellungnahmen zum Vernehmlassungsverfahren (IFI);

Schreiben BSV 22.09.2023: Auftrag des Bundesrates ans EDI vom 22. September 2023

Stellungnahmen verschiedener Fachstellen, Mitglieder der «Netzwerkgruppe Autismus

Ostschweiz»

bestehend aus

Arbeitsgemeinschaft Pro Wahrnehmung

Autismushilfe Ostschweiz

Bildungsdepartement AR

Bildungsdepartement SG

Heilpädagogischer Dienst SG - Gl

Kantonsspital GR

Kinderspital St. Gallen

KJPD St. Gallen

KJPD Münsterlingen

Schulpsychologischer Dienst Kanton und Stadt St. Gallen

Stiftung Workaut St. Gallen

Freischaffende Therapeuten

Die Netzwerkgruppe Autismus Ostschweiz ist ein Fachgremium, welches die Aktuellen

Themen und Problematiken im Unterstützungsbedarf von Personen im Autismusspektrum

Interdisziplinär und aus mehreren Ostschweizer Kantonen, diskutiert (Fachpersonen aus

Psychiatrie, Medizin, Pädagogik, Therapie, Coaching, Begleitung und Beratung.)

Da es in den Kantonen SG/ AR/ Al/ GR keine IFI-Zentren gibt, wurde in diesem Fachgremium

zum wiederholten Male die Möglichkeiten früher Förderung von betroffenen Kindern

diskutiert. Deshalb ist es uns ein grosses Anliegen,im Rahmen der Vernehmlassung aus

dieser Sicht Stellung zu nehmen.

Im Folgenden erstellen wirim Auftrag dieser Gruppierung eine Zusammenstellung unserer

Bedenken zum neuen Bundesgesetz «intensive Frühintervention bei frühkindlichem

Autismus»
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Stellungnahmen zum neuen Bundesgesetz über die Invalidenversicherung(IVG)
(Intensive Frühintervention bei frühkindlichem Autismus)

Art. 13a Medizinische Massnahmen im Rahmen von intensiven Frühinterventionen bei

frühkindlichem Autismus

Angepasste Formulierung:

Frühintervention beiAutismusspektrumstörung (ASS) im frühen Kindesalter

Rahmenbedingungen:

Erläuternder Bericht zum Vernehmlassungsverfahren beschriebt unter Punkt 4, Seite

10, Absatz 1:

Im Pilotversuch vorher klar geregelte Aspekte sind nun nicht mehr so klar geregelt. Es

heisst da, dass der Bund mit den Kantonen Vereinbarungen abschliesst. Diese

basieren auf einer kantonalen IFI-Planung.

Der Kanton erstellt eine Planung für die IFI, die insbesondere den Rahmen für das

kantonale IFI-Angebot absteckt .. Finanzierung, Aufnahmekapazität .. und die

angewandten Interventionsmethoden aufzeigt.

Das heisst, dass nicht mehr wie bisher das BSV (alleine) die Vorgaben macht, damit

ein IFI-Angebot anerkannt ist, sondern die Kantone nun dies definieren müssen und

dies dann Bestandteil der Vereinbarung zwischen Bund und Kanton ist.

Wir fragen uns: Gibt das den Kantonen mehr Spielraum in der Planung und

Ausgestaltung möglicher IFI-Angebote? Wie "eng" werden sich die Kantone an die

Vorgaben des Pilotversuches halten müssen bzw. welche Vorgaben wird das BSV

weiterhin machen?

Dies müsste klarer definiert werden, damit z.B. nicht weitere Einschränkungen von

Methoden und Zusprachekriterien erfolgen. Deshalb auch nachfolgender Punkt:

Ebenso im erläuternden Bericht zum Vernehmlassungsverfahren beschrieben Punkt

5.2, Seite 15:

zur Wirksamkeit von ABA in der Studie von Larsson

Es ist unseres Erachtens nicht zulässig, dass der Bundesrat bei der vorgeschlagenen

möglichen Vorgaben der Methoden (siehe Seite 12) ABA als einzige evidenzbasierte

Massnahme darstellt.

Es entspricht nicht der aktuellen Forschungslage und aktuellen empirischen

Erkenntnissen, eine einzige Methode, als 'die Richtige' zu beschreiben, weitere

evidenzbasierte oder erprobte Methoden müssen mitberücksichtigt werden.



Finanzierung:

Die voraussichtliche Fallpauschale kann die pro Jahr entstehenden Kosten im Bereich

der medizinischen Massnahmen nur bedingt in den Frühinterventionszentren decken.

Die restlichen Kosten für pädagogische- therapeutische Massnahmen (ca. 80%)

müssen über die Kantone finanziert werden sowie weiterhin über Crowdfunding und

Spendengelder abgedeckt werden. Dieses wichtige Angebot ist also weiterhin keine

Grundabdeckung, sondern von privaten Geldern abhängig.

Erläuternder Bericht zum Vernehmlassungsverfahren beschriebt unter Punkt 3.1,

Seite 8, zweituntersten Abschnitt:

Es gibt auf Bundesebene keine Rechtsnorm, die die Kantone verpflichtet IFI-

Leistungen anzubieten.

In der Umsetzung und Ausführung führt dies weiterhin zu (teilweise grossen)

Unterschieden zwischen den Kantonen und somit eine 'ungerechte Verteilung,

unterschiedlichen Zugang zu Unterstützungs-Massnahmen/-geldern für Betroffene

(UN-BRK).

Damit stehen wir grundsätzlich wieder auf Feld 1 einer professionellen und

flächendeckenden (Gerechten) Versorgung der Betroffenen Kinder und Eltern.

Es lastet somit die volle Verantwortung bei den Entscheidungsträgern in den

jeweiligen Kantonen.

IFI dauert (nur) 2 Jahre: die aktuelle IV Pauschale für beide Jahre = 45'000 - (neu

53'440) Die Vollkosten-Rechnung für ein IFI Jahr/Kind = 107'000.- (Schätzung

Vernehmlassung)

ASS hört dann aber nicht auf und ist nicht geheilt - es ist fraglich, ob die öffentliche

Hand danach für alle Kosten adäquat aufkommen kann/wird, damit auf die

Grundlagen und die Fortschritte, welche im IFI Zentrum gemacht wurden aufgebaut

werden kann.

Festlegung einer Fallpauschale bei diesem Krankheitsbild als gefährlicher Vorläufer

für weitere Fallpauschalen in anderen Krankheitsbildern. Her zeigt sich unseres

Erachtens ein gewisses Risiko, dass zeitgemässe und gute medizinische Betreuung

nicht mehrimmer abgedeckt werden kann.



Zusätzliche wichtige Finanzierungen:

In den Fallpauschalen ist die Kinder- oder Hausärztliche Betreuung der Kinder

während der Frühintervention bisher nicht enthalten. Es wäre aus fachlicher Sicht

sinnvoll die Betreuung dieser Kinder und deren Familien hinsichtlich Medikation und

regelmässiger ärztlicher Kontrollen zu begleiten und die Begleitung auch zu regeln

und finanzieren. (Art.51 Abs.3)

Fallpauschalen übernehmen nur die Kosten für die in der Frühintervention

vorgesehenen Therapien. Sind aufgrund der Grunderkrankung zusätzliche Therapien

(z.B. Logopädie) oder andere Hilfsmittel notwendig, sollten diese über die

Krankenkasse oder IV zusätzlich abgerechnet werden können, wenn sie nicht im

Angebot des IFI-Zentrums enthalten sind.

Sorge der Haus-/Kinderärzte besteht, dass die freie Arztwahl aufgehoben wird, da

das BSV/ die Kantone die Anforderungen an Voraussetzungen und Alter der Kinder

für die Teilnahme regelt und einschränkt.

Für Kinder mit schweren Verhaltensauffälligkeiten braucht es ein ärztliches

Casemanagement, damit eine langfristige ärztliche und therapeutische Begleitung

sichergestellt werden kann.

IFI Zentren:

Welche Unterstützung und Förderung bekommen betroffene Kinder, die nicht alle

Rahmenbedingungen für eine Aufnahme in ein IFI Zentrum erfüllen.

Zum Beispiel im Kanton St. Gallen, ist die mehrmals wöchentliche Anreise zu einem

IFI-Zentrum geografisch nicht für alle Eltern machbar.

Nicht alle betroffenen Kinder bekommen direkt eine Diagnose, oft wird in diesem

frühen Alter mit der Diagnosestellung zugewartet.

Unserer Erfahrung nach, (z.B. Zahlen heilpädagogischer Dienst und Frühförderung)

sind viel mehrjunge Kinder betroffen, als es Plätze in den Ifl-Zentren gibt.

Welche Fördermöglichkeiten werden des Weiteren finanziert, wenn es im Kanton kein

IFI-Zentrum gibt?



Ergänzende Überlegungen:

ist es gerecht, wenn viel Geld und Ressourcen für einige wenige Betroffene' zur

Verfügung gestellt werden und für die anderen nur sehr knappe Ressourcen gestellt

werden.

Wir möchten betonen, dass diese Vernehmlassung für die nachfolgenden Phasen und

weitere Gesetze auf Bundes- und Kantonsebene - und damit ihren Unterstützungs-

Bedarf - wegweisend ist/sein kann.

Aus unserer Sicht ist eine adäquate Frühförderung sehr zentral. Es ist für Menschen

mit Autismus aber ebenso wichtig, während der ganzen Lebensspanne auf

angemessene und ihren Ressourcen entsprechende Beratung und Begleitung zu

erhalten. Also nicht nur medizinisch-therapeutisch, sondern auch pädagogisch-

therapeutisch sowie mit Coaching/Begleitung auch systemisch. Ein wichtiges Beispiel

dabei ist die angemessene Unterstützung der Betroffenen und ihres ganzen Systems,

z.B. damit eine Integration in die Regelschule gelingt (z.B. bei kognitiv stärkeren

Schülern). Weiter gibt es unseres Erachtens an den verschiedenen Übergängen (in die

Ausbildung, ins Arbeitsleben und um dort zu bleiben), immer wieder komplexe

Situationen, die nur im guten Zusammenspiel (Koordination) zwischen verschiedenen

Fachstellen lösungs- und zielorientiert (möglichst optimal, effizient) erreicht werden

können.

Diese Botschaft werden wir auch an die zuständige kantonale Stelle weitergeben.

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und bitten Sie, unsere Anliegen zu

berücksichtigen.

Für die

Netzwerkgruppe Autismus Ostschweiz

53Ey ASKa0bn
Bettina Blättler Astrid Schoch

Autismushilfe Ostschweiz Stiftung Workaut St. Gallen
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Zürich, 6. Dezember 2023 
 
Vernehmlassungsantwort zur Änderung des Bundesgesetzes über die 

Invalidenversicherung Intensive Frühintervention bei frühkindlichem Autismus 
 
 
Sehr geehrter Herr Bundespräsident, 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Wir bedanken uns für die Einladung zum Vernehmlassungsverfahren bezüglich der Änderung 
des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung betreffend Intensive Frühintervention bei 
frühkindlichem Autismus. 
 
Pro Infirmis begrüsst, dass der Handlungsbedarf in Bezug auf die Finanzierung der intensiven 
Frühförderung erkannt wurde. Ebenfalls begrüssen wir es, dass hierfür eine gesetzliche 
Grundlage geschaffen wird. Jedoch verfehlt die hier vorgeschlagene gesetzliche Grundlage das 
Hauptziel, eine einheitliche Handhabung sicherzustellen.  
 
Hierzu ist die aktuelle Ausgangslage insbesondere in Bezug auf die Finanzierung nochmals 
darzulegen:  
 
Im Rahmen des Pilotversuchs hat die IV sich verpflichtet, einen Pauschalbetrag von CHF 45‘000 
pro Kind und pro Jahr zu vergüten, sofern die intensive Frühintervention an einem von der IV 
anerkannten Autismuszentren durchgeführt wird. Da die Pauschale von CHF 45‘000 in der Regel 
knapp die Hälfte der Kosten für ein Therapiejahr deckte, war der Wohnsitzkanton bis anhin für 
die Finanzierung der übrigen Kosten verantwortlich. Die Restfinanzierung über die Kantone ist 
aktuell sehr unterschiedlich ausgestaltet, so sind die Eltern je nach Wohnort mit erheblichen 
Eigenkosten konfrontiert. Das heisst, die Eltern sind je nach Wohnsitzkanton mit Mehrausgaben 
von CHF 40‘000 oder mehr pro Therapiejahr konfrontiert. 
 
Eine weitere Problematik, die sich im Rahmen des Pilotversuchs zeigte, war, dass das nächste 
anerkannte Therapiezentrum je nach Wohnsitz sich nicht in einer zumutbaren Distanz (mehr als 
eine Stunde Fahrt pro Weg) befand und die Eltern somit gezwungenermassen die Therapie an 
einem von der IV nicht anerkanntem Zentrum durchführen liessen, womit sie mit noch höheren 
Kosten konfrontiert waren. In gewissen Fällen lag zwar das nächste Therapiezentrum in 
zumutbarer Distanz, die Eltern waren jedoch mit einer Wartezeit für einen Therapieplatz von bis 



 Seite 2 von 4 

  
www.proinfirmis.ch  

zu einem Jahr oder mehr konfrontiert. Bei einer Therapie, deren Wirksamkeit 
nachgewiesenermassen vom Alter des jeweiligen Kindes abhängt, war ein solches Zuwarten 
ebenfalls nicht zumutbar, weshalb nach Therapieanbietenden ausserhalb der anerkannten 
Therapiezentren gesucht wurde. Dabei wurde Pro Infirmis jeweils um finanzielle Unterstützung 
der jeweiligen Therapien mit FLB angefragt. 
 
Mit der vorgesehenen Änderung wird leider weiterhin keine einheitliche Handhabung 
sichergestellt, da der Bund den Abschluss von Leistungsvereinbarungen mit den Anbietern von 
IFI-Leistungen vollständig den Kantonen überlässt. 
 

1. Zugang zur IFI für alle in der Schweiz lebenden Personen 

In der Medienmitteilung vom 22. September 2023 hat das Bundesamt für Sozialversicherung 
festgehalten, dass mit der Änderung des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung unter 
anderem sichergestellt werden soll, dass der Zugang zur IFI vereinheitlicht wird, so dass die 

Massnahme mittelfristig allen Kindern und ihren Familien offensteht. Gemäss 
Medienmitteilung sollte die gesetzliche Grundlage die Zusammenarbeit mit den Kantonen regeln. 
Leider sind mit der hier präsentierten Gesetzesvorlage beide Punkte in der Umsetzung nicht 
sichergestellt. 
 
Der Bund sieht vor mit der vorgeschlagenen Änderung, die Koordination resp. Zusammenarbeit 
zwischen den Kantonen vollständig den Kantonen zu überlassen. Dafür sei die Interkantonale 
Vereinbarung für soziale Einrichtungen (IVSE) auf die IFI auszuweiten. Es werde darum gehen, 
die interkantonale Zusammenarbeit durch die Ausweitung der IVSE zu verstärken. Dabei 
überlässt der Bund es den Kantonen, den Leistungsvereinbarungen mit den Anbietern von IFI-
Leistungen abzuschliessen.  
 
Aus dieser Darlegung der geplanten Vorgehensweise ist zu schliessen, dass der Bund auch in 
Zukunft keine Verantwortung für die Koordination unter den Kantonen übernimmt. Eine 
Verstärkung der interkantonalen Zusammenarbeit genügt nicht, zumal der aktuelle Zustand, in 
welchem die Therapie – aufgrund kantonal unterschiedlicher Ausgangslagen – nicht allen Eltern 
zugänglich und für viele Familien unbezahlbar ist, nicht aufrechterhalten bleiben darf. Der Bund 
sollte mit der Änderung der Gesetzesbestimmungen den Kantonen Mindestvorgaben im Hinblick 
auf die örtliche Zugänglichkeit dieser IFI-Therapien geben. Für eine effektive Veränderung der 
aktuellen Situation ist es erforderlich, dass der Bund verbindliche Vorgaben zur zeitlichen 
Erreichbarkeit solcher IFI-Zentren gibt, so dass die Kantone sicherstellen müssen, dass eine 
Erreichbarkeit des nächstgelegenen IFI-Zentrums innerhalb einer Stunde für alle betroffenen 
Kinder schweizweit gewährleistet werden kann. 
 
Ebenfalls sind vorliegend Vorgaben zur Anzahl der angebotenen IFI-Zentren durch den Bund 
dringend erforderlich. Dies zeigt die aktuelle Situation klar: Aktuell sind die Eltern bei den 
anerkannten Zentren mit Wartefristen von über einem Jahr konfrontiert. Bei einer Therapie, deren 
Wirksamkeit bekannterweise vom Alter des Kindes abhängig ist, ist eine solche Wartefrist nicht 
zumutbar. Deshalb weichen viele Eltern auf private, von der IV nicht anerkannten Anbieter aus. 
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Mit der vorgesehenen Gesetzesänderung nimmt sich der Bund vollständig aus der Verpflichtung, 
für eine ausreichende Anzahl Therapieplätze besorgt zu sein, sondern beschränkt sich darauf, 
festzuhalten, dass die IV die durchgeführten medizinischen Massnahmen nicht mitfinanziert, 
wenn keine Vereinbarung zwischen dem Kanton und dem BSV vorliege. Somit bleibt es weiterhin 
in der alleinigen Kompetenz der Kantone zu entscheiden, ob und wie viele IFI-Zentren sie 
anbieten möchten. Es ist unverantwortlich, dass mit der gesetzlichen Verankerung der 
Finanzierung auf Bundesebene zwar der Finanzierungsanteil der IV geklärt wird, jedoch alle 
weiteren äusserst massgebenden Aspekte – nämlich Zugänglichkeit, Verfügbarkeit und 
Restfinanzierung – offengelassen werden. 
 
Der Bund verfehlt es mit dieser Vorlage leider, für eine einheitliche Handhabung und für ein 
schweizweit ausgeglichenes Angebot an Therapiezentren zu sorgen. Eine blosse Stärkung der 
interkantonalen Zusammenarbeit zur Sicherstellung eines ausreichenden und geographisch 
ausgewogenen Angebots genügt hierfür nicht. 
 
Als Mindestvoraussetzung sollte stattdessen den Kantonen vorgegeben werden, dass 

jeder Kanton entweder ein eigenes IFI-Zentrum anbieten muss oder dass – insbesondere 

die kleineren Kantone – zu verpflichten sind, sich einem Therapiezentrum anzuschliessen.  

 

2. Aufteilung der Kosten 

Der Bundesrat schlägt vor, sich mit 25% an den Kosten zu beteiligen. Dabei stützt er sich 
insbesondere auf den Aspekt, dass sich im Pilotversuch ein Anteil von ungefähr 25 Prozent an 
medizinischen Massnahmen herauskristallisierte. Bei dieser Aufteilung fokussiert sich der 
Bundesrat ausschliesslich auf die Aufteilung der pädagogischen und medizinischen Aspekte 
während der laufenden Therapie. Die langfristigen finanziellen Einsparungen bei der 
Kostenaufteilung sollten jedoch ebenfalls berücksichtigt werden müssen: Zwar führt der 
Bundesrat aus, dass sowohl die Kantone wie auch die IV bei erfolgreicher Therapie 
entsprechende finanzielle Einsparungen haben werden. Jedoch wird nicht genauer dargelegt, mit 
welchen Einsparungen dabei auf Bundesebene zu rechnen ist. In Bezug auf die IV können die 
Leistungseinsparungen nicht nur mit Wegfall der Hilflosenentschädigung, sondern auch mit 
Wegfall einer allfälligen Rente sowie Assistenzbeiträgen erheblich ausfallen. Die Aufteilung der 
Therapiekosten sollte deshalb unter dem Aspekt der langfristigen Einsparnisse erneut geprüft 
werden. Bei der Aufteilung der Kosten sollen sowohl die Therapieelemente (medizinische 

und pädagogische Elemente), aber auch die langfristigen monetären Auswirkungen der 

Therapie berücksichtigt werden. 

 

3. Mitfinanzierung (Finanzielle Leistungen an Menschen mit Behinderung) 

Da die Gesamtfinanzierung der Therapie mit der vorgesehenen Gesetzesänderung schweizweit 
weiterhin keine einheitliche Finanzierungsgrundlage zulässt, ist davon auszugehen, dass 
gewisse Familien auch zukünftig auf die finanzielle Unterstützung durch 
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Organisationen/Stiftungen angewiesen sind. Bis jetzt wurden diese Therapien von Pro Infirmis zu 
einem grossen Teil durch FLB-Gelder mitfinanziert. 

Aufgrund der Darlegungen des Bundes muss jedoch davon ausgegangen werden, dass eine 
finanzielle Unterstützung mit FLB in Zukunft ausgeschlossen sein könnte. Denn gemäss den 
geltenden Weisungen im Bereich FLB müssen bei der Gewährung von finanziellen Leistungen 
an Menschen mit Behinderung die Prinzipien der NFA (Neugestaltung des Finanzausgleichs und 
der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen) berücksichtigt werden. Deshalb dürfen keine 
FLB-Gelder gesprochen werden für Leistungen, deren Erbringung in den Zuständigkeitsbereich 
von Kantonen oder Gemeinden fallen (Rz 3005 Kreisschreiben über die Leistungen an die 
gemeinnützigen Institutionen gemäss Art. 17 und 18 ELG (KSIU)). 
 

Da vorliegend sich der Bund zwar mit einem Pauschalbetrag an der Therapie beteiligt, jedoch die 
übrigen Aspekte in der Zuständigkeit der Kantone liegen, ist davon auszugehen, dass gestützt 
auf Rz 3005 KSIU ein entsprechendes finanzielles Loch bei der Finanzierung der IFI-Therapien 
nicht mehr mit FLB gedeckt werden darf. Dies führt zu einer noch stärkeren Schlechterstellung 
der betroffenen Eltern, als es bereits jetzt der Fall ist. Der Bundesrat erläutert zwar, dass das Ziel 
sei, mittelfristig allen Kindern in der Schweiz und ihren Familien die IFI zugänglich zu machen. Er 
schweigt aber leider dazu, wie die Finanzierung erfolgen soll, solange dieses Ziel mangels 
Vorgaben auf Bundesebene auch effektiv erreicht wird und solange nicht alle Kantone ein solches 
Therapiezentrum anbieten oder sich einem ausserkantonalen Zentrum angeschlossen haben. Es 

darf nicht sein, dass Eltern je nach Wohnort finanziell und Kinder therapeutisch erheblich 

benachteiligt sind, weil schweizweit keine umfassende einheitliche Regelung besteht. Der 

Bundesrat muss sich detailliert dazu äussern, wie die Finanzierung der Therapien 

zwischenzeitlich erfolgen soll, sofern das genannte mittelfristige Ziel, allen Familien die IFI 

zugänglich zu machen, per 1. Januar 2027 noch nicht umgesetzt ist. 

 
 
Wir bitten Sie, unsere Anliegen zu berücksichtigen und danken Ihnen für die Gelegenheit zur 
Stellungnahme. 
 
Pro Infirmis 
Für die Direktion 
 
 
 
 
 
Felicitas Huggenberger    Stéphanie Zufferey 
Direktorin Mitglied der Geschäftsleitung  
 
 



 

  

 
ÄNDERUNG DES IVG 
FRÜHINTERVENTION BEI  
FRÜHKINDLICHEM AUTISMUS 
 
 
Stellungnahme von Procap Schweiz 
 
 
 

A. Allgemeine Bemerkung 
 
Procap begrüsst, dass der hohe Nutzen der intensiven Frühintervention bei frühkindli-
chem Autismus (IFI) anerkannt und der Handlungsbedarf bei der Finanzierung dieser 
intensiven Frühförderung erkannt wird. Die Schaffung einer entsprechenden gesetzli-
chen Grundlage für die Zeit nach der Beendigung des bis Ende 2026 laufenden Pilotver-
suchs wird ebenfalls begrüsst, allerdings verfehlt die vom Bundesrat vorgeschlagene 
Regelung das Ziel, den Zugang zur IFI zu vereinheitlichen und allen Kindern und ihren 
Familien zu ermöglichen.  

 

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 
Per Mail an:  
sekretariat.iv@bsv.admin.ch  

 Kontakt Anna Pestalozzi 
 Funktion Stv. Leiterin Sozialpolitik 
 Tel. direkt 062 206 88 97 
 E-Mail anna.pestalozzi@procap.ch 
 Datum 22. Dezember 2023 
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B. Materielle Bemerkungen 

1. Aktuelle Finanzierung im Pilotversuch: Kosten für IFI nicht für alle Kinder und 
ihre Familien gedeckt. 

Im Rahmen des noch bis Ende 2026 laufenden Pilotversuchs beteiligt sich die Invalidenversi-
cherung mit einem Pauschalbetrag von 45‘000 Franken pro Kind und pro Jahr an der IFI, sofern 
diese an einem von der Invalidenversicherung anerkannten Autismuszentrum durchgeführt 
wird. Da die Pauschale von 45‘000 Franken in der Regel nur knapp die Hälfte der Kosten für ein 
Therapiejahr deckt, ist bis anhin der Wohnsitzkanton für die Finanzierung der übrigen Kosten 
verantwortlich. Diese Restfinanzierung ist aktuell allerdings von Kanton zu Kanton sehr unter-
schiedlich ausgestaltet, was dazu führt, dass die Eltern je nach Wohnkanton mit selbst zu tra-
genden Kosten in der Höhe von teilweise sogar mehr als 40‘000 Franken pro Therapiejahr kon-
frontiert sind.  
Im Rahmen des Pilotversuchs zeigte sich weiter, dass sich das nächste anerkannte Therapie-
zentrum je nach Wohnsitz nicht in einer zumutbaren Distanz befindet. Dadurch sind die Eltern 
gezwungen, die Therapie an einem Autismuszentrum durchführen zu lassen, das nicht über 
eine IV-Anerkennung verfügt. In solchen Fällen sind die von den Eltern selbst zu tragenden 
Kosten gar um ein Vielfaches höher als 40‘000 Franken pro Therapiejahr. Aber selbst wenn das 
nächste von der Invalidenversicherung anerkannte Autismuszentrum in zumutbarer Distanz 
vom Wohnort liegt, beträgt die Wartezeit für einen Therapieplatz nicht selten bis zu einem Jahr 
oder länger. Bei einer Therapie, deren Wirksamkeit nachgewiesenermassen vom Alter des je-
weiligen Kindes abhängt, ist ein solches Zuwarten nicht zumutbar, so dass die Eltern nachvoll-
ziehbarerweise nach Therapieanbietenden ausserhalb der von der Invalidenversicherung aner-
kannten Autismuszentren suchen. Durch dieses notwendige Ausweichen auf ein Autismuszent-
rum ohne IV-Anerkennung sind viele Eltern mit hohen Kosten konfrontiert und oftmals gezwun-
gen, bei der Pro Infirmis ein Gesuch um finanzielle Unterstützung der jeweiligen Therapien über 
finanzielle Leistungen für Menschen mit Behinderung (FLB) zu stellen. 
Mit der nun vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderung des IVG wird leider weiterhin keine ein-
heitliche Handhabung sichergestellt und der Zugang zur IFI wird nicht allen Kindern und ihren 
Familien offenstehen, denn der Bund überlässt den Abschluss von Leistungsvereinbarungen 
mit den Anbietern von IFI-Leistungen vollständig den Kantonen. 

2. Zugang zur IFI für alle in der Schweiz lebenden Kinder 
Mit der vorgeschlagenen Änderung des IVG möchte der Bundesrat unter anderem sicherstellen, 
dass der Zugang zur IFI vereinheitlicht wird, so dass die Massnahme mittelfristig allen Kindern 
und ihren Familien offensteht. Zudem soll die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen 
über Vereinbarungen geregelt werden. Allerdings soll es keine Rechtsnorm auf Bundesebene 
geben, die die Kantone verpflichtet, IFI-Leistungen anzubieten. Auch soll der Abschluss von Leis-
tungsvereinbarungen mit den Anbietenden von IFI-Leistungen den Kantonen obliegen. Im Wissen 
darum, dass vor allem kleinere Kantone wohl kein eigenes IFI-Angebot entwickeln werden, ver-
weist der Bundesrat auf eine notwendige Verstärkung der interkantonalen Zusammenarbeit. Hier-
für soll die Interkantonale Vereinbarung für Soziale Einrichtungen (IVSE) auf die IFI ausgeweitet 
werden. 
Aus der Sicht von Procap wird eine Verstärkung der interkantonalen Zusammenarbeit nicht ge-
nügen, um den Zugang zur IFI zu vereinheitlichen und die Massnahme mittelfristig allen Kindern 
und ihren Familien zugänglich zu machen. Wie unter Ziff. 1 ausgeführt, zeigt der aktuelle Stand 
vielmehr, dass die IFI weder für alle Kinder und ihre Eltern zugänglich noch für alle Familien 
finanzierbar ist. Dieser Zustand darf nicht so aufrechterhalten bleiben. Hinzu kommt, dass – wie 
Pro Infirmis in ihrer Stellungnahme zum bundesrätlichen Vorschlag ausführt – davon auszugehen 
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ist, dass eine finanzielle Unterstützung mit FLB unter Berücksichtigung der Prinzipien der Neu-
gestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA) 
in Zukunft ausgeschlossen sein könnte. 
Procap fordert den Bund daher auf, den Kantonen im Hinblick auf die Zugänglichkeit der IFI Min-
destvorgaben zu machen. Nur mit verbindlichen Vorgaben durch den Bund lässt sich die aktuell 
unbefriedigende Situation verändern und verbessern, so dass die Kantone für alle betroffenen 
Kinder ausreichende Therapieplätze zur Verfügung stellen und die Erreichbarkeit eines nächst-
gelegenen IFI-Zentrums gewährleisten. 
Mit der vorgeschlagenen Änderung des IVG verfehlt es der Bundesrat, für eine einheitliche Hand-
habung und für ein schweizweit gewährleistetes Angebot an IFI-Leistungen zu sorgen. Eine 
blosse Stärkung der interkantonalen Zusammenarbeit führt nicht zu einem ausreichenden und 
geographisch ausgewogenen Angebot an IFI-Leistungen. 

3. Erhöhung der Kostenbeteiligung der Invalidenversicherung 
Der Bundesrat schlägt vor, dass sich die Invalidenversicherung im Umfang von maximal 25 Pro-
zent an den Kosten der IFI beteiligt. Dabei stützt er sich insbesondere auf den Aspekt, dass der 
Anteil des medizinischen Personals im Pilotversuch bei 30 Prozent lag und im verlängerten Pilot-
versuch auf 20 Prozent gesenkt wurde. 
Bei dieser Aufteilung fokussiert sich der Bundesrat ausschliesslich auf die Aufteilung der päda-
gogischen und medizinischen Aspekte während der laufenden Therapie. Bei der Kostenaufteilung 
sollten aber vielmehr auch die langfristigen finanziellen Einsparungen berücksichtigt werden. 
Zwar führt der Bundesrat in seinen Erläuterungen selbst aus, dass durch eine erfolgreiche IFI-
Therapie sowohl die Kantone als auch die Invalidenversicherung längerfristige und erhebliche 
Einsparungen haben werden. Angesichts der zu erwartenden erheblichen Einsparungen durch 
den Wegfall von Hilflosenentschädigung, Assistenzbeiträgen und IV-Renten fordert Procap den 
Bundesrat auf, die Kostenbeteiligung der Invalidenversicherung substantiell zu erhöhen. 

4. Reisekosten 
In einem neuen Absatz 3 zu Artikel 51 IVG schlägt der Bundesrat eine Präzisierung vor, wonach 
die Invalidenversicherung den Betroffenen Familien im Rahmen der IFI keine Reisekosten ver-
güten, wenn für die IFI-Leistung eine Fallpauschale ausgerichtet wird. Gemäss Bundesrat könn-
ten in solchen Fällen die Kantone den betroffenen Familien die Reisekosten zurückerstatten.  
Procap fordert eine gesetzliche Regelung, die sicherstellt, dass die Kantone den Betroffenen die 
Reisekosten aus den erhaltenen Fallpauschalen zurückvergüten müssen und nicht nur können.  
 
Wir bitten Sie, unsere Anliegen zu berücksichtigen und danken Ihnen für die Gelegenheit zur 
Stellungnahme. 
 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

Anna Pestalozzi  

Stv. Leiterin Sozialpolitik 
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Genève, le 20 novembre 2023 
 
 
 
Concerne :  
Consultation Modification de la loi fédérale sur l’assurance-invalidité 
(Intervention précoce intensive en cas d’autisme infantile) 
 
 
 
Mesdames, Messieurs, 
 
Nous vous remercions d'avoir été inclus dans le cercle des associations consultées 
sur la modification de la loi fédérale sur l'assurance-invalidité (intervention précoce 
intensive en cas d'autisme).  
Notre société est intervenue très en amont du projet pilote et a eu l'occasion de 
participer, au travers de ses représentants, aux différents groupes de travail conduits 
sous l'égide de l'assurance-invalidité. 
Dans un premier temps, nous tenions à saluer la formalisation ainsi que la modification 
de la loi fédérale sur l'assurance-invalidité visant à soutenir l'intervention précoce 
intensive en autisme. Nous sommes convaincus que ceci représente aussi bien un 
bénéfice pour les enfants autistes et leur famille, qu’un gain à long terme pour les 
cantons en comparaison des coûts occasionnés (pédagogie spécialisée, soins, rentes 
AI). 
En ce qui concerne le texte de loi lui-même, il nous semble qu'il subsiste quelques 
ambiguïtés qui ne sont pas forcément traitées dans le rapport explicatif. 
 
Art. 13 al. 2  
« L’assurance prend à sa charge un quart au maximum des coûts moyens 
estimés …». 
Il conviendrait ici de préciser s’il s'agit des coûts moyens au niveau national ou de 
préciser s’il y a un barème d'ajustement cantonal. 
En effet, la mise en œuvre financière de cette prestation est soumise à des conditions 
qui peuvent varier considérablement d'une région à l'autre (loyer, prix des salaires, 
mise en œuvre cantonale d'un salaire minimum pour le personnel auxiliaire, etc.). 
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Art. 13 al. 3b  
Le Conseil Fédéral règle « la durée et l'intensité des mesures médicales » et al. 3e « 
les critères pour évaluer l'efficacité ». 
Dans le texte, il réside une forme d'ambiguïté quant aux contrôles de l’efficacité des 
méthodes, qu'elles soient pédagogiques ou médicales, entreprises dans l'intérêt des 
enfants. 
En effet, les prises en charge intensives préscolaires de l'autisme existent dans 
certains cantons depuis plusieurs dizaines d'années. Cependant, ce n'est qu’au cours 
des 10 à 15 dernières années que des méthodes effectives ont été développées. 
Celles-ci montrent qu'il y a un réel effet aussi bien sur la réduction des symptômes 
d'autisme que sur la possibilité d'atténuer ou d'éviter complètement la déficience 
intellectuelle secondaire à l'autisme. 
Dans ce contexte, nous redoutons que si les seuls critères d’intervention se 
concentrent sur le nombre d'heures et la composition des équipes - sans prendre en 
compte la nécessité d'employer des méthodes scientifiquement démontrées comme 
efficaces, à l'aide d'une littérature basée sur des évidences – l’on ne puisse aboutir à 
une prise en charge qui porte réellement les fruits des moyens investis. 
Le domaine médical est particulièrement sensible, dans l’évolution de sa culture sous 
la pression des coûts de la santé en Europe, aux bonnes pratiques basées sur les 
évidences scientifiques.  
Ceci n'est pas forcément encore le cas de tous les groupes pluriprofessionnels qui 
seront investis dans les approches intensives précoces de l'autisme.  
À notre sens, ceci n'est pas suffisamment explicité et pris en compte. 
 
Article 68novies al.1g. 
Il est explicité que des données qui permettent de suivre le développement de l'enfant 
devront être réalisées notamment à l'aide de tests standardisés. 
Nous relevons que ces tests nécessitent souvent des compétences particulières et 
spécialisées. Les compétences pour la prise en charge précoce intensive et 
l'évaluation diagnostique clinique quantitative sont différentes. Les compétences pour 
l'évaluation standardisée ne sont pas forcément présentes au sein des centres 
d'intervention précoce.  
Nous estimons qu'il est important de permettre des évaluations de qualité. Cependant, 
l'investissement et le coût nécessaires à ces évaluations sont minimisés, ou pas 
évalués à leur juste valeur, selon notre appréciation.  
De plus, puisque durant l'intervention, les mesures médicales sont à charge du centre 
d'intervention précoce, comment imagine-t-on le financement de ces évaluations si 
elles doivent se faire à l'extérieur du centre d'intervention précoce ? Nous pouvons 
citer des exemples où le centre de diagnostic cantonal ou même une évaluation dans 
un autre canton pour les cantons qui n'ont pas accès à un centre expert. 
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Réaction au rapport explicatif relatif à l'ouverture de la procédure 

de consultation 

 

En général il serait souhaitable de modifier la terminologie « autisme infantile » et de 
l’actualiser. 
 
Page 4, 1.1 
Il est indiqué que la prévalence de l'autisme infantile précoce est d'environ 0,3 %. Il est 
à relever que ce chiffre est basé sur une étude de 2012 ainsi que sur des données 
vraisemblablement collectées dans les années 2000 à Zurich. 
Toutefois, depuis la recommandation du Conseil Fédéral concernant la prise en charge 
de l'autisme de 2018, de nombreux centres experts cantonaux ont ouvert leurs portes. 
Une conscience nettement accrue des pédiatres par rapport à la nécessité d'intervenir 
précocement a conduit, surtout dans les centres qui ont une offre d'intervention 
précoce intensive dans le cas des projets pilotes, à des chiffres supérieurs à 0,3 % de 
la population. 
Il n'y a pas en Suisse un recensement précis ou un registre national permettant une 
évaluation du diagnostic de l'autisme, encore moins du diagnostic précoce. 
Cependant, si on s'en remet par analogie à d'autres pays qui bénéficient de registre 
plus précis, on peut raisonnablement escompter un taux deux à trois fois supérieur 
aux chiffres présentés dans le rapport (sur la base des registres des pays voisins ou 
des chiffres US issus du CDC publiés tous les deux ans). 
Même si ceci représente un coût supplémentaire, on ne peut que se réjouir de cette 
observation puisque chaque enfant pour lequel on peut offrir une intervention précoce 
intensive représentera un gain substantiel en termes de charges financières par la 
suite. 
 
Page 5, 1.2 
Comme mentionnés plus haut. Nous pensons qu'il est important que les 
recommandations dépassent le cadre de la durée et de l'intensité de l'intervention, 
mais puissent également fixer les modalités d'intervention et les modèles de prise en 
charge reconnue comme efficace sur la base d'une littérature “Evidence based” (basé 
sur les connaissances scientifiques actuelles). 
 
Page 6, 1.3 
Il est indiqué que le « but étant qu'à moyen terme l’IPI soit accessible à tous les enfants 
en Suisse et à leurs familles ».  
L'expérience communiquée par les centres pilotes montre que l’IPI nécessite un 
engagement important des familles. Celui-ci n'est pas forcément à portée de toutes les 
familles en fonction des modèles proposés. 
En effet, lorsque l'offre est proposée dans des centres dédiés, ceci sélectionne des 
familles qui ont les ressources et l'organisation permettant d'amener l'enfant dans le 
centre. Ce sont plus souvent des familles qui sont favorisées sur le plan socio-
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économique avec l'un des deux parents travaillant à temps partiel. Si nous voulons 
étendre le cercle des familles pouvant bénéficier de l'intervention. Il est 
vraisemblablement nécessaire de pouvoir intervenir dans les lieux de la petite enfance.  
Ceci conduit à des déplacements d'intervenants et du temps de déplacement qui doit 
pouvoir être pris en compte dans le coût de la thérapie et rendu possible. Faute de 
quoi, une proportion importante des familles ne pourra pas participer. 
C’est la raison pour laquelle, dans l'al. 3 de l’Art. 13a sous lettre d. Il est indiqué que le 
conseil fédéral règle « les conditions de participation à l'intervention précoce intensive 
liée à la santé des assurés et à leur âge ». Il sera vraisemblablement nécessaire de 
prendre également en compte les possibilités d'accès des usagers. 
 
Page 9, 3.2 
Il est écrit que le fait d'opter pour des versements de forfait aux cantons permet d'éviter 
les anticipations inopportunes « notamment celle d'augmenter la part du personnel 
médical ou d'opter pour une prise en charge exclusivement médicale de l'autisme 
infantile ». Cette analyse nous semble assez surprenante. 
En effet, aujourd'hui, avec une cantonalisation de la prestation IPI en autisme, la 
probabilité nous semble plutôt pencher vers une augmentation du personnel 
pédagogique engagé et d'un risque de « démédicalisations de la prestation ».  
Ces dernières années, l’ouverture de nouvelles structures pilote, s'est fait largement 
sous le giron de la pédagogie ou de la pédagogie spécialisée. 
Selon notre appréciation, le défi sera précisément de garder un équilibre de 
l'engagement des pluriprofessionnels autour de l'enfant TSA dans le but de ne pas 
perdre la dimension spécifique du soin (médecins, psychologues, infirmiers, etc.), 
basée sur les évidences des interventions intensives précoces, telles qu'elles ont pu 
être conduites dans les premiers centres pilotes en Suisse et telles quelles sont 
recommandées à l’international, la pluridisciplinarité étant une variable essentielle sur 
le modèle IPI.   
En effet, la cantonalisation et le rattachement préférentiel aux structures de pédagogie 
spécialisée représentent un risque de clivage pédago-thérapeutique qui doit être pris 
en compte et qui n’a aujourd’hui aucun lieu d’être.  
En ce sens, le mécanisme de financement proposé ainsi que le pilotage qualité par 
l’assurance-invalidité représente une garantie que nous saluons. 
 
Page 9, Art. 4 : Commentaires des dispositions 
Dans le commentaire de l'Art. 13 al. 1, c'est une des rares mentions dans le texte let. 
b. « les méthodes d'intervention utilisées ». 
Or, nous trouvons que dans le texte de la loi, le point b reste vague et ne mentionne 
pas spécifiquement la nécessité d’une validation des méthodes scientifiquement 
prouvées, puisqu'il mentionne simplement que l'intervention précoce intensive fait 
l'objet d'une planification cantonale. Il n'est pas précisé dans la loi que cette 
planification couvre également les méthodes d'intervention utilisées. Nous pensons 
que cela devrait être précisé pour éviter toute ambiguïté dans le futur et assurer aux 
enfants une prise en charge en accord avec les données scientifiques actuelles. Un 
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pilotage de l’efficacité des méthodes suivies, basé sur la littérature scientifique, nous 
semble un élément clé du succès du dispositif. Le seul suivi de l’intensité et de la 
diversité des professionnels engagés n’est pas suffisant à lui seul. En effet, le choix 
de l’intervention doit également s’accompagner d’une garantie de formation des 
intervenants dans le modèle d’intervention choisi. Faute de quoi, les interventions ne 
risquent de ne pas être effectuées correctement. Il en est ainsi de l’intervention 
précoce comme d’autres interventions thérapeutiques ou pédagogiques. L’IPI en 
autisme ne fait pas exception. 
Actuellement, la loi ou les descriptifs qui accompagnent le projet ne mentionnent 
absolument pas les nécessités de formation et de certification des intervenants, quel 
que soit le groupe professionnel thérapeutique ou pédagogique.  
Comme société médicale engagée dans la formation des professionnels de soins, la 
SSPPEA identifie cela comme une lacune. 
 
Page 10 
Il est également montré en exemple que la transition après l’IPI est considérée. 
Cependant, elle est complètement absente des textes. 
C'est regrettable, car dans le projet pilote encore en cours, après deux années 
d'interventions intensives, un budget est disponible pour permettre le financement de 
la transition jusqu'au moment de l'entrée en scolarité.  
Cette mesure s'est avérée essentielle pour éviter des régressions chez les enfants qui 
avaient bénéficié de l'intervention précoce intensive et qui sont encore, pour une 
proportion importante d’entre eux, trop jeunes pour rejoindre l'école. 
Nous pensons que ceci devrait être ajouté, car la pertinence en a été démontrée lors 
des projets pilotes. Une somme forfaitaire de 1000 CHF par mois pour maximum 12 
mois fait partie du projet pilote. Celle-ci devrait également trouver sa place dans le 
texte de loi définitif. 
 
Page 10 Al. 2 
Un forfait est prévu pour l’assuré qui doit se déplacer. Comme indiqué dans notre 
commentaire plus haut, si l'on veut être en mesure d'intervenir auprès d'un grand 
nombre de familles, ceci nécessitera forcément une intervention des professionnels 
dans les lieux de la petite enfance. 
Il convient donc aussi pour ce cas de figure de prévoir un forfait pour le déplacement 
de l'intervenant, car ce sera probablement le plus fréquent si l’on souhaite offrir une 
intervention de type IPI à la majorité des enfants concernés par le TSA. L’éventuel 
déplacement des intervenants n'est pas envisagé ou mentionné dans le texte jusqu'à 
présent, et seul cas de figure du déplacement de l’enfant a été prévu. 
 
Page 10 Al. 3 
Nous pensons que cet alinéa devrait spécifiquement mentionner les méthodes 
d'intervention utilisées qui doivent faire l'objet d'une définition formelle conjointe entre 
la Confédération et les cantons 
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Page 12, Al. 4 
Il conviendra également de prévoir une couverture pour la collecte des données 
nécessaires visant à évaluer l'efficacité de l'intervention. 
En effet, il est vraisemblable que pour la qualité de la collecte de ces données, elle 
soit, dans un certain nombre de situations, indépendante du centre qui effectue 
l'intervention. Ceci parce que les compétences d'évaluation quantitative des 
caractéristiques de l'enfant ne sont pas forcément disponibles dans le centre 
d'intervention précoce. Ces évaluations quantitatives peuvent être exécutées par des 
entités ou des groupes distincts (par exemple centre cantonal rattaché au dispositif 
thérapeutique pour le bilan diagnostic et l'évaluation et centre pédagogique pour 
l'exécution d'une partie des prestations). 
Par conséquent, ce qui touche à l'évaluation et au diagnostic devrait être compris dans 
des forfaits distincts de ceux qui concernent l'intervention. 
 
Page 14, 5.2 
Il est mentionné une évaluation d'environ 107 000 Fr. par enfant et par an dans les 
années à venir identifiées dans l'évaluation du projet pilote publié en 2021. Nous 
relevons qu'il est vraisemblable que ce montant ait évolué suite à l'inflation intervenue 
depuis lors. Ajouté à cela l'instauration du salaire minimum dans plusieurs cantons a 
été responsable d'un renchérissement de la prestation évaluée dans les rapports du 
groupe de travail 2021, car l’évaluation avait précédé l'introduction du salaire minimum 
en Suisse. 
 
Page 15 
Nous saluons la perspicacité des analyses financières par l'assurance-invalidité et le 
potentiel d'économie de l'intervention précoce intensive tel que décrit à la page 15. Il 
est précisé que les coûts estimés seront de 15’000 à 30’000 CHF par an avec un 
maximum de 60 000 CHF/2 ans. Ces montants ont sans aucun doute été calculés sur 
la base du TARMED et des tarifs de psychologue en délégation. Il conviendra de 
pouvoir aussi prendre la réévaluation du PsyTarif et du TARDOC en compte dans 
l'ajustement de ces évaluations.  
 
Page 17, 5.4 
Nous estimons qu'il résultera un coût supplémentaire pour les institutions ou des 
institutions tierces nécessaires à la collecte des données. Il est à relever que pour 
certains centres pilotes ces données ont pu être collectées par le passé grâce à des 
projets de recherche financés notamment par le fonds national suisse. Ces recherches 
prennent ou prendront fin. Il est donc nécessaire de pouvoir financer une collecte de 
données essentielles au bon pilotage de la prestation.  
Ces collectes devraient pouvoir soit entrer dans un cadre forfaitaire, soit être financées 
au tarif TARPSY/TARDOC. 
 
Nous restons à disposition pour tout commentaire et/ou question éventuelle. 
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En vous remerciant pour l’intérêt porté à notre missive, veuillez agréer, Mesdames, 
Messieurs, l’expression de mes salutations les meilleures. 
 
 
 
Biga Keller Stephan ELIEZ 

Co-Président SSPPEA Co-Président SSPPEA 

Mobile User



Änderung des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung  
Intensive Frühintervention bei frühkindlichem Autismus 
 
 
A. Allgemeine Rückmeldung zum erläuternden Bericht zur Eröffnung des 

Vernehmlassungsverfahrens 
 
1. Allgemeine Rückmeldung 
 

Grundsätzlich wird die Änderung des Bundesgesetztes für gut befunden, damit 
eine gesetzliche Grundlage für IFI geschaffen wird und das Angebot für alle 
betroffenen Kinder in der Schweiz gesichert wird. Es bedarf aus unserer Sicht 
jedoch einiger Anpassungen, insbesondere:  
 
• Das Angebot der Intensiven Frühintervention (IFI) sollte, unabhängig von geplanten 

Kosteneinsparungen, allen Kindern mit Autismus zur Verfügung stehen. Die 
Kostenbeteiligung mit Einschränkungen ist nicht gerechtfertigt. Deshalb ist aus 
unserer Sicht eine Pauschale zur Erbringung der Dienstleistung mit Kostenwahrheit 
festzulegen – unabhängig von finanziellen Einsparungen.    

• Die Fallpauschale ist kostendeckend festzulegen. Den Anbietenden darf kein 
unverschuldetes Defizit entstehen für erbrachte Leistungen, die von Bund und 
Kanton in Auftrag gegeben werden.   

• Ausgehend von der bestehenden Praxis mit einem interdisziplinären Vorgehen ist 
es erforderlich, dass Bund und Kantone eine gemeinsame Planung und 
Durchführung anstreben sowie die Qualitätsstandards festlegen. Daher ist eine 
strikte Abgrenzung zwischen Bund und Kanton bzw. medizinischen und 
pädagogischen Massnahmen mit einem definierten Maximalwert nicht Erfolg 
versprechend.    

• Die im Verlauf des Pilotversuchs vorgenommene Senkung des IV-Anteils ist für uns 
nicht nachvollziehbar. Zudem werden mehrheitlich keine Strukturkosten, z.B. für 
Leitung, Verwaltung usw. übernommen. Für die geforderte Qualitätssicherung sind 
diese jedoch notwendig. Aus finanziellen Gründen soll weder für medizinische noch 
für pädagogische Massnahmen ein Anreiz bestehen. Für die Förderung / Therapie 
des Kindes in der Dynamik der Entwicklung ist es notwendig, nicht an fixe 
Interventionszugänge gebunden zu sein, sondern bedürfnisorientiert entscheiden 
zu können, welche Intervention ein Kind zu welchem Zeitpunkt in welchem Umfang 
benötigt. 

• Neben der Fallpauschale für die medizinischen Leistungen bedarf es weiterhin der 
Finanzierung von Reisekosten für Familien und Fachpersonen. 

• Es bedarf der Konkretisierung, welche Kinder der Bundesrat generell vorsieht aus 
dem Angebot auszuschliessen. Genetische Erkrankungen oder generell andere 
Erkrankungen, wenn ja, welche. Dieser Vorgang ist inhaltlich nicht, resp. nur 
bedingt zu rechtfertigen, da auch diese Kinder ein diverses individuelles 
Entwicklungspotential haben.  

• Statt von „frühkindlichem Autismus“ sollte die aktuelle Terminologie „Autismus-
Spektrum-Störung (ASS)“ verwendet werden. 

 
  



2. Zugang zur IFI für alle betroffenen Kinder im Autismus-Spektrum 
 
In der Medienmitteilung vom 22. September 2023 hat das Bundesamt für Sozialversicherung 
festgehalten, dass mit der Änderung des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung 
unter anderem sichergestellt werden soll, dass der Zugang zur IFI vereinheitlicht wird, so dass 
die Massnahme mittelfristig allen Kindern und ihren Familien offensteht. Gemäss 
Medienmitteilung sollte die gesetzliche Grundlage die Zusammenarbeit mit den Kantonen 
regeln. Leider sind mit der hier präsentierten Gesetzesvorlage beide Punkte in der Umsetzung 
nicht sichergestellt. 
 
Der Bund sieht vor mit der vorgeschlagenen Änderung, die Koordination resp. 
Zusammenarbeit zwischen den Kantonen vollständig den Kantonen zu überlassen. Dafür sei 
die Interkantonale Vereinbarung für soziale Einrichtungen (IVSE) auf die IFI auszuweiten. Es 
werde darum gehen, die interkantonale Zusammenarbeit durch die Ausweitung der IVSE zu 
verstärken. Dabei überlässt der Bund es den Kantonen, den Leistungsvereinbarungen mit den 
Anbietern von IFI-Leistungen abzuschliessen. 
 
Aus dieser Darlegung der geplanten Vorgehensweise ist zu schliessen, dass der Bund auch 
in Zukunft keine Verantwortung für die Koordination unter den Kantonen übernimmt. Eine 
Verstärkung der interkantonalen Zusammenarbeit genügt nicht, zumal der aktuelle Zustand, 
in welchem die Therapie – aufgrund kantonal unterschiedlicher Ausgangslagen – nicht allen 
Eltern zugänglich und für viele Familien unbezahlbar ist, nicht aufrechterhalten bleiben darf. 
Der Bund sollte mit der Änderung der Gesetzesbestimmungen den Kantonen 
Mindestvorgaben im Hinblick auf die örtliche Zugänglichkeit dieser IFI-Therapien geben. Für 
eine effektive Veränderung der aktuellen Situation ist es erforderlich, dass der Bund 
verbindliche Vorgaben zur zeitlichen Erreichbarkeit von IFI-Zentren gibt. Zur Sicherstellung 
sind aufsuchende Modelle, wie Inventionen bei den Familien zuhause, gleichwertig zu 
unterstützen und finanzieren.  
 
Bund wie Kanton sollten offenkundig dafür verantwortlich sein, eine ausreichende Anzahl an 
Therapieplätzen zur Verfügung zu stellen. Dies zeigt die aktuelle Situation klar: Aktuell sind 
die Eltern bei den anerkannten Zentren mit Wartefristen von über einem Jahr konfrontiert. Bei 
einer Therapie, deren Wirksamkeit bekannterweise vom Alter des Kindes abhängig ist, ist eine 
solche Wartefrist nicht zumutbar. Deshalb weichen viele Eltern auf private, von der IV nicht 
anerkannten Anbieter aus. Mit der vorgesehenen Gesetzesänderung nimmt sich der Bund 
vollständig aus der Verpflichtung, für eine ausreichende Anzahl Therapieplätze besorgt zu 
sein, sondern beschränkt sich darauf, festzuhalten, dass die IV die durchgeführten 
medizinischen Massnahmen nicht mitfinanziert, wenn keine Vereinbarung zwischen dem 
Kanton und dem BSV vorliege. Somit bleibt es weiterhin in der alleinigen Kompetenz der 
Kantone zu entscheiden, ob und wie viele IFI-Zentren bzw. Angebote sie anbieten möchten. 
Es ist unverantwortlich, dass mit der gesetzlichen Verankerung der Finanzierung auf 
Bundesebene zwar der Finanzierungsanteil der IV geklärt wird, jedoch alle weiteren äusserst 
massgebenden Aspekte – nämlich Zugänglichkeit, Verfügbarkeit und Restfinanzierung – 
offengelassen werden. 
 
Der Bund verfehlt daher mit dieser Vorlage leider, für eine einheitliche Handhabung und für 
ein schweizweit ausgeglichenes Angebot an Therapiezentren zu sorgen. Eine blosse 
Stärkung der interkantonalen Zusammenarbeit zur Sicherstellung eines ausreichenden und 
geographisch ausgewogenen Angebots genügt hierfür nicht.  
 
Es sind daher Mindestvoraussetzungen zu definieren, die allen betroffenen Kindern im 
Autismus-Spektrum einen Zugang sichern.  
  



3. Ausreichende, kostendeckende Finanzierung des definierten Angebots 
 
Wir begrüssen, dass Bund und Kanton Qualitätsvorgaben definieren. Das Angebot ist daher 
unter der Berücksichtigung der definierten Vorgaben kostendeckend zu finanzieren, ohne 
dass bei den Anbietenden oder den betroffenen Familien Lücken entstehen.  
 
Es ist dem Umstand Rechnung zu tragen, dass die intensive Frühintervention durch den 
hohen Anteil spezialisierter Fachpersonen kostenintensiv ausfällt. Des Weiteren sind die 
Kosten für die notwendigen autismusspezifischen Weiterbildungen der Mitarbeitenden zu 
berücksichtigen und ebenso zu finanzieren. Die Fallpauschale sollte daher nicht fix definiert 
werden, sondern anhand eines definierten Instruments bzw. Schlüssels, mit Abgeltung der 
Vollkosten.  
 
Auch sollten die betroffenen Familien keine zusätzlichen finanziellen Belastungen erfahren. 
  
Eine Vollkostenrechnung muss angestrebt werden, damit sich die IFI-Anbietenden auf ihr 
fachliches Kerngeschäft konzentrieren können, statt Spenden zu sammeln und kantonal 
unterschiedliche gesetzliche Grundlagen umzusetzen. 
 
4. Mitfinanzierung (Finanzielle Leistungen an Menschen mit Behinderung) 

  
 

Da die Gesamtfinanzierung der Therapie mit der vorgesehenen Gesetzesänderung 
schweizweit weiterhin keine einheitliche Finanzierungsgrundlage zulässt, ist davon 
auszugehen, dass gewisse Familien auch zukünftig auf die finanzielle Unterstützung durch 
Organisationen/Stiftungen angewiesen sind. Bis jetzt wurden diese Therapien von Pro Infirmis 
zu einem grossen Teil durch FLB-Gelder mitfinanziert. 
Aufgrund der Darlegungen des Bundes muss jedoch davon ausgegangen werden, dass eine 
finanzielle Unterstützung mit FLB in Zukunft ausgeschlossen sein könnte. Denn gemäss den 
geltenden Weisungen im Bereich FLB müssen bei der Gewährung von finanziellen Leistungen 
an Menschen mit Behinderung die Prinzipien der NFA (Neugestaltung des Finanzausgleichs 
und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen) berücksichtigt werden.  
Zudem dürfen bei kantonal finanzierten Massnahmen keine zusätzlichen Gelder, wie 
finanzielle Zuwendungen durch Spenden, eingesetzt werden.  
 
Da vorliegend sich der Bund zwar mit einem Pauschalbetrag an der Therapie beteiligt, jedoch 
die übrigen Aspekte in der Zuständigkeit der Kantone liegen, ist davon auszugehen, dass ein 
entsprechendes finanzielles Loch bei der Finanzierung der IFI-Therapien nicht mit FLB oder 
Spenden gedeckt werden darf. Dies führt zu einer noch stärkeren Schlechterstellung der 
betroffenen Eltern, als es bereits jetzt der Fall ist. Der Bundesrat erläutert zwar, dass das Ziel 
sei, mittelfristig allen Kindern in der Schweiz und ihren Familien die IFI zugänglich zu machen. 
Er schweigt aber leider dazu, wie die Finanzierung erfolgen soll, solange dieses Ziel mangels 
Vorgaben auf Bundesebene auch effektiv erreicht wird und solange nicht alle Kantone ein 
solches Therapiezentrum anbieten oder sich einem ausserkantonalen Zentrum 
angeschlossen haben. Es darf nicht sein, dass Eltern je nach Wohnort finanziell und Kinder 
therapeutisch erheblich benachteiligt sind, weil schweizweit keine umfassende einheitliche 
Regelung besteht. Der Bundesrat muss sich detailliert dazu äussern, wie die Finanzierung der 
Therapien zwischenzeitlich erfolgen soll, sofern das genannte mittelfristige Ziel, allen Familien 
die IFI zugänglich zu machen, per 1. Januar 2027 noch nicht umgesetzt ist. 
 
  



B. Empfehlungen zu den Regelungen in der Verordnung 
 
1.  

1.4 Geprüfte Alternativen und Lösungsvariante 

• Vereinbarungen sollen für vier Jahre abgeschlossen werden. Anbietende brauchen 
Planungssicherheit. Wird eine Leistungsvereinbarung nicht verlängert, sollte dies 
frühzeitig abgesprochen werden.  

 
 4 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 

 

Art. 13 a Medizinische Massnahmen 
• Wenn ausgewiesener Bedarf besteht, müssen zusätzliche Leistungen finanziert 

werden können wie medizinisch-therapeutische Massnahmen, z.B. 
psychotherapeutische Behandlung bei extremer emotionaler Dysregulation, 
Angststörung u.a. Dies im Sinne eines Modells für die Zukunft. Es gibt bereits 
entsprechende Angebote. Allfällige Medikation als medizinische Massnahme muss 
explizit weiter möglich sein bei Bedarf. 

• Abs. 2: Der den Familien entstehende Aufwand wegen der unumgänglichen An- und 
Abreise ist in zeitlicher und finanzieller Hinsicht eine grosse Herausforderung. Die 
Streichung der bisherigen Vergütung der Reise, in Form von Kilometergeld bzw. 
Rückerstattung von ÖV-Tickets, ist eine zusätzliche finanzielle Belastung für die 
betroffenen Familien. 
 

Art. 51 Ergänzende Leistungen wie Reisekosten 

• Ergänzende Leistungen wie Reisekosten sollten übernommen und den Eltern direkt 
rückerstattet werden. Diese Kosten sind ergänzend zu einer Pauschale zu 
finanzieren, da weder medizinische noch pädagogische Massnahmen.  

Art. 68 novies Datenerhebung 
• Abs. 1: Es bedarf konkreter Angaben, um welche Daten es sich handelt (statistische, 

qualitative). 
• Die Finanzierung der allfällig durchzuführenden Studien und Datendokumentation 

sollte geklärt und entsprechend finanziert werden. 
 

5. Auswirkungen 

Es fehlt der Unterpunkt der „Auswirkungen auf die Leistungserbringer“ 
• Neue Aufgaben wie die Datenerfassung und deren Übermittlung müssen gemäss 

den Vorgaben von Bund und Kantonen vergütet werden. 
  



5.2 Auswirkungen auf die IV 

• Die geplanten Kosten von CHF 107 000 sind nicht ausreichend. Sie berücksichtigen 
nicht die seit der Bezifferung eingetretene Inflation sowie die Umstellung auf 
Mindestlöhne in einer Reihe von Kantonen. 

 

• Für uns ist fraglich, ob die im IFI-2 Bericht die Vollkostenrechnungen berücksichtigt 
wurden. Aus unserer Sicht müsste die Pauschale höher sein, um alle anfallenden 
Kosten abdecken zu können.  

 
• Kosten für Leitung / Supervision sind mehrheitlich nicht abgebildet. Die 

tatsächlichen Kosten für die Ausbildung von Personal für autismusspezifische, 
evidenzbasierte Interventionen sind unterbewertet. Dies gilt umso mehr, als diese 
Leistung aufgrund des sich wiederholenden Charakters anspruchsvoll ist. Da das 
entsprechende Arbeitsumfeld sehr herausfordernd ist, besteht eine höhere 
Fluktuation.  
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Vernehmlassungsantwort zur Änderung des Bundesgesetzes über die 

Invalidenversicherung Intensive Frühintervention bei frühkindlichem Autismus 

 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident, 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Die Stiftung Kind und Autismus bedankt sich sehr für das Engagement des Bundes im 

Zusammenhang mit der geplanten Gesetzesänderung. Das Ziel, die Beteiligung der 

Invalidenversicherung an der intensiver Frühintervention über das Jahr 2026 hinaus zu 

gewährleisten und die Kooperation mit den Kantonen zu regeln, wird von uns ausdrücklich 

unterstützt. Auf diese Weise soll sichergestellt werden, dass diese Maßnahme mittelfristig für 

alle Kinder und ihre Familien zugänglich ist.  

 

Wir begrüssen die Möglichkeit, im Rahmen der Vernehmlassung zur geplanten Änderung des 

oben genannten Bundesgesetzes und zum erläuternden Bericht Stellung zu nehmen. Mit über 

20 Jahren Erfahrung im Bereich Autismus sind wir als Institution breit vernetzt und bieten 

vielfältige, auf Autismus spezialisierte Angebote an, darunter eine Beratungsstelle, 

Frühförderung, ein Schulheim sowie Kursangebote und Veranstaltungen. Basierend auf unserer 

Expertise erlauben wir uns, Ihnen Empfehlungen zu den Regelungen in der Verordnung zu 

unterbreiten.  

 

Studien zur Wirksamkeit von IFI belegen, dass die Massnahmen deutliche Verbesserungen der 

Situation der betreffenden Kinder im Hinblick auf die Kernsymptome sowie die Lebensqualität 

der Betroffenen und Familien erzielen lassen. Die Massnahmen betreffen Bund und Kantone 

gleichermassen, so dass wir eine Aufteilung der Kosten für gerechtfertigt halten.  

 

Der vorliegende Gesetzesentwurf ist jedoch in der aktuellen Form noch nicht ausreichend, um 

die notwendige intensive Frühintervention angemessen zu finanzieren. Die von Bund und 

Kanton geforderten medizinischen und pädagogischen Interventionen inkl. der notwendigen 
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Struktur- und Overheadkosten sind adäquat zu vergüten, daher empfehlen wir den 

Gesetzentwurf und die dazugehörenden Verordnungen anzupassen. 

Wir begrüssen, dass Bund und Kanton Qualitätsvorgaben definieren. Das Angebot ist daher 

unter der Berücksichtigung der definierten Vorgaben kostendeckend zu finanzieren, ohne dass 

bei den Anbietenden oder den betroffenen Familien Lücken entstehen.  

 

Detaillierte Rückmeldungen zum vorgelegten Gesetzesentwurf, dem erläuternden Bericht und 

unsere entsprechenden Empfehlungen sind im nachfolgenden Schreiben aufgeführt. 

 

Für Fragen steht Ihnen Sandra Kalbassi (Tel. 044 736 50 70, sandra.kalbassi@kind-

autismus.ch) gerne zur Verfügung. 

 

 

 

Freundliche Grüsse 

  
Sandra Kalbassi Sonia Gössi  

Gesamtleiterin Stiftungsratspräsidentin 
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Klinik für Kinder Sehr geehrte Damen und Herren
und Jugendliche

Prof. Dr. med.

Alain Di Gallo Die UPKKJ und die Stiftung FIAS danken für die Möglichkeit, im Rahmen
Klinikdirektor der genannten Vernehmlassung Stellung zu beziehen. Wir erlauben uns,

Poliklinik
hier die folgenden Punkte anzusprechen:

PD Dr. med.
Evelyn Herbrecht 1. Wie viele Kinder pro Jahr benötigen eine IFI?
Chefärztin

2. Welche Art von IFI-Zentren braucht es?
Dr. phil. Dipl.-Psychologe 3. Wie weit trifft die Unterscheidung zwischen medizinischen und
Joachim Schreiner

pädagogischen Massnahmen bei IFI zu?Psychologische Leitung

4. Wie sind die IFI-Zentren in der Schweiz zu finanzieren?
Kornhausgasse 7
CH-4051 Basel
Tel: + 41 61 325 8200

Fax: + 41 61 325 8201 (1) Wie viele Kinder pro Jahr benötigen eine IFI?

Im erläuternden Bericht des EDI vom September 2023 zur Eröffnung des
Vernehmlassungs-Verfahrens wird die Prävalenz von frühkindlichem

Autismus mit 0.3 Prozent angegeben; «demnach sind in der Schweiz pro

Jahr 270 Kinder betroffen..» (S. 4/21).

Die derzeit in der Schweiz aktiven IFI-Zentren können pro Jahr, soweit

bekannt, durchschnittlich 10-15 neue Patienten aufnehmen. Für eine

ausreichende Versorgung der Kinder, die eine IFI benötigen, müssten

aufgrund dieser Zahlen schweizweit zwischen 25 und 30 IFI-Zentren zur

Verfügung stehen.

Es ist aber nicht bekannt, ob pro Jahr tatsächlich 270 Kinder so schwer

betroffen sind, dass sie eine IFI (und nicht eine weniger intensive

x
k
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Intervention) benötigen. Unseres Erachtens wäre es deshalb sinnvoll,

zusätzlich zur obligatorischen fachärztlichen Autismus-Diagnose auch ein
Schweregrad-Kriterium für dieVerordnung einerIFl einzuführen. Für diesen

Zweck steht ein international anerkanntes Standard-Instrument (ADOS

Autismus Diagnostic Observation Schedule; Lord et al., 2012) zur

Verfügung, welches die Abschätzung des Schweregrades einer

autistischen Störung bei Kindern auf einer Skala von Null bis 10 erlaubt.

Durch die Festlegung eines minimalen Schweregrades, z.B. bei 6, würde

sich nach Einführung der ADOS bald zeigen, ob die genannte Zahl von

Kindern, die einer IFI zugeführt werden sollten (270 pro Jahr) tatsächlich

erreicht wird. Entsprechend könnte die Anzahl der notwendigen IFI-Zentren

angepasst werden.

(2) Welche Art von IFI-Zentren braucht es?

Seite 02 05

Die heute in der Schweiz tätigen IFI-Zentren arbeiten grossmehrheitlich

nach dem Muster von Tageskliniken', d.h. die Kinder werden von einem

Elternteil am Morgen ins IFI-Zentrum und am Abend wieder nach Hause

gebracht. Dies ist im ÖV oder PW in Städten und grossen Agglomerations-

gemeinden mit entsprechenden Zahlen von betroffenen Kindern möglich,

nicht aber in dünn besiedelten Landesteilen, da die Anfahrtswege in den

meisten Fällen für einen täglichen Aufenthalt des Kindes im IFI-Zentrum zu

lang sind: Fahrten von mehr als 45 Minuten Dauer zweimal täglich hin und

zurück während zwei Jahren sind unzumutbar (und im Fall von PW

ökologisch gesehen unerwünscht).

Anders als die meisten Therapiezentren funktioniert FIAS nicht wie eine

Tagesklinik und nimmt in dieser Hinsicht eine Sonderstellung ein:

Zusammen mit seiner Kernfamilie verbringt das behandelte Kleinkind

während 18 Tagen täglich bis zu 6 Stunden im FIAS-Zentrum und wohnt in

dieser Zeit zusammen mit den Eltern in einer nahegelegenen möblierten

Wohnung, die von FIAS zur Verfügung gestellt wird. Dieses Arrangement

ermöglicht eine intensive, kontinuierliche und fokussierte therapeutische

Intervention und ist deshalb effizient und wirksam (Herbrecht et al., 2020;

vgl. Beilage). Zudem verkürzt es den täglichen Transfer zum und vom

Therapiezentrum auf einige Minuten Fussmarsch während 18 Tagen. Wie

die folgenden Zahlen zeigen, macht es das «System FIAS» möglich, dass

Familien auch von ausserhalb der Region Basel von einer IFI profitieren

können. So stammten die bei FIAS in den Jahren 2018 bis 2022

behandelten Kinder (n = 50) aus den folgenden Kantonen:

Aargau 7 Luzern 2 Solothurn 4

Basel-Stadt 9 Nidwalden 1 Thurgau 1

Basel-Land 2 St. Gallen 2 Uri 1

Bern 4 Schaffhausen 1 Wallis 3

Zürich 13

Universifät Universitäre Psychiatrische Kliniken Basel Wilhelm Klein-Strasse 27, 4002 Basel
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Auch wenn dies nicht Gegenstand der vorliegenden Novelle bildet, ist zu

überlegen, ob nicht ein Teil der Schweizer IFI-Zentren logistisch ähnlich wie
FIAS organisiert sein sollte: Familien aus Landesgegenden, die aus

verkehrstechnischen Gründen keine Tageskliniken' besuchen können,
verbringen eine zeitlich begrenzte Initialphase tagsüber in einem IFI-

Zentrum und werden in der Nähe desselben untergebracht. Ist die Initial-

phase beendet, wird die Familie in der anschliessenden Vertiefungsphase
bei sich zuhause vom Zentrum aus bis zum Ende derzwei Jahre dauernden

Intensivtherapie weiter betreut: individuell und je nach Bedarf in Form von

telemedizinischer oder aufsuchender Behandlung durch eine/n

Bezugstherapeut/in.

Um den bestehenden Bedarf zu decken, ist somit der Aufbau einiger
Zentren gemäss dem FIAS-Modell (2 Jahre Intensivtherapie mit zeitlich

begrenztem Aufenthalt der Kernfamilie im IFI-Zentrum) zweckmässig - vor

Seite 03 05 allem für kleine Kantone und Gegenden mit geringer Bevölkerungsdichte -

neben weiteren IFI-Zentren, die nach dem Modell Tagesklinik' arbeiten. Für

den Aufbau zusätzlicher Zentren nach dem FIAS-Modell spricht auch die
folgende Erfahrung: Die Warteliste für Therapien bei FIAS verlängert sich

stetig, und als Folge davon werden die Kinder, bis sie aufgenommen

werden können, tendenziell älter - was seinerseits dazu führt, dass das

nach Expertenmeinung für eine IFI optimale Zeitfenster (2 bis 4 Jahre) in
einzelnen Fällen verpasst wird.

(3) Wie weit trifft die Unterscheidung zwischen medizinischen und

pädagogischen Massnahmen bei IFI zu?

In den IFI-Zentren arbeiten Fachpersonen aus medizinischen und

pädagogischen Bereichen zusammen; die Zusammensetzung nach

Berufsgruppen ist nicht in allen Zentren gleich. Die meisten bisher
anerkannten Zentren stehen unter ärztlicher Leitung, einige sind

universitären Einheiten zugeordnet.

Nach dem Vorschlag des BSV sollen die in den IFI-Zentren erbrachten

Leistungen wie folgt abgegolten werden: bis zu 25% durch die IV, der Rest

ist von den zuweisenden Kantonen, von den betroffenen Eltern und

allfälligen Drittparteien (Stiftungen etc.) aufzubringen. Dieser

Finanzierungsschlüssel trägt unseres Erachtens der therapeutischen

Realität in den IFI-Zentren nicht Rechnung. Wie im Erläuternden Bericht
zutreffend erwähnt, kombiniert eine IFI medizinische und pädagogische

Massnahmen (S. 4/21), und eineklare Abgrenzung zwischen medizinischen

und pädagogischen Massnahmen ist nicht möglich (S. 5/21). Andererseits

soll «kein Anreiz geschaffen werden, die medizinischen Leistungen auf

Kosten der pädagogischen Massnahmen auszuweiten», da dies «eine

Lastenverschiebung zur IV im Bereiche IFI zur Folge hätte» (S. 5/21).

1
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Wir können dieser in sich widersprüchlichen Darstellung nicht zustimmen.
Beispiel FIAS: Unser Therapiezentrum ist den Universitären Psychia-

trischen Kliniken (UPK) Basel angegliedert, es steht unter der

gemeinsamen Leitung der Chefärztin der Kinder- und Jugend-
psychiatrischen Klinik (PD Dr. med. Evelyn Herbrecht) und einer auf
autistische Störungen spezialisierten eidg. anerkannten psychologischen
Psychotherapeutin (Esther Kievit). Alle Aktivitäten, die im FIAS-Zentrum mit

den Kindern und ihren Eltern durchgeführt werden, sind therapeutisch
orientiert und unterstehen einer permanenten Supervision durch die
Chefärztin und die Psychotherapeutin. Dabei spielt es keine Rolle, welche
Grundausbildung die im IFI-Zentrum arbeitenden Psychologinnen,

Physiotherapeutinnen und Heilpädagoginnen in ihre Tätigkeit bei FIAS
mitgebracht haben; alle Mitarbeiterinnen werden während Monaten in der

speziellen FIAS-Methodik geschult und bilden ein dichtes, interaktives
Interventionsnetz. So gesehen, ist die gesamte therapeutische Aktivität in

Seite 04 05 den 18 Tagen der Initialphase, die das Kind und seine Familie im FIAS-
Zentrum verbringt, interdisziplinär, ebenso in der anschliessenden
Vertiefungsphase im häuslichen Umfeld der Familie bis zum Ende der
zweijährigen Intensivtherapie, die weiterhin der Supervision durch die

Chefärztin und die Psychotherapeutin untersteht.

Da auch die anderen IFI-Zentren, soweit uns bekannt, multidisziplinär und
mindestens teilweise unter ärztlicher Supervision arbeiten, erscheint ein
bereits jetzt und einheitlich definierter Schlüssel der Leistungserstattung
durch die IV als unangemessen und muss neu verhandelt werden.

(4) Wie sind die IFI-Zentren in der Schweiz zu finanzieren?

Ein Punkt, der über Sein und Nichtsein der bestehenden und künftigen IFI-
Zentren in der Schweiz entscheiden wird, ist die Finanzierung durch die
Öffentliche Hand.

Am Beispiel von FIAS sieht das so aus: Die intensiven Frühinterventionen
bei FIAS werden seit 2014 von der IV mit einer Fallpauschale von CHF

45'000.- unterstützt, und wir sind für diesen Beitrag (bei Kosten von

insgesamt CHF 110'000.- pro Fall) auch dankbar. Es ist aber festzuhalten,
dass FIAS - ein therapeutisch sehr erfolgreiches IFI-Zentrum (siehe
Herbrecht et al., 2020) - den Betrieb längst hätte einstellen müssen, wenn

nicht die Stiftung FIAS Jahr für Jahr und mit grossem persönlichem Einsatz
der Stiftungsräte die notwendigen materiellen Mittel (CHF > 400'000.- pro

Jahr) beschafft hätte und die UPK Basel nicht für einen Teil der
administrativen Kosten von FIAS aufgekommen wären. Dieses finanzielle

von-der-Hand-in-den-Mund-Leben ist nicht nachhaltig und dürfte über kurz

oder lang zur Schliessung von FIAS führen
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Mit Sicherheitungenügend ist unter diesem Gesichtspunktderim Vorschlag
des BSV genannte Beitrag der IV von maximal 25% an die Gesamtkosten
einer IFI. Wenn es, wie in ihrem eigenen Leitbild und den gesetzlichen
Vorgaben (Art. 1 IVG) formuliert, Aufgabe der IV ist, «zu einer
eigenverantwortlichen„und selbstbestimmten Lebensführung der

xbenbegm betroffenen Versicherten», dann muss die finanzielle Beteiligung der IV an

den Gesamtkosten von IFI neu diskutiert werden.

Wir bitten um Prüfung der in dieser Stellungnahme aufgeführten und
begründeten Aspekte und verbleiben mit freundlichen Grüssen,

Md e M1dC
Seite 05 05

Prof. Dr. med. Alain Di Gallo PD Dr. med. Evelyn Herbrecht
Klinikdirektor UPKKJ Chefärztin, stv. Direktorin UPKKJ,

Ärztl. Leitung FIAS-Zentrum

1
1

Prof. emer. Dr. phil. René Spiegel
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Background: Comprehensive behaviorally or developmentally based early intervention

programs have been shown to be effective in improving cognitive, social communicative,

and adaptive skills of children with autism spectrum disorder (ASD). Besides the definition

of relevant outcome predictors, the question of whether early intensive intervention

OPEN ACCESS positively changes core autism symptoms in children, as well as their long-term
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outcome, is an important issue for current research. The primary objective of the
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follow-up care had an impact on the core autism symptoms as well as the adaptive

functioning of children with ASD.

Keywords: autism spectrum disorder, early intervention, FIAS, outcome, autism symptom severity

INTRODUCTION intensive intervention positively changes the long-term

outcomes for children is another important issue in current

Since 2011, we have applied FIAS (Frühintervention bei research, as most studies have focused on outcomes immediately
autistischen Störungen), a highly intensive treatment method following the end of the intervention. Magiati et al. (4), who
derived from the Mifne approach (1), to young children with summarized a number of reviews and meta-analyses, concluded
moderately severe to severe autism spectrum disorder (ASD). that children continue to make progress in terms of standard
FIAS is a play-based early intervention used with children aged measures of cognitive and adaptive behavior after the end of an
up to 5 years. Its aim is to encourage children to get involved in intensive intervention period. However, they also suggested that
social interactions by increasing their shared enjoyment and such gains often decrease during follow-up and argued that there
social motivation. A distinctive feature of FIAS is an initial 18- is currently no evidence to suggest that early interventions
day period of veryintensive treatment of the child, together with reduce the need for special support with respect to long.-
his/her core family, in a specialized unit, followed by continued, term outcomes.

professionally supervised, play interaction between the parents In a previous study (10) we reported positive short-term

and the child in the family home. changes both in specific autism-related behaviors and in
Evidence from early intensive intervention research points to everyday functioning domains in 40 children after an 18-day

the effectiveness of comprehensive, behaviorally or period of FIAS early intervention. Changes in autism symptoms
developmentally based intervention programs on cognitive, werecaptured by the Autism Behavior Coding System (ABCS), a
social communication, and language functioning as well as video-based instrument to assess core autism symptoms duringt
adaptive skills (2-4). Outcomes across different studies have therapist-child interaction. We found the most relevant
often shown significant treatment effects, albeit with usually improvement in social cooperative behavior, expression of
small effect sizes (5); moreover, outcomes have generally been wishes, and eye contact. Additionally, the study reported on
found to vary across studies, reflecting the heterogeneity of highly significant improvement ofeveryday functioning domains
patient profiles, specific treatment approaches, and the on the Developmental Disorders-Child-Global Assessment
diversity of outcome measures used (6). Most early Scale (DD-C-GAS).

intervention studies published in recent years have found pre- The present study set out to examine whether an early
treatment intellectual ability, as well as language and adaptive intensive FIAS intervention showed effects 1 and 2 years after
behavior abilities, to be the most reliable predictors of positive the initial intervention period, by considering the following
outcomes (7). Conversely, the severity of autism symptoms and questions: (a) are the effects of FIAS interventions reflected in

age at the start of intervention have shown rather inconsistent independently rated standard assessments of autism symptoms
results in terms of outcome predictability (8). However, there is (using the Autism Disorder Observation Scaleor ADOS-2)(11);
some evidence that interventions targeted at improving social German version (12)] at 1 and 2 years after intervention? (b) is

communication may be most effective at around the age of3-1/2 there a relationship between age and autism symptom severity at

years (3). baseline and ADOSscore changes after 1 and 2 years? (c) to what
The duration of most early interventions in the studies that extent are the effects of FIAS interventions reflected in

have been published varies from between 1 and 2 years of assessments made by clinicians using the DD-C-GAS? (d) what
intensive intervention. However, there is insufficient evidence is the relationship between the ADOS and DD-C-GAS results?
concerning the role of intervention duration (4). Fossum et al. (9) (e) is there a relationship between either the ADOS or DD-C.-
showed that, standard measures of pre-treatment cognitive and GASresults and parents' treatment adherence during the 2 years
language abilities aside, positive affect and level of appropriate of follow-up care?

toy contact significantly influenced children's expressive

language outcome after one year of a community Pivotal

Response Treatment program. In addition, less social MATERIALS AND METHODS
avoidance and fewer repetitive vocalizations were among the

larger benefits of the intervention. Variability in intervention The FIAS Approach
outcomes has been repeatedly shown across different FIAS treatment consists of an initial 18-day intervention period
intervention approaches; and yet the sources of this variability with the core family at the FIAScenter involving up to6hofplay
are unclear, and whether and which developmental profiles sessions per day with alternating therapists. Parents are

benefit most from which kind of early intervention approach intensively coached while playing with their child themselves

remain crucial questions (3, 9). In addition to identifying and while observing their child's behavior via direct and video
relevant outcome predictors, the question of whether early observation of therapist-child interactions during play sessions.
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Sessions with the child are relation-oriented and include children had additional relevant neurological or somatic

exploration, imitation, functional, and symbolic play as well as problems. All the families were currently living in Switzerland

everyday activities as eating, clothing, or hygiene. Main but were of various nationalities. All parents spoke either

intervention targets are sensory perception and processing, German or English. Parents of all children included in the

emotion and behavioral regulation, and development of study gave their written informed consent to the anonymized

autonomy. Parents are taught how to motivate their child to use of their data. During the 2-year follow-up period, according

engage in social interaction and play without directly prompting to their age, all children were integrated in regular or special

or discouraging specific behaviors, and how to interpret their education settings and followed additional occupational or

child's emotional expressions in order to facilitate reciprocal speech therapy sessions.

interactions. Therapists also teach the parents how to transfer

these skills to their home situation. Instruction of parents also
Measures

includes psychoeducation, training of behavioral observation
Autism Symptoms

focusing on social signals, video analysis of play interactions,
The ADOS-2 is a semi-structured, standardized interaction and

and hands-on coaching regarding play and everyday activities.

The initial intervention period is followed by 2 years of
observation tool that assesses social communication and interaction

follow-up care by a FIAS therapist (8 h per month on average),
as well as restricted and repetitive behaviors during child-adult

during which the therapist provides regular coaching, analyzes
interaction (11, 12). Different modules are administered depending

the parents' play interventions at home, and fosters exchange
on expressive verbal language ability and age. ADOS Module 1 for

pre-verbal- to single-word-using children was used to assess all
with other institutions involved, i.e. kindergarten, in order to

children at baseline. Forthe 1-year assessments, Module 1 was used
follow the child's development. In contrast with other early

intervention programs that usually last from 1 to 2 years, FIAS
in most cases; however, for one child Module 2, which requires

simple phrase speech, was more appropriate. At the 2-year
focuses on a very high-intensity treatment period of about 100h

assessments, four children switched to ADOS Module 2, while
during the first 18 days, followed bylessintensive follow-up care.

During the follow-up period, the parents are encouraged to
one child (the one assessed using ADOS Module 2 at the 1-year

provide their child with play sessions of 1 to 2 h of per day in
assessment) switched to Module 3 which requires fluent speech.

The ADOS-2 provides a total score resulting from coding
order to consolidate and amplify the gains made during the

behaviors during the ADOS assessment according to a strict
initial period [for details, see Herbrecht et al. (13)).

algorithm. For most assessments, the ADOS-2 version was used.
FIAS demands high motivation and commitment from

parents during both the initial 18-day period at the treatment
If the prior ADOS-version had been used (i.e. baseline

center and the continuing regular play sessions at home. In this
assessments before 2013), we calculated the updated ADOS-2

respect, families participating in the FIAS treatment program
algorithms for comparability of all ADOS results. The ADOS-2

represent a positive selection'; not all mothers and fathers of
severity score is intended to allow comparisons across different

children with ASD are able and/or willing to stay away from
ages, language abilities, and modules. In this study, both the

ADOS total and severity scores are reported. In addition,
home and to suspend their professional and other customary

assessments of autism spectrum-related symptoms provided a
activities for 18 days and nights in order to spend up to 6 h per

further categorization in terms of symptom levels: high,
day, including weekends, in the confines of the FIAS center. The

moderate, low," or 'minimal-to-no-evidence.
particular conditions of FIAS also mean that it is not possible to

include matched control groups receiving some form of sham

treatment. Consequently, properly controlled clinical trials of Level of Functioning

FIAS treatment are not feasible. As in our previous studies (10, 18), we used an ASD-adapted

version of the Children's Global Assessment Scale, the DD-C-GAS

Participants (Developmental Disorders-Child-Global Assessment Scale) (19);

Between January 2011 and November 2018, 62 young children Germantranslation(20), as the reference measure of children'slevel

with autism according to DSM-IV/DSM-5 (14, 15) criteria were of functioning in daily life. The DD-C-GAS comprises 10 levels of

treated at the FIAS intervention center in Muttenz, Switzerland. functioning, using a 0 to 100 scale in four domains: everyday

By the end of June 2019, 32 of these children had full, 2-year functioning, intellectual performance, communication, and social

follow-up data and these were the data used in the current behavior. Scores below 70 indicate that a child hasimportant special

analysis. The 32 children represent a sub-sample of the 40 needs in that particular domain. DD-C-GAS assessments were

patients whose 18-day outcomes have been described in a made by clinicians, based on parents' observations. In the current

previous paper (Herbrecht et al, 2019). Three children having study, we used the DD-C-GAS as an independent instrument to

been treated at the FIAScenter in 2011 had only 1 year of follow- assess changes in the four domains after the FIAS intervention. We

up care, but still got their 2-year assessment. Diagnosis of ASD at also explored whether changes on this instrument corresponded to

baseline was based on direct observation and assessment by changes in ADOS scores. The DD-C-GAS ratings were made at

expert clinicians not involved in the subsequent interventions, baseline, directly after the 18-dayintensive intervention period, at 1-

using the Autism Diagnostic Observation Schedule (ADOS/ year follow-up, and at 2-year follow-up. As thisinstrument was not

ADOS-2 Module 1) and the Autism Diagnostic Interview- used for all children (see below), the total number of DD-C-GAS

Revised ((ADI-R) (16); German version (17). None of the data is smaller than the one of the ADOS.
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Treatment Adherence measurements and Wilcoxon signed rank tests for comparisons

Adherence to treatment during follow-up intervention is crucial between twotime points. IftheFriedman test indicated significance,

when non-clinicians are mediators of the intervention (3). Wilcoxon signed rank tests with adjustment for multiple testing by

During the 2 years of FIAS follow-up care, parents were Bonferroni-Holm were performed between each pair of two time

regularly encouraged to provide play sessions of at least 1 to points. The outcome measures were changes in ADOS total and

2 h duration per day. To date, few studies have examined severity scores, the DD-C-GASsubdomain scores, autism symptom

therapists' persistence in training parents or other intervention level, and treatment adherence scores. In order to evaluate the
mediators, or parents' fidelity to the intervention. As follow-up impact of either age or autism symptom severity at baseline on

care in the FIAS approach is notably long compared with the outcome parameters, analyses of change were performed by age

shorter, initial high-intensity period, we considered treatment category (<=43 months; >43 months) and baseline ADOS total

fidelity during the 2 years of follow-up to be a relevant factor score category (</-20; >20) respectively. The extent of relationships

when interpreting the follow-up results. As part of FIAS between the DD-C-GAS findings and the ADOS scores at thethree
procedures, the follow-up therapists allocated to each family time points, as well as between changes from baseline to 1- and 2-

were requested to provide an annual global judgment of parents' year follow-ups for both instruments and treatment adherence

treatment adherence (using the four categories of minimal, low, scores were assessed by Spearman's rank correlation coefficients.
sufficient, and excellent), taking into consideration the parents' The analysis was based on values as observed, except for one

observed and reported adherence to the therapists' inputs and missing Year 1 ADOS observation which was replaced by the
their active co-operation in implementing the learned strategies average of baseline and Year 2 values. The sensitivity analysis
during follow-up. with imputed missing DD-C-GAS observations showed no

Procedures
relevant differences.

Assessments weremade at baseline and at 1 and2 years after the

initial intensive period (hereafter referred to as baseline, 1-year,

and 2-year follow-up assessments), the 2-year time point RESULTS

coinciding with the end of the FIAS follow-up care. Autism

symptom levels and follow-up levels of functioning were assessed
Background and Demographic Data

by clinical psychologists at the special Autism Unit of the Child
We analyzed the data of 32 children (28 males, 4 females) who had

and Adolescent Psychiatry University Department in Basel.
beentreatedat the FIAS center between January2011 andJuly2017

None of the evaluators was involved in the FIAS intervention.
and who had completed their 2-year follow-up assessment. The

Baseline functioning levels were assessed by the lead FIAS
children's mean age when the FIAS intervention started was 44.0 +

therapist working with each child. Treatment adherence was
8.3 months.

evaluated by the follow-up reference therapist assigned to each
The mean ADOS total score at baseline was 20.0+ 3.46, while

family (see Table 1 for an overview of the evaluation procedure). the mean severity score was 7.0 + 1.43 indicating moderate tor

high average levels of autism-related symptoms. Mean DD-C-

Statistical Analyses GAS subdomain scores at baseline were similar for self-care

Data analysis was performed using non-parametric methods. (30.6 + 14.21) and communication (31.0 + 12.05), slightly lower

for social behavior (27.0 + 10.44), and higher for intellectualBehavioral changes assessed by the ADOS and DD-C-GAS were
skills (42.1 + 16.17). Scores at baseline indicated significantevaluated using Friedman's rank sum test for repeated
special needs in all four domains, especially in the areas of

social behavior and communication.
TABLE 1 | Evaluation procedures. After splitting the group into two according to median age (43

Assessment Time point Evaluator
months), no relevant age-related differences were observed for any

domain and ofthe ADOS or DD-C-GAS variables at baseline (Mann-Whitney-
instruments Base-line 1-year 2-year U-test, data not shown), although ADOS severity scores were

follow-up follow-up
slightly higher in the older age group than in the younger group

Autism ADOS X x X FIAS (7.4+1.35 vs. 6.7 + 1.45 respectively). We observed no differencesin
symptoms TS, SS independent baseline scores between males and females. Because of the small

clinical number offemales, we did not retain the sex category for analyzing
psychologists

changes in outcome parameters (see Table 2).
Level of DD-C- FIAS reference

functioning GAS therapist

Level of DD-C- x X FIAS Core Autism Symptom Outcomes
functioning GAS independent ADOS Findings by Time Point and Changes From

clinical

psychologists Baseline

Treatment x X FIASreference Mean ADOS total scores decreased from 20.0 + 3.46 at baseline
adherence follow-up to 18.5 +5.91 at 1-year follow-up and statistically significantly to

therapist 17.1 + 6.16 at 2-year follow-up (p = 0.031). Mean severity scores

ADOS TS, ADOS Total Score; ADOS SS, ADOS Severity Score. decreased numerically from 7.0 + 1.43 at baseline to 6.8 +2.01 at

Frontiersin Psychiatry www.frontiersin.org July 2020 Volume 11| Article 687



Herbrechtetal. Two-Year Outcome of FIASEarly Intervention

TABLE 2 | Summary statistics ofbackground and demographic data for allparticipants and by subgroups.

Parameter Age Sex Baseline ADOSTotal Score

All s43mo. >43 mo. Male Female s20 >20

N=32 N=17 N = 15 N = 28 N= 4 N = 17 N = 15

Age

mean(std) 44.0 (8.3) 37.9(4.98) 50.9 (5.31) 44.1 (8.88) 43.5 (1.29) 42.5(8.84) 45.8 (7.55)

med 43.0 39.0 48.0 42.5 43.5 42 44

min-max 25-60 25 -43 44-60 25-60 42-45 25-59 32-60

Age category n(%)
543 mo. 17 (53.1) 15 (53.6) 2(50.0) 10(58.8) 7 (46.7)

>43 mo. 15 (46.9) 13 (46.4) 2 (50.0) 7 (41.2) 8(53.3)

ADOS Total score

mean (std) 20 (3.46) 19.4(3.61) 20.7(3.26) 20(3.66) 19.8 (1.89) 17.1 (2.31) 22.9 (1.36)

med 20.5 20.0 22.0 20.5 20.5 17.0 23.0

min-max 11-26 11-24 16-26 11-26 17-21 11-20 21-26

ADOS Severity score

mean (std) 7 (1.43) 6.7(1.45) 7.4(1.35) 7.1(1.5) 6.5(0.58) 5.8(0.54) 8.3 (0.86)

med 6.5 6.0 8.0 6.5 6.5 6.0 8.0

min-max 4-10 4-9 6-10 4-10 6-7 4-6 7-10

Age Sex Baseline ADOSTotal Score

All <43mo. >43 mo. Male Female <20 >20

N = 31 N=17 N= 14 N = 27 N= 4 N= 17 N = 14

DD-C-GAS Self-care

mean(std) 30.6(14.21) 30.6 (15.08) 30.6 (13.65) 29.7 (11.34) 36.3 (29.26) 30.9 (12.55) 30.1 (16,49)

med 25.0 25.0 25.5 25.0 35.0 31.0 23.0

min-max 5-70 5-70 17-55 17-55 5-70 5-55 17-70

DD-C-GAS Communication

mean (std) 31.0 (12.05) 32.5(13.89) 29.1 (9.53) 31.3 (10.88) 29.3(20.55) 32.1 (13.15) 29.7 (10.92)

med 29.0 32.0 28.5 29.0 31.0 30.0 25.0

min-max 5-55 5-55 17-51 17-55 5-50 5-51 17-55

DD-C-GAS Social behavior

mean (std) 27.0 (10.44) 27.8 (11.74) 26.1 (8.96) 27.0(9.43) 27.0(17.87) 27.2 (12.28) 26.8 (8.11)

med 25.0 31.0 25.0 25.0 30.0 23.0 25.0

min-max 5-50 5-50 13-43 13-50 5-43 5-50 13-40

DD-C-GAS Intellectual skills

mean (std) 42.1 (16.17) 39.1 (17.91) 45.7(13.52) 42.2 (12.69) 41.8 (34.9) 44,7 (18.73) 38.9 (12.33)

med 41.0 35.0 43.0 41.0 40.5 50.0 38.5

min-max 5-81 5-65 21-81 19-65 5-81 5-81 21-60

No relevant group differenceswere observedfor any of the ADOS or DD-C-GAS variables (Mann-Whitney-U test), exceptfor the ADOS scores, as expected.

1-year follow-up and to 6.4 + 1.83 at 2-year follow-up (see Change in Autism Symptom Level

Table 3). The possible impact of age, total ADOS scores, and In addition to ADOS total and severity scores, level of autism

ADOS severity scores at baseline were estimated by comparing spectrum-related symptoms could be further categorized (Lord

subgroups above and below the respective median values: no et al., 2012): "high" encompasses severity scores from 8 to 10;

statistically significant or relevant subgroup differences were moderate," scores from 5 to 7; "low,' scores from 3 to 4; and

noted for any of these baseline variables (data not shown). minimal-to-no-evidence,"' scores of less than 3. According to

TABLE 3 | Summary statistics for ADOS total and severity scorebytime point and change from baseline, andresults of Friedman test and pairwise comparisons (N= 32).

Friedman Pairwise comparisons"

Baseline Year 1 Year 2 Test Bsl-Year 1 Bsl-Year 2 Bsl-Year 1 Bsl-Year 2

p-value p-value p-value

ADOS Total score

mean (std) 20(3.46) 18.5(5.91) 17.1 (6.16) 0.031* 1.5 (4.89) 2.9 (4.92) 0.171 0.006"*

min-max 11-26 6-26 6-26 -6-13 -8-16

ADOS Severity score

mean (std) 7 (1,43) 6.8 (2.01) 6.4(1.83) 0.236 0.2(1.95) 0.6 (1.93) n.a. n.a.

min-max 4-10 3-10 2-10 -3-3 -5-5

tp-value < 0.05; *tp-value< 0.01. The significance level = 0.05.; p-valuefrompairwisecomparisons following significant Friedman test (Wicoxon signed rank testadjusted by the Bonferroni-

Holm correction for multiple testing. Bsl, baseline; n.a., not applicable.
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this categorization, in the present study 13 children had high,

18 had moderate" and 1 had "low* levels of autism symptomsat

baseline. In the older age group the percentage was 53 and 47%

for high and moderate autism symptom levels respectively, while

in the younger group the respective figures were 30 and 65%.

From baseline to 2-year follow-up, all but two children showed

no change or a decrease in these levels of autism symptoms: one

1
-
1
0
0
)

O

of these children changed from low to high levels and the other

(
S
c
o
r
e

from moderate to high levels of autism symptoms at the 2-year

follow-up; 11 children showed a decrease in these levels at the 2-

S
e
l
f
c
a
r
e

year follow-up: 5 changed from high to moderate, 1 from high to

low, 5 changed from moderate to low. We did not observe any

other relevant differences by ageor ADOS total score category at

baseline (see Table 4).

U

Developmental Functioning Outcomes Baseline Day18 Year1 Year 2

DD-C-GAS Findings by Time Point and Changes
FIGURE 1| Box plot: DD-C-GAS Self-care (N = 25). Non-parametric

From Baseline
repeatedmeasures ANOVA (Friedman test): p = 0.000**. Pairwise

For the analysis of changes from baseline, DD-C-GAS data from comparisons between time points(Wilcoxonsigned rank test): p-values

25 children were available for all time points. Seven parents were adjusted by Bonferroni-Holm were 0.000**, except for comparison Year 1 to

unable to evaluate the subdomain intellectual level for their child. Year 2 (p = 0.060).

There were highly statistically significant changes (i.e.

improvements) in all four DD-C-GAS domains from baseline
scores versus DD-C-GAS subdomains illustrate the heterogeneityto 1-year follow-up, as well as from baseline to 2-year-follow-up
of the individual results (see Figures 5 and 6). Nevertheless, the(see Figures 1-4). DD-C-GAS mean scores increased by an

average of about 30points, with relatively small changes between
vast majority of data points were consistently found in the upper

the 1- and 2-year follow-ups.
right quadrant of all the scatterplots, indicating positive changes

At baseline we observed slightly higher median scores in the
of varying magnitude in the behavioral and symptomatic areas

younger age group compared with the older group for the
investigated (DD-C-GAS and ADOS).

domains of communication and social behavior. Changes over
Treatment Adherence

time were also somewhat greater in the younger age group,
Treatment adherence was rated as excellent in 18 of the 32

except for the domain of communication where changes were
families at 1-year follow-up and in 14 of 29 families at 2-year

greater in the older group. There was a trend towards greater
follow-up (ratings were not done for three families treated in

improvement on theDD-C-GAS intellectual skills domain in the

lower ADOS total score category at baseline.

DD-C-GAS subdomain scores were highly intercorrelated.
We observed moderately strong negative correlations between

ADOS total scores and DD-C-GAS subdomain scores at

baseline. At 1-year follow-up, there were highly significant

negative correlations for all subdomains except self-care. At 2-

1
-
1
0
0
)

year follow-up, negative correlations were moderately significant

for ADOS total score and all DD-C-GAS subdomain scores (data

(
S
c
o
r
e

not shown). In contrast, there were no relevant correlations

Scatterplots of changes in ADOS total as well as ADOS severity

C
o
m
m
u
n
i
c
a
t
i
o
n

between the two instruments in terms of change from baseline.

H

TABLE4 | Changes of ADOSsymptom levels from baseline to Year 2.

0R

ADOS symptom ADOS symptom level

level autistic autistic spectrum at Year 2 Baseline Day 18 Year1 Year 2

spectrum at baseline

High Moderate Low FIGURE 2| Box plot: DD-C-GAS Communication (N = 25). Non-parametric

High 13 0 7 6
repeated measures ANOVA (Friedman test): p = 0.000***. Pairwise

Moderate 18 5 6 7
comparisons between time points (Wilcoxon signed rank test): p-values

Low 1 0 1 0
adjusted by Bonferroni-Holmwere 0.000**, except for comparisons Day 18

Total 32 5 14 13
to Year 1 (p = 0.002**), and Year 1 to Year 2(p= 0.460).
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FIGURE3 | Box plot: DD-C-GAS Social behavior(N = 25). Non-parametric FIGURE5| Scatterplot: ADOS Total score change versus DD-C-GAS

repeated measures ANOVA (Friedman test): p = 0.000**. Pairwise Communication change (N = 26). Changes for ADOS scores were calculated

comparisons between time points (Wilcoxon signed rank test): p-values as differences baseline - Year 2 to present improvements as positive values.

adjusted by Bonferroni-Holm were 0.000**, except for comparison Day 18to

Year 1 (p = 0.002*), Year 1 to Year 2(p=0.145).
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FIGURE 6 | Scatterplot ADOS Total score change versus DD-C-GAS Social

FIGURE 4 | Box plot: DD-C-GAS Intellectual skills- Subjects with all time behavior change (N= 26). Changes for ADOS scoreswere calculated as

points(N = 18). Non-parametricrepeated measures ANOVA (Friedman test): differences baseline - Year 2 to present improvements as positive values.

p= 0.000***. Pairwise comparisons betweentime points (Wilcoxon signed

rank test): p-values adjusted by Bonferroni-Holm were 0.000***for

comparison Baseline (Bsl) to Year 2, <0.01** for comparisons Bsl to Day 18 follow-up and still so, albeit less prominently, at 2-year follow-up
and Year 1, and Day 18 to Year 2, <0.05* for Day 18to Year 1 and Year 1 to (Table 5).
Year 2.

Correlations between treatment adherence and ADOS total

scores were statistically significant (p < 0.01) at both 1-year and

2011 whose follow-up care lasted one year only). Treatment 2-year follow-up (r = -0.45, r = -0.60). Correlations between

adherence was rated as being minimal in three families at one- treatment adherence and ADOS severity scores were statistically

year and in four families at 2-year follow-up. There was a trend significant (p < 0.01) at 2-year follow-up (r = -0.50). Significant

towards lower treatment adherence in the older age group positive correlations were found between treatment adherence

compared with the younger age group, and overall, treatment and DD-C-GAS subdomain scores at 1-year follow-up (between

adherence decreased slightly over timein both age groups. When 0.41 for intellectual skills, p < 0.05; and 0.50 for selfcare, p <

analyzed by ADOS total scores at baseline, treatment adherence 0.001). At 2-year follow-up, correlations were mostlylow and not

was significantly higher in the lower-score group at 1-year significant (see Table 6).
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treatment adherence was satisfactory in our sample even though symptoms compared to nonspecific interventions reflected in

a slight decrease over time was observed. Detailed evaluation of control group settings as TAU.

treatment adherence at the level of each family revealed a In conclusion, the results of the current study suggest that the
relevant factor of the decrease: as children grew older, the use FIAS approach, which consists of an initial short and highly
of external support facilities, such as kindergarten or special intensive 18-day intervention period followed by 2 years of
education services as well as additional therapies, became more parent-mediated follow-up care, had a positive impact on the
time-consuming. Thus, regular, daily play sessions between core autism symptoms as well as the adaptive functioning of the
parents and their children in time may have become more children analyzed. Changes assessed with the more global clinical
difficult to accomplish. The relationship between treatment scale DD-C-GAS were numerically moreimpressive, but were also
adherence and ADOS scores seems to be more meaningful more likely to be biased by parents' expectations, than were the
than the one between treatment adherence and DD-C-GAS results from the ADOS scale. The reduction in core autism
subdomain scores. This may be due to the fact that both, symptoms and the higher level of functioning were found to be
treatment adherence and the ADOS, are external measures independent of age and autism severity at the start of
assessed by independent clinicians, whereas the DD-C-GAS is the intervention.
based on the parents' reports. As stated earlier, the special
conditions of the FIAS approach do not allow a matched control

group to beincluded in a study. FIAS demands high motivation and
commitment from parents, as well as intensive, active involvement DATA AVAILABILITY STATEMENT
in the intervention both for the initial period of 18 days at the

treatment center and for continuing regular play sessions at home. The raw data supporting the conclusions of this article will be

These factors cannot be emulated in a credible control group. made available bythe authors, without undue reservation.

Table 7 provides core findings of seven published controlled

intensive intervention trials with young ASD children lasting
between 48 and 96 weeks. In three of these studies no relevant
positive changes in either ADOS Severity or Total Scores were

ETHICS STATEMENT

observed in the control groups, and three studies reported slightly
Written informed consent was obtained from the parents of allnegativechanges onTAU; the onlypaper reportingpositivechanges
children included in the study. All procedures performed inof ADOS Severity Scores on TAU was the one by Rogers et al. (24).
studies involving human participants were in accordance withHowever, this study differs from the others in at least two relevant
the ethical standards of the institutional and/or the Nationalrespects: Thechildren included wereyounger (average 2years) than
Research Committee, as well as with the 1964 Declarationthe onesin the other studies (average between 3.6and6 years), and
of Helsinki and its later amendments or comparablethe average improvement observed in the control group was
ethical standards.

numerically higher than in the group treated according to the

Denver model. A very recent paper by Robain et al. (26) reported

no positive changes in a TAU control group. This study is of

particular interest for a number of reasons: (a) the patient sample AUTHOR CONTRIBUTIONS
iscomparabletoours in terms of size and average ageof thechildren
in the control TAU group; (b) likeours, thestudy wasperformedin EH, MN, and RS designed the study. EH, OL, and EK acquired
Switzerland, and itisreasonabletoassume that the familiesinvolved the data. MN, EH, OL, EK, KS, and RS analyzed and interpreted
in itlived under similar socio-economic circumstances like theones the data. EH, MN, and RS drafted the manuscript. All authors
participating in the FIASstudy; (c) availability and use ofadditional contributed to the article and approved the submitted version.
treatments (behavioral, educational) is comparable in Swiss urban
and suburban areas such as Geneva (26) and Basel (FIAS study). In
summary, there is no evidence from controlled studies that TAU

groups show positive changes onacomprehensive clinical scalesuch FUNDING
as the ADOS. Nevertheless, the changes we observed in favor ofan

intervention benefit cannot be specifically attributed to the FIAS
OL waspartially funded by the Universitäre Psychiatrische Kliniken

treatment, as both maturation and influences such as family- and
(UPK) Basel Forschungsfonds, and by the Fondation Botnar.

other support-related variables may have affected the children's

development. As Robain et al. (26) stated, children in either early
intervention as well as in community treatment settings usually ACKNOWLEDGMENTS
receive multiple interventions, yet specifically addressing social
communication development may be crucial to improve core We thank all families who participated in this evaluation. We
autism symptoms. This may explain the advantage of early also thank the FIAS team and colleagues in the special autism
intensive intervention approaches in improving core autism unit for their valuable work.
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